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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

mit Stolz blicken wir auf ein ereignisreiches 
und erfolgreiches Jahr 2023 in der Hessi-
schen Steuerverwaltung zurück. Der Jahres-
bericht der Oberfinanzdirektion Frankfurt 
am Main gibt Ihnen einen umfassenden Ein-
blick in alle relevanten steuerlichen Zahlen 
und Projekte und stellt erneut eindrucksvoll 
die Leistungsfähigkeit und Erfolgsorientiert-
heit der Hessischen Steuerverwaltung dar. 

Dank des großen Engagements und der gemeinsamen Leistungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Hessischen Steuerverwaltung konnten wir 
einen bedeutenden Beitrag zur Sicherung des Steueraufkommens in Hessen 
leisten. Ein besonders wichtiges und herausforderndes Thema ist und bleibt 
die Rekrutierung von Nachwuchskräften. Dank des Einsatzes ganz vieler in 
der Nachwuchskräfterekrutierung tätiger Kolleginnen und Kollegen ist es 
uns erneut gelungen, junge Menschen für die Tätigkeit in der Steuerverwal-
tung als moderner, attraktiver und zukunftsfester Arbeitgeber zu begeistern. 
Auf neuen Wegen haben wir uns dem Etablieren zukunftsfester Strukturen 
gewidmet. 

Mit großer Tatkraft haben wir weitere Handlungspakete im Rahmen der 
Strukturmaßnahmen der Hessischen Steuerverwaltung (SMART) umgesetzt. 
Wir sind stolz auf das Erreichte und motiviert, weiterhin mit voller Kraft und 
Leidenschaft an unseren Zielen zu arbeiten. 

Ich bedanke mich bei allen Beschäftigten der Oberfinanzdirektion Frankfurt 
am Main sowie den Beschäftigten der hessischen Finanzämter für ihren Ein-
satz und ihren beständigen Leistungswillen und die wertvolle Zusammen-
arbeit. Gemeinsam wollen wir auch in Zukunft unsere Visionen verwirklichen, 
neue Maßstäbe setzen und damit den gleichmäßigen Gesetzesvollzug in 
Steuersachen gewährleisten.

Mit freundlichen Grüßen

Konstanze Bepperling
Oberfinanzpräsidentin 
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ZAHLEN, DATEN,  
FAKTEN

Das Steueraufkommen der 
Hessischen Steuerverwaltung 
betrug im Jahr 2023: 

der Einkommensteuer­
erklärungen wurden 
elektronisch einge­
reicht.

82 % 

70,17 Mrd. € 
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A ls Mittelbehörde koordiniert 

die OFD Frankfurt die Auf

gabenerledigung der hessi-

schen Finanzämter und stellt die 

praxisgerechte und bürgernahe 

Umsetzung der Steuergesetze sicher. 

Dabei unterstützt sie die Finanz

ämter in der steuerfachlichen Arbeit 

mit ausgeprägter Fachkompetenz 

und sichert den gleichmäßigen 

Gesetzesvollzug.

Mehrergebnis wurde durch die 
Betriebsprüfung erreicht.

Das vorläufige steuer­
liche Mehrergebnis 
durch Steuerfahndungs­
prüfungen beträgt: 

195 Mio. € 

rd. 911 Mio. €
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ZAHLEN, DATEN,
FAKTEN

139  
Lotteriesteuer

654  
Erbschaft- 

steuer

677  
Andere  
Steuern nach 
Rennwett- und  
Lotteriegesetz  
(RennwLottG)

1.067  
Grunderwerbsteuer

1.957  
Solidaritätszuschlag

3.007  
Nicht  

veranlagte  
Steuer vom  

Ertrag

5.425  
Einkommen- 

steuer

4.561  
Zahlstellen- 
Kapital- 
ertragsteuer

20.149  
Umsatzsteuer

27.217*  
Lohnsteuer 5.316  

Körperschaft- 
steuer

Die Steuerspirale 2023
Das Steueraufkommen der Hessischen Steuer
verwaltung betrug im Jahr 2023 70,17 Mrd. €. 
Dieses Steueraufkommen von 70,17 Mrd. €  
teilte sich folgendermaßen auf:

* Angaben in Mio. €
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Gegenüberstellung des Steueraufkommens (in €)

Steuerart 2022 2023 + / – in %

Lohnsteuer 26.023.208.104,74 € 27.216.991.323,04 € + 4,6

Einkommensteuer 5.759.845.514,73 € 5.425.311.928,91 €  — 5,8

Körperschaftsteuer 5.772.482.033,65 € 5.315.759.287,56 €  — 7,9

Zahlstellen-Kapital­
ertragsteuer

3.970.398.869,18 € 4.560.660.970,12 € + 14,9

Umsatzsteuer 18.763.192.654,52 € 20.148.626.368,03 € + 7,4

nicht veranlagte Steuer 
vom Ertrag

3.032.497.835,07 € 3.006.836.558,71 €  — 0,9

Erbschaftsteuer 660.238.146,20 € 654.231.315,69 €  — 0,9

Grunderwerbsteuer 1.641.043.637,40 € 1.066.797.322,00 €  — 35,0

Solidaritätszuschlag 1.845.247.864,82 € 1.956.729.090,16 € + 6,0

Lotteriesteuer 140.376.998,12 € 138.552.855,41 €  — 1,3

And. Steuern n. d. 
Rennw.- u. LottG  
(ehemals Sportwettensteuer)

875.053.922,41 € 677.086.549,45 €  — 22,6

Buchmachersteuer  
(ehemals Übrige Besitz- und 
Verkehrssteuern)

49.189,81 € 39.301,84 €  — 20,1

Gesamtaufkommen* 68.483.589.038,68 € 70.167.620.631,99 € + 2,4

Fallzahlentwicklung

Einkommensteuer

Veranlagungszeitraum (VZ) Stichtag Zahl der Fälle + / — + / — in %

VZ 2021 31.12.2022 1.828.257

VZ 2022 31.12.2023 1.799.653 — 28.604 — 1,6

ELSTER-Quote*:

Das Service-Angebot von ELSTER wird kontinu-
ierlich ausgebaut und immer besser angenom-
men: 82 % der rund 2,2 Mio. Einkommensteuer-
erklärungen wurden 2023 elektronisch 
eingereicht. Diese Quote ist im Vergleich zum 
Vorjahr nochmals um etwa zwei Prozentpunkte 
gestiegen. Damit liegt Hessen im bundesweiten 
Vergleich auf Platz zwei. Unter den Flächenlän-
dern steht Hessen sogar an der Spitze.

* Diese ELSTER-Quote berechnet 
sich ausgehend von den erledig
ten Fällen (veranlagte Fälle). In 
den Finanzämtern eingegange-
ne, aber noch offene Fälle sind 
nicht enthalten. Durch die Aus-
wertung der erledigten Fälle wird 
sichergestellt, dass keine Mehr-
fachübermittlungen von Erklä-
rungen gezählt werden (Dublet-
tenbereinigung).      
** VZ-1 und VZ-2 im Kalenderjahr   01.01.–31.12.2017

   01.01.–31.12.2018

   01.01.–31.12.2019

   01.01.–31.12.2020

   01.01.–31.12.2021

   01.01.–31.12.2022

   01.01.–31.12.2023

Zeitraum VZ-übergreifend**

81,9 % 

79,6 %

77,5 %

75,8 %

71,0 %

66,7 %

62,4 %

* Das dargestellte Gesamtauf-
kommen stellt nicht die Summe 
der Beträge aus den vorherigen 
Zeilen dar. Ausgezahlte Rück- 
erstattungen, zum Beispiel für  
die bereits 1997 abgeschaffte 
Vermögensteuer, wurden 
gegengerechnet und sind nicht 
Teil der Tabelle.

82 % 
der rund 2,2 Mio. Einkom­
mensteuererklärungen 
wurden 2023 elektronisch 
eingereicht.
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Körperschaftsteuer
Steuerpflichtige Körperschaften

VZ Stichtag Zahl der Fälle + / — + / —  
in %

VZ 2021 31.12.2022 131.466

VZ 2022 31.12.2023 135.981 4.515 + 3,4

Durchschnittlich erstattete Einkommensteuer

VZ 2020 VZ 2021 VZ 2022

Anzahl der Steuernummern, die eine 
Erstattung erhalten haben 

1.598.750 1.579.429 1.223.439

Erstattungsbetrag insgesamt — 2.886.478.875,66 € — 3.048.503.350,91 € — 1.941.883.894,11 €

durchschnittliche Erstattung pro 
Steuernummer

— 1.805,46 € — 1.930,13 € — 1.587,23 €

ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

Umsatzsteuer

VZ Stichtag Zahl der Fälle + / — + / —  
in %

VZ 2021 31.12.2022 510.144

VZ 2022 31.12.2023 514.713 4.569 + 0,9

Gewerbesteuer

VZ Stichtag Zahl der Fälle + / — + / —  
in %

VZ 2021 31.12.2022 324.235

VZ 2022 31.12.2023 328.720 4.485 + 1,4

VZ Stichtag Zahl der 
Fälle

+ / — + / —  
in %

VZ 2021 31.12.2022 132.648

VZ 2022 31.12.2023 133.041 393 + 0,3

Feststellungen
In den Arbeitsbereichen Personengesellschaf-
ten und Körperschaften werden Einkünfte 
gesondert und einheitlich festgestellt, wenn 
die Einkünfte mehreren Personen steuerlich 
zuzurechnen sind. Eine gesonderte Feststel-
lung von Gewinneinkünften erfolgt, wenn das 
für die gesonderte Feststellung zuständige 
Finanzamt nicht auch für die Steuern vom Ein-
kommen des Steuerpflichtigen zuständig ist.

1.223.439 
Steuernummern haben  
im VZ 2022 eine Erstattung 
erhalten.
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Grunderwerbsteuer

2022 2023 + / — + / —  
in %

bearbeitete Erwerbs- 
vorgänge

133.722 125.847 — 7.875 — 5,9

Bedarfsbewertung

Feststellungen von Grundbesitzwerten für wirtschaftliche Einheiten der 
Land- und Forstwirtschaft:

wirtschaftliche 
Einheiten am:

Land- und  
Forstwirtschaft

+ / — Gesamtsumme der Wert- 
feststellungen in Mio. €

31.12.2022 2.327 + 45 61,8

31.12.2023 2.229  — 98 62,3

Bewertung
Einheitsbewertung (Rechtslage vor der Grundsteuerreform) 

31.12.2022 31.12.2023 + / — + / — in %

Zahl der wirtschaftlichen  
Einheiten des Grundbesitzes

2.884.806 2.897.678 + 12.872 + 0,5

Gleichzeitig war  
auch der Zugang 
an Erwerbs
vorgängen um 
6,8 % geringer.

20
23

20
22

— 6
,8

 %

Das Steueraufkom-
men ist um 574,2 
Mio. € von 1.641,0 € 
auf 1.066,8 Mio. € 
gesunken. Dies ist 
eine Minderung um 
35 %.

— 35 %
2022
2023

Wirtschaftliche 
Einheiten am:

Land- und forstw. 
Vermögen

Grundvermögen Summe

31.12.2022 556.575 2.328.231 2.884.806

31.12.2023 558.738 2.338.940 2.897.678

Veränderung + 2.163 + 10.709 + 12.872

wirtschaftliche Einheiten des 
Wohnungs- und Teileigentums

31.12.2022 31.12.2023 + / — + / —  
in %

575.478 578.858 + 3.380 + 0,6

sind die Vorauszahlun­
gen der Körperschaft­
steuer zum Stichtag 
31.12.2023 gegenüber  
dem Vorjahr gestiegen.

Um 3,4 % 
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Tätigkeiten der amtlichen Bausachverständigen

wirtschaftliche 
Einheiten am:

Wertermittlungen 
für die Einheits­

bewertung

Verkehrswert-
ermittlungen

Gesamtsumme der 
ermittelten 

Verkehrswerte in €

sonstige 
baufachliche  

Gutachten

31.12.2022 1.404 	 1.123 1.383.373.181 467

31.12.2023 1.630 	 540 1.408.745.476 524

Feststellungen von Grundbesitzwerten für wirtschaftliche Einheiten des Grundvermögens:

wirtschaftliche 
Einheiten am:

unbebaute 
Grundstücke

bebaute 
Grundstücke

Sonderfälle  
(z. B. Erbbaurecht, 

Gebäude auf fremden 
Grund und Boden)

+ / — Gesamtsumme  
der Wertfest­
stellungen in 

Mio. €

31.12.2022 1.123 12.809 382 — 725 9.778,4

31.12.2023 1.044 12.565 404 — 301 8.748,1

Land- und Forstwirtschaftliche Sachverständige

Landwirtschaft

Anzahl der bewerteten Vergleichsstücke (VSt) und der besichtigten Musterstücke (MSt)  
der Bodenschätzung

84

Nachschätzungsfläche in Hektar (ha) 4.400

gemeldete Kaufpreisfälle 2.300

Gartenbau
1 %

Einkommen- 
steuer

19 %

Bewertung 
16 %

Übrige  
Steuerarten 

2 %

Erhebung über die Aufgabenaufteilung der Amtlichen  
Landwirtschaftlichen Sachverständigen (ALS) an den Finanzämtern:

Boden- 
schätzung

48 %

Sonstiges
14 %

Andere
38 %

Tätigkeiten  
der ALS  
2023

Andere

ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  
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Forstwirtschaft

Gutachterliche Feststellungen und Überprüfungen durch die Forstsachverständigen betrafen:

Tätigkeitsgebiet Umfang

Tarifvergünstigung für Einkünfte aus  
außerordentlichen Holznutzungen nach § 34b EStG*

—  anerkannte Schadholzmenge

—  vorgeprüfte Schadholzmenge

—  geprüfte (Forst-) Betriebswerke

—  vorgeprüfte (Forst-) Betriebswerke

1.140.168 m³ im Festmaß

311.000 m³ im Festmaß

25 Fälle

13 Fälle

Wertfeststellungen für die Ermittlung von Veräußerungsge-
winnen/Bilanzierung der Wirtschaftsgüter Baumbestand

367 ha Waldfläche

Einheitsbewertung des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens

2.623 ha Waldfläche

* unter Berücksichtigung des  
für die Jahre 2023 und 2024 
angekündigten und noch nicht 
abschließend nachgewiesenen 
Schadensvolumens

Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer

Entwicklung der Sterbefall- und Schenkungsanzeigen

Jahr Eingang bearbeitete Fälle Fälle mit Steuerfestsetzungen

+ / — + / — in % + / — + / — in % + / — + / — in %

2021 130.889 + 10.876 + 9,1 117.815 — 108 — 0,1 8.920 — 361 — 3,9

2022 149.176 + 18.287 + 14,0 138.246 + 20.431 + 17,3 9.319 + 399 + 4,5

2023 143.347 — 5.829  — 3,9 126.850 — 11.396 — 8,2 8.285 — 1034 — 11,1

Im Jahr 2023 lag der Eingang der Sterbefall- und Schenkungsanzeigen um 19.411 (= 15,7 %) über 
dem Durchschnitt der vorangegangenen fünf Jahre. Die Anzahl der bearbeiteten Fälle lag um 
6.972 (= 5,8 %) darüber und die Anzahl der Fälle mit Steuerfestsetzung lag um 684 (= 7,6 %) unter 
dem Durchschnitt der vorangegangenen fünf Jahre.

Entwicklung des Steueraufkommens

Jahr Steueraufkommen  
in Mio. €

+ / — in Mio. € + / — in %

2021 787,9 	 + 70,5 + 9,8

2022 660,2 	 — 127,7  — 16,2

2023 654,2 	  — 6,0  — 0,9

Das Steueraufkommen lag 
im Jahr 2023 mit 654,2 
Mio. € um 37,8 Mio. € bzw. 
5,5 % unter dem Durch-
schnitt der vorangegange-
nen fünf Jahre.

2023

X 2018–2022

654,2 Mio. €

692 Mio. €

—  5,5 %
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ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

Glücksspielbesteuerung 

Rennwett- und Lotteriesteuer 

Jahr Steuerauf­
kommen in 

Mio. €

+ / –  
in Mio. €

+ / — in %

2021 138,4 + 3,1 + 2,3

2022 140,4 + 2,0 + 1,5

2023 138,6  — 1,8  — 1,3

Sportwettensteuer 

Jahr Steuerauf­
kommen 
in Mio. €

+ / —  
in Mio. €

+ / — in %

2021 456,8 + 76,5 + 20,1

2022 419,1  — 37,7  — 8,3

2023 397,2  — 21,9  — 5,2

Online-Pokersteuer 

Jahr Steuerauf­
kommen 
in Mio. €

+ / — 
in Mio. €

+ / — in %

2021 13,6 / /

2022 32,9 + 19,3 + 141,9

2023 30,5  — 2,4  — 7,3

Steuer auf das virtuelle Automatenspiel 

Jahr Steuerauf­
kommen 
in Mio. €

+ / —  
in Mio. €

  + / — in %

2021 188,0 / / 

2022 423,1 + 235,1 + 125,1

2023 249,4  — 173,7  — 41,1

Die auffällige Minderung des Steueraufkommens der virtuellen Automatensteuer um circa 41 % im 
Vergleich zum Vorjahr resultiert insbesondere daraus, dass 2023 etwa ein Drittel der Anbieter des 
virtuellen Automatenspiels ihr steuerpflichtiges Geschäft eingestellt haben. 
Während im Januar 2023 noch 43 Veranstalter steuerlich beim Finanzamt Frankfurt am Main IV 
(heute Finanzamt Frankfurt am Main) geführt wurden, waren es zum Jahresende nur noch 29 
Veranstalter. 

Im Januar 2023 
sind es 43 Anbieter 
für virtuelles 
Automatenspiel

Zum Jahresende 
2023 sind es nur 
noch 29 Anbieter

E

E

E

hat das Steuerauf­
kommen aus der 
Online-Pokersteuer 
2023 gegenüber dem 
Vorjahr abgenom­
men.

gegenüber dem Vorjahr 
gab es aus den Einnah­
men aus Rennwett- und 
Lotteriesteuer im Jahr 
2022.

— 7,3 % 

+ 1,5 % 
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Die niedergeschlagenen Forderungen erhöhten sich um rund 88,9 Mio. €  
auf rund 462,8 Mio. € (+ 23,8 %).

Vollstreckung

2022 2023 Differenz

neu zugegangene Fälle 131.048 148.957 	 + 17.909

davon Amtshilfeersuchen 	 20.724 23.095 	 + 2.371

offene Fälle zum 31.12 60.840 56.723  	 — 4.117

Erledigungsquote 96,7 % 102,8 % + 6,1 %

Abgabenrückstände 1.277,4 Mio. € 1.458,7 Mio. € 	 + 181,3 Mio. €  
(+ 14,2 %)

eingezogene Beträge durch 
die Vollstreckungsstellen

1.203,9 Mio. € 1.346,6 Mio. € 	 + 142,7 Mio. €

eingezogene Beträge durch 
den Außendienst

6,6 Mio. € 6,4 Mio. €  	 — 0,2 Mio. €

Endbestand der in Rück- 
standsanzeigen angezeigten 
Beträge zum 31.12.

463,3 Mio. € 479,2 Mio. € 	 + 16,0 Mio. €  
(+ 3,4 %)

Im Verhältnis zum Kassensoll, das sich um rund 2.284,3 Mio. € auf 72.879,6 Mio. € erhöhte, stellen 
sich die Steuerrückstände wie folgt dar:

31.12.2022  
in Mio. €

+ / — in % 31.12.2023  
in Mio. €

+ / — in %

Gesamtrückstände 1.582,5 + 2,2 2.168,0 + 3,0

davon sind

 — gestundet 185,3 + 0,3 309,7 + 0,4

— ausgesetzt 565,1 + 0,8 661,6 + 0,9

— echte Rückstände 832,1 + 1,2 1.196,7 + 1,6

— �in Vollstreckung 
befindliche Rückstände*

377,5 + 0,5 376,3 + 0,5

* Arbeitsstand und Arbeitsleistun-
gen der Vollstreckungsstellen zum 
31.12.2022 bzw. 31.12.2023
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Vorhandene Betriebe

Die Zahl der vorhandenen Betriebe wurde zum Stichtag 1. Januar 2019 ermittelt und ist bis zur 
nächsten Betriebsgrößenklassen-Einteilung (Stichtag 1. Januar 2024) maßgeblich:

Betriebe/Stichtag 01.01.2016 01.01.2019 Veränderungen

Großbetriebe 13.662 14.820 	 + 1.158

Mittelbetriebe 59.113 60.075 	 + 962

Kleinbetriebe 83.401 81.702 	 — 1.699

Kleinstbetriebe 422.395 454.847 	 + 32.452

Summe 578.571 611.444 	 +  32.873

Nicht prüfungswürdige 
Kleinstbetriebe

192.529 179.240  	 — 13.286

Steuerpflichtige mit 
bedeutenden Einkünften 
(bE-Fälle)

1.665 2.349 	 + 684

Betriebsprüfung (einschließlich Umsatzsteuer-Sonderprüfung)

ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

01.01.2013 01.01.2014 01.01.2015 01.01.2016 01.01.2017 01.01.2018 01.01.2019 01.01.2020 01.01.2021 01.01.2022 01.01.2023

454.100 458.456 459.286 458.909 458.930 458.864 459.692 461.131 482.260 491.601 504.352

510.000

500.000

490.000

480.000

470.000

460.000

450.000

440.000

430.000

420.000

Vorhandene Unternehmer

Entwicklung der Anzahl der Unternehmer/Umsatzsteuer-Signale (Stichtag 1. Januar)  
in den letzten 10 Jahren:

Unternehmer/Umsatzsteuer-Signale 
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Ist-Besetzung 

2022 2023

Betriebsprüfung 1.137 1.139

Umsatzsteuer- 
Sonderprüfung 

		 152 		 155

Summe 1.289 1.294

In der Ist-Besetzung der Betriebsprüfung sind 
auch Fachprüferinnen und Fachprüfer aus den 
Bereichen Kreditinstitute, Versicherungen, 
Fonds, Auslandsbeziehungen, Unternehmens-
bewertung, Betriebliche Altersvorsorge, Land- 
und Forstwirtschaft, IT und Datenzugriff sowie 
Datenanalyse für Kassen- und sonstige Auf-
zeichnungssysteme (DaKs) enthalten. 

112 Prüferinnen und Prüfer konnten nach erfolg-
reicher Absolvierung ihrer Einarbeitungszeit in 
die Betriebsprüfung eingebunden werden. Da-
rüber hinaus befanden sich 78 bis 106 Prüferin-
nen und Prüfer in der Einarbeitung. Dazu zählen 
sowohl die BWL-Bachelor-Absolventinnen und 
-Absolventen als auch die Studierenden aus dem 
Studiengang Rechnungswesen, Steuern, Wirt-
schaftsrecht und Prüfungswesen. In den dualen 
Studiengängen befanden sich im Kalenderjahr 
2023 noch 18 Studierende, die nach erfolgrei-
chem Studienabschluss in den kommenden Jah-
ren in der Betriebsprüfung eingesetzt werden.

Durchgeführte Prüfungen

Betriebsprüfungen

2022 2023

Großbetriebe 2.117 2.575

Mittelbetriebe 2.770 3.068

Kleinbetriebe 1.762 1.979

Kleinstbetriebe 2.863 3.390

Übrige 		 521 		 542

Summe 10.033 11.554

Die Anzahl der durchgeführten Betriebsprüfun-
gen ist im Vergleich zum Vorjahr um 15,2 % 
angestiegen und wurde im Bereich der beson-
ders aufkommensrelevanten und zu priorisie-
renden G1-Betriebe von 535 geprüften Fällen 
um 8,8 % auf 582 geprüfte Fälle gesteigert.

Umsatzsteuer-Sonderprüfungen, Umsatz
steuer-Nachschauen und Kassen-Nachschauen

2022 2023

Umsatzsteuer-Sonderprüfungen 6.779 7.361

Umsatzsteuer-Nachschauen 6.700 6.893

davon:

a) �durch die Betriebsprüfung, 
USt-Sonderprüfung

4.162 4.010

b) durch andere Arbeitsbereiche 2.538 2.883

Kassen-Nachschauen 2.178 2.130

Prüfungsturnus der Betriebsprüfung (in Jahren)

Betriebsgröße 2022 2023

Großbetriebe 7,0 5,8

Mittelbetriebe 21,7 19,5

Kleinbetriebe 46,4 41,3

Kleinstbetriebe 158,9 134,2

bE-Fälle 12,0 9,1

Prüfungsdichte der Umsatzsteuer-Sonderprüfung

2022 2023

1,4 % 1,5 %

Die Prüfungsdichte wurde trotz des weiteren 
Anstiegs des Signalbestands gesteigert und 
stellt einen Spitzenwert im Bund-Länder-Ver-
gleich dar.

Mehrergebnisse (in €) 

2022 2023

Betriebsprüfung 919.605.355 911.390.875

Umsatzsteuer-
Sonderprüfung

87.375.307 140.171.567

Gesamtsumme 1.006.980.662 1.051.562.442

Verlustkürzungen (in €) 

2022 2023

Betriebsprüfung 688.050.835 2.918.443.087
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Bußgeld- und Strafsachen

Steuerfahndung

Personal

2022 2023

eingesetzte Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter (Vollzeitäquivalente 
(VZÄ) *

62,5 60,1

* Bei der Ermittlung von 
Vollzeitäquivalenten werden 
Teilzeitbeschäftigte mit  
deren Anteil an der Arbeitszeit  
eines Vollzeitbeschäftigten 
berücksichtigt.

*Aus den letzten drei Spalten 
 ist die zahlenmäßige 
Entwicklung der letzten fünf 
Jahre im Vergleich zum 
Berichtsjahr ersichtlich.

*Aus den letzten drei Spalten 
 ist die zahlenmäßige 
Entwicklung der letzten fünf 
Jahre im  Vergleich zum 
Berichtsjahr ersichtlich.

ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

Arbeitsergebnisse 
 
Fünfjahresvergleich*

2023 Durch­
schnitt

+ / — + / —  
in %

Eingänge 9.786 9.796 — 10 — 0,1

vom Finanzamt 
abgeschlossene 
Steuerstraf- und 
Bußgeldverfahren

3.684 4.038 — 	354 — 8,8

rechtskräftige 
Geldstrafen, Auf- 
lagen, Geldbußen 
(in Mio. €)

9,48 8,72 	 0,76 + 8,7

Personal

2022 2023

vorhandene Fahndungsprüferinnen 
und Fahndungsprüfer (VZÄ)

228,8 239,0

Arbeitsergebnisse der Steuerfahndungsstellen

Fünfjahresvergleich*

2023 Jahresdurchschnitt 
der letzten fünf Jahre

+ / — + / —  
in %

erteilte Aufträge 5.078 	 3.860 + 1.218 + 31,5

vorläufige Mehrsteuern  
(in Mio. €)

195 	 160 + 35 + 21,9

rechtskräftige Geldsanktionen 
(in Mio. €)

2,5 	 3,0 — 0,5 — 16,7

rechtskräftige Freiheitsstrafen 
(in Jahren)

152 	 139 + 12,4 + 8,9

noch nicht erledigte Aufträge 4.336 	 4.186 + 150 + 3,6
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Straf- und Bußgeldverfahren

Steuerermittlungsverfahren

Amts- und Rechtshilfeersuchen

2023 2022

Durchgeführte Steuerfahndungsprüfungen

Gliederung der vorläufigen steuerlichen Mehrergebnisse (in €)

Umsatzsteuer 47.348.267

Einkommensteuer 26.169.625

Körperschaftsteuer 3.768.627

Lohnsteuer 13.434.929

Gewerbesteuer 7.890.276

Vermögensteuer 48.000

sonstige Steuern 93.330.071

Zinsen gemäß § 233a AO 3.629.877

Summe 195.619.672

rechtskräftige Geld­
sanktionen wurden im  
Fünfjahresvergleich 
festgesetzt.

— 16,7 % 
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Rechtsbehelfe

Einsprüche

2020 2021 2022 2023

Eingänge 222.943 201.272 193.869 437.799*

Erledigung durch

— Rücknahme 37.732 35.274 35.134 38.745

— Abhilfe 151.039 138.371 156.846 171.069

— § 124 Abs. 2 AO 4.246 3.263 3.961 4.559

— Einspruchsentscheidung 15.110 14.136 33.237 14.462

— Teil-Einspruchsentscheidung 251 324 569 443

insgesamt erledigt 208.378 191.368 229.747 229.278

Erledigungsquote Eingang in % 93,47 95,08 118,51 52,37

unerledigte Einsprüche 145.983 153.038 114.417 320.322

— davon ruhende Verfahren 80.110 94.183 49.025 191.980

— Ruhensquote 54,88 61,54 42,85 59,93

Klagen

2020 2021 2022 2023

Eingänge 2.260 2.334 1.978 1.734

Revisionen

2020 2021 2022 2023

Eingänge 49 21 86 19

Fiskalerbschaften 

Eine Fiskalerbschaft liegt vor, wenn nach einem 
Todesfall keine Erben vorhanden sind oder 
ermittelt werden konnten oder wenn diese die 
Erbschaft ausschlagen, so dass das Nachlass-
gericht den Staat als letzten Erben feststellt. 
Für alle in Hessen anfallenden Fiskalerbschaf-
ten übernimmt die OFD Frankfurt die Aufgabe, 
diese Nachlassfälle abzuwickeln – das heißt, 
Haushalte aufzulösen, Bestattungen abzurech-
nen, Firmen abzuwickeln, Schrottautos aus dem 
Straßenraum zu entsorgen und offene Rech-
nungen zu begleichen. Alles sehr handfeste 
Tätigkeiten, die das Leben Verblichener abwi-
ckeln und nicht unbedingt dem Bild von am 
Schreibtisch arbeitenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern einer Finanzbehörde entsprechen 
und von den zuständigen Beschäftigten tatkräf-
tig angegangen werden. Soweit auch Grund
vermögen zum Nachlass gehört und bis zum 

Verkauf verwaltet werden muss, werden sie 
dabei durch den Landesbetrieb Bau und Immo
bilien Hessen (LBIH) als zuständigem Dienst-
leister unterstützt.

Die Nachlassabwicklung erfordert nicht nur 
vielfältige Rechtskenntnisse und hohen Zeitauf-
wand, sondern auch Engagement und Finger-
spitzengefühl der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die mit Angehörigen, Banken, Gläubigern 
und Behörden zusammenarbeiten müssen, um 
die mit den Todesfällen entstandenen Proble-
me zu lösen. Jeder Fall erzählt von einem Men-
schenleben, das oftmals unter schwierigen 
sozialen und finanziellen Umständen zu Ende 
ging.

Im Jahr 2023 fielen in Hessen insgesamt 897 
neue Fälle an. Mit den aus den Vorjahren noch 
offenen oder wegen neuer Entwicklungen 
nochmals aufzunehmenden Fällen befanden 
sich am Jahresende insgesamt 3.333 Aktenvor-
gänge in der Bearbeitung.

ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

2.940.815,11 € 
sind dem Land aus  
Nachlässen im Jahr 2023  
zugefallen. 
 
Hiervon sind Ausgaben  
in Höhe von  

2.275.790,89 € 
abzuziehen.
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Die dem Land zugefallenen Einnahmen aus 
den Nachlässen beliefen sich im Jahr 2023 auf 
2.940.815,11 €. Hiervon sind Ausgaben in Höhe 
von 2.275.790,89 € abzuziehen, die auf die Be-
gleichung von Gläubigerforderungen sowie auf 
Maßnahmen zur Wahrnehmung von Verkehrs-
sicherungspflichten und zur Finanzierung allge-
meiner Verwaltungskosten (Einbindung des 
LBIH) entfielen. Der verbleibende Betrag in 
Höhe von 665.024,22 € dient der Finanzierung 
der bei der Bearbeitung der Fiskalerbschaften 
anfallenden Personalkosten des Landes Hessen. 

Selbstversicherungen

Hessen ist, wie alle Bundesländer, von Geset-
zes wegen von der Pflicht zum Abschluss einer 
Haftpflichtversicherung zur Deckung der durch 
den Gebrauch seiner Kraftfahrzeuge (sowie 
Luftfahrzeuge) verursachten Schäden befreit. 

Nach dem Grundsatz der Selbstversicherung 
des Landes werden die in Schadensfällen ent-
stehenden Kosten aus Haushaltsmitteln ge-
deckt, somit auch alle Schäden mit Dienstfahr-
zeugen des Landes Hessen. Die Bearbeitung 
der Schadensfälle, an denen Dienstfahrzeuge 
des Landes Hessen beteiligt sind, erfolgt zent-
ral durch die OFD Frankfurt. Die OFD Frankfurt 
macht hierbei sämtliche dem Land Hessen 
durch Dritte verursachte Schäden geltend und 
reguliert – entsprechend einer Kraftfahrzeug-
haftpflichtversicherung – die Fremdschäden. 

Im Jahr 2023 umfasste die Selbstversicherung 
ca. 9.650 Fahrzeuge. In diesem Zeitraum wur-
den 1.999 Unfälle gemeldet, an denen Dienst-
fahrzeuge beteiligt waren. 

Bei den Verkehrsunfällen mit Dienstfahrzeugen 
kam es überwiegend zu Sachschäden ohne 
Personenschäden. Die Schäden ohne Betei
ligung Dritter bzw. ohne Verursachung eines 
Schadens am Eigentum Dritter machten ca. 
37 % der gemeldeten Unfälle aus.

Im Jahr 2023 startete ein Projekt mit dem Hes-
sischen Competence Center (HCC), um die Pro-
zesse der Selbstversicherung über den Landes-
standard (SAP) abzubilden. Im Fokus steht eine 
weitere Digitalisierung der Prozesse und eine 
damit verbundene Effizienzsteigerung sowie 
Vereinfachung der Fallbearbeitung. Zu diesem 
Zweck werden auch die Themen Künstliche 
Intelligenz und der Einsatz eines Risikomanage-
mentsystems beleuchtet. Digitale Schnittstel-
len sollen eine zügige Bearbeitung erleichtern. 
In der Planung befindet sich zudem ein Online-
Meldeportal für Bürgerinnen und Bürger, über 
das Unfallmeldungen künftig digital einge-
reicht werden können.

Regress 
bei Arbeits- und außerdienstlichen Unfällen

Werden Bedienstete des Hessischen Finanz
ressorts durch das Verschulden eines Dritten 
arbeits- bzw. dienstunfähig, so gehen deren 
Schadensersatzansprüche kraft Gesetzes inso-
weit auf den Arbeitgeber/Dienstherrn über, als 
dieser bei Tarifbeschäftigten insbesondere  
das Arbeitsentgelt fortzahlt (§ 6 Abs. 1 EntgFG) 
bzw. bei Beamtinnen und Beamten Dienstbezü-
ge weiter gewährt und Beihilfeleistungen er-
bringt (§ 57 HBG).

Fahrzeuge umfasste die 
Selbstversicherung im Jahr 
2023.

Circa 9.650 
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ZAHLEN, DATEN, 
FAKTEN  

Die OFD Frankfurt ist im Fall von Tarifbeschäf-
tigten für die Geltendmachung von Schadens-
ersatzansprüchen gegen Dritte zuständig, die 
sowohl aus Arbeitsunfällen als auch aus außer-
dienstlichen Unfällen resultieren. Im Fall von 
Beamtinnen und Beamten hingegen macht die 
OFD Frankfurt nur solche Schadensersatzan-
sprüche geltend, die aus außerdienstlichen Un-
fällen resultieren. Für die Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen resultierend aus 
Dienstunfällen der Beamtinnen und Beamten 
ist seit dem 01.04.2022 das Regierungspräsidi-
um Kassel zuständig. 

Im Jahr 2023 wurden 74 Arbeitsunfälle, zu de-
nen auch Wegeunfälle gehören, und 38 außer-
dienstliche Unfälle gemeldet. In 35 Fällen wur-
den Regressansprüche gegen Dritte geltend 
gemacht. Insgesamt wurden im Jahr 2023 etwa 
63.000 € vereinnahmt.

Datenschutz 

Die Hauptaufgaben der gemeinsamen Daten-
schutzbeauftragten der OFD Frankfurt und der 
hessischen Finanzämter waren auch im Jahr 
2023 die Unterrichtung und Beratung der daten-
schutzverantwortlichen Dienststellenleitungen 
im Hinblick auf die Einhaltung der einschlägi-
gen datenschutzrechtlichen Vorschriften sowie 
die Kooperation mit den Ansprechpersonen für 
den Datenschutz in den Finanzämtern und der 
OFD Frankfurt, mit dem Informationssicher-
heitsbeauftragten der OFD Frankfurt und den 
Verantwortlichen für den steuerfachlichen Da-
tenschutz der OFD Frankfurt. 

Die Beratung der Verantwortlichen ersteckte 
sich auch darauf, ob im Falle bestimmter risiko-
behafteter Datenverarbeitungen ein Beitrag 
zum Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten 
gemäß Art. 30 der DSGVO zu erstellen oder 
eine Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 
35 DSGVO durchzuführen ist.

Das Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
ist für alle in der OFD Frankfurt und den Finanz-
ämtern im Einsatz befindlichen steuerlichen 
und nicht steuerlichen Verarbeitungstätigkei-
ten zu führen, bei denen personenbezogene 
Daten verarbeitet werden. Zum 31.12.2023 um-
fasste das Verzeichnis 202 Verfahren nach Art. 
30 DSGVO. 

Weitere Aufgaben waren die Zusammenarbeit 
mit der Aufsichtsbehörde und die Tätigkeit als 
Anlaufstelle für Ratsuchende.

Informationssicherheit

Laut dem Lagebericht des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 2023 
ist die Bedrohung im Cyberraum weiter gestie-
gen und so hoch wie nie zuvor. Ein Anstieg der 
Bedrohung wurde unter anderem im Bereich 
der Schwachstellen in Softwareprodukten fest-
gestellt. Das BSI identifizierte im Jahr 2023 täg-
lich ca. 70 neue Schwachstellen, ein Anstieg 
von rund 25 % gegenüber dem Vorjahr . Des-
halb wurde ein zusätzlicher Fokus auf den  
Virenscanner gesetzt. Hierbei wurde in Zusam-
menarbeit mit der Hessischen Zentrale für  
Datenverarbeitung (HZD) und dem IT-Betrieb 
der OFD Frankfurt die Heuristik (Erkennung 

neue Schwachstellen 
täglich identifizierte das 
BSI im Jahr 2023. Ein 
Anstieg um 25 % gegen­
über dem Vorjahr.

Circa 70 
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verdächtiger Merkmale in Dateien) des zentral 
eingesetzten Virenscanners geschärft, um die 
Systeme in der Steuerverwaltung noch besser 
vor Schadsoftware und der ungenehmigten 
Nutzung von diversen Programmen zu schützen.

Um das Risiko von Schwachstellen und Angriffs-
vektoren bestmöglich zu minimieren, ist die 
IT-Sicherheit essentieller Teil des Digitalisie-
rungsprozesses. 

Die Kernaufgabe der Informationssicherheit 
bestand auch darin, die Verfahrensverantwort-
lichen der OFD Frankfurt und der Finanzämter 
bei der Erstellung der Sicherheitskonzepte zu 
beraten und deren Umsetzung zu initiieren und 
zu auditieren. Neue Sicherheitskonzepte wur-
den erstellt und bereits vorhandene Konzepte 
überarbeitet.

Ständige Herausforderungen stellten nach wie 
vor die Behandlung von Sicherheitsvorfällen 
sowie die Bewertung von Schwachstellen und 
die Behandlung der damit verbundenen Risiken 
dar. Phishing-Angriffe auf Pensionsberechtigte, 
Angriffe auf eine Vielzahl von Steuerkanzleien 
und der damit verbundene Versand von E-Mails 
mit Schadsoftware an die Steuerverwaltung, 
das Auftauchen von dienstlichen E-Mail-Adres-
sen im Darknet sowie die Einreichung von 
Steuererklärungen durch Hacker über eine App 
sind einige erwähnenswerte Auffälligkeiten.
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STEUERFACHLICHE  
ARBEITS- 
SCHWERPUNKTE

abgegebene Erklärungen 
zum Grundsteuermess­
betrag

Anrufe beim Bürgerservice 
der hessischen Finanzämter

Arbeitsplätze wurden in 
den ländlichen Raum 
verlagert.

2,2 Mio.

3,2 Mio.

Rund 300
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D ie Hessische Steuerverwal-

tung fokussiert sich bereits 

seit mehreren Jahren darauf, 

die Strukturen zu optimieren und 

sich zukunftsfest aufzustellen.  

Zur Erreichung dieses Ziels sind eine 

Vielzahl an unterschiedlichen 

Arbeitsschwerpunkten erforderlich. 

Organisatorische und steuerfach

liche Schwerpunkte sind dabei 

untrennbar miteinander verbunden 

und müssen gemeinsam umgesetzt 

werden, um das Ziel zukunftsfester 

Strukturen erreichen zu können. 

Nachfolgend dargestellte Arbeits-

schwerpunkte standen im Berichts-

zeitraum dabei im Fokus. 

über dem 5-Jahres­
durchschnitt lag der 
Eingang der Sterbe­
fall- und Schenkungs­
anzeigen.

ist das Steueraufkommen der 
Grunderwerbsteuer gesunken.

Um 17,01 %

27,7 %
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STEUERFACHLICHE 
ARBEITS- 
SCHWERPUNKTE  

Aufbaustrukturen optimieren,
ländlichen Raum stärken
Die bereits im Jahr 2018 eingeleiteten Struktur-
maßnahmen der Hessischen Steuerverwaltung 
(SMART) wurden auch 2023 erfolgreich fortge-
setzt. 

Zudem wurde 2023 die Evaluation bereits ab-
geschlossener SMART-Maßnahmen fortge-
setzt. Die SMART-Maßnahmenpakete sind mit 
folgenden Zielsetzungen verbunden:

•  �Durch Regionalisierungen werden die Kräfte 
der Steuerverwaltung zusätzlich gebündelt, 
wodurch entstehende Synergieeffekte ge-
nutzt und die fachliche Schlagkraft erheblich 
gesteigert werden.

•  �Qualitätssteigerung führt zu Effektivitätsstei-
gerung, die auch von den Bürgerinnen und 
Bürgern spürbar wahrgenommen wird. 

•  �Steigerung der Arbeitgeberattraktivität 
durch heimatnahe und zukunftssichere 
Arbeitsplätze sowohl im ländlichen Raum als 
auch in den Ballungsgebieten.

•  �Schaffung von zukunftsfesten und leistungs-
starken Organisationseinheiten bei effekti-
vem Personaleinsatz.  

Die Evaluationen dienen dazu, sukzessive den 
Grad der Zielerreichung der SMART-Maßnah-
men sowie eventuelle Nachsteuerungsbedarfe 
zu überprüfen. Im Wege einer gezielten Nach-
betrachtung unter Analyse der Projektumset-
zung und des aktuellen Status quo werden eta-
blierte Prozesse hinterfragt und zusätzliche 
Verbesserungsmöglichkeiten und Optimie-
rungspotentiale identifiziert, um die Steuerver-
waltung noch leistungsfähiger aufzustellen.
 

Als erste SMART-Maßnahme wurde im Frühjahr 
2023 die landesweite Zentralisierung der Bear-
beitung der Grunderwerbsteuer im Finanzamt 
Alsfeld-Lauterbach evaluiert. Fortgesetzt wur-
de die Evaluierung der SMART-Maßnahmen im 
Sommer 2023 mit dem Projekt SMART Two 
„Regionalisierung der Finanzkassen ”. Beide 
Maßnahmen führten zu dem gewünschten Effi-
zienzgewinn.

Bündelung der Arbeitnehmerveranlagung 
im ländlichen Raum
Mit der Bündelung der Arbeitnehmerveran
lagung im ländlichen Raum sind dauerhaft 
arbeitsfähige Arbeitseinheiten in den Finanz-
ämtern entstanden. Zudem ermöglicht dies 
Beschäftigten, die häufig außerhalb der Ballungs-
räume leben, einen perspektivreichen Arbeits- 
oder Ausbildungsplatz in Wohnortnähe.

Hierzu wurde in drei Umsetzungsstufen die 
Arbeitnehmerveranlagung aus den Großstäd-
ten Frankfurt am Main, Offenbach am Main und 
Wiesbaden in ländliche Regionen verlagert. Im 
Jahr 2021 und anschließend im Jahr 2022 
konnten bereits die ersten beiden Umsetzungs-
stufen realisiert werden. In der letzten Umset-
zungsstufe zum 1. Dezember 2023 wurden die 
Arbeitnehmerveranlagungen der Finanzämter 
Frankfurt am Main I, II, IV und V-Höchst (heute 
Finanzamt Frankfurt am Main) auf die Finanz-
ämter Wetzlar, Alsfeld-Lauterbach, Korbach-
Frankenberg, Dieburg, Dillenburg, Michelstadt 
und Eschwege-Witzenhausen übertragen.

Damit wurde ein großer Teil des Maßnahmen-
pakets SMART Vier abgeschlossen. Insgesamt 
wurden durch diese Maßnahme circa 827.000 
Arbeitnehmer-Fälle und rund 300 Arbeitsplät-
ze aus den Ballungsräumen in insgesamt elf 
Finanzämter im ländlichen Raum verlagert. Um 
den Steuerpflichtigen auch weiterhin Kontakt-
möglichkeiten in ihrem Finanzamt vor Ort bie-
ten zu können, bleibt der Bürgerservice auch 
an den abgebenden Finanzämtern erhalten.

Regionalisierung der Lohnsteuer
bearbeitung
Die Lohnsteuerbearbeitung wurde erfolgreich 
an insgesamt neun Standorten regionalisiert. 
Nachdem 2021 und 2022 bereits ein Großteil 
der Regionalstellen zur Lohnsteuerbearbeitung 
eingerichtet wurden, folgten in der letzten Um
setzungsstufe zum 1. Dezember 2023 die Um-

300 
Arbeitsplätze wurden 
durch das Maßnahmen­
paket SMART Vier aus den 
Ballungsräumen in ins- 
gesamt elf Finanzämter  
im ländlichen Raum ver­
lagert.
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stellungen für die Regionalstellen in Langen 
und Hanau. 

Mit der letzten Umsetzungsstufe wurde auch 
dieser Teil des Maßnahmenpakets SMART Vier 
abgeschlossen. An den neun Regionalstandor-
ten sind größere und nachhaltig leistungsfähige 
Arbeitseinheiten mit interessanten und pers-
pektivreichen Personalentwicklungsmöglich-
keiten auch und gerade im mittleren Dienst 
entstanden. Die durch die Maßnahme bedingte 
Vergrößerung der Stellen ermöglicht zudem 
bessere fachliche Schwerpunktsetzungen und 
ein größeres Potential für eine nachhaltige 
Personalbesetzung sowie eine leichtere Perso-
nalnachführung. Insgesamt wurden bei dieser 
Maßnahme rund 350 Arbeitsplätze an die Regio
nalstandorte verlagert. 

Einrichtung der Qualitätssicherungsstellen 
(QSt)
Die QSt besteht aus den eigenständigen Teil-
arbeitsbereichen Rechtsbehelfsstelle (RbSt), 
Stundungs-, Erlass-, Haftungs- und Insolvenz-
stelle (StEHISt) sowie der Sachbearbeitung 
Qualitätsmanagement (SB QM). Durch die stär-
kere fachliche Spezialisierung wird eine noch 
höhere Bearbeitungsqualität erreicht. Zugleich 
erfolgt eine Entlastung der Veranlagungsbezirke 
zur Konzentration auf ihre eigentliche Kernauf-
gabe, die Veranlagung.

Nach erfolgreicher Pilotierung in den Finanz-
ämtern Bad Homburg vor der Höhe, Langen 
und Schwalm-Eder im Jahr 2022 führen diese 
Finanzämter die QSt seit dem 1. Januar 2023 im 
Regelbetrieb fort.

Weiterhin wurden zum 1. Juni 2023 die QSt in 
den Finanzämtern Darmstadt, Gießen und Kas-
sel eingeführt.

Zum 1. Oktober 2023 folgte die Einrichtung der 
QSt in den folgenden zehn Finanzämtern: 
Bensheim, Friedberg, Fulda, Gelnhausen, Groß-
Gerau, Hanau, Hersfeld-Rotenburg, Hofheim 
am Taunus, Marburg-Biedenkopf und Rhein-
gau-Taunus.

Der Zeitplan zur landesweiten Umsetzung der 
QSt sah eine Implementierung der QSt in wei-
teren Umsetzungsstufen zum 1. Januar 2024,  
1. März 2024 und zum Abschluss des Projekts 
am 1. Oktober 2024 vor. 

Fusionen und Neuausrichtung der  
Organisationsstrukturen der Großstadt
finanzämter
Mit den Fusionen der Finanzämter Kassel, 
Frankfurt am Main, Offenbach am Main und 
Wiesbaden und der Neuausrichtung der Orga-
nisationsstrukturen in den Finanzämtern Darm-
stadt und Gießen werden zukunftsfähige Orga-
nisationsstrukturen für die größten hessischen 
Finanzämter geschaffen, um den besonderen 
strategischen Herausforderungen und der 
steuerfachlichen Komplexität in den Ballungs-
räumen gerecht zu werden. Durch Stärkung der 
fachlichen und thematischen Spezialisierung 
und einer verbesserten fachlichen Vertretungs-
situation können das gesamte fachliche Poten-
tial genutzt sowie eine effizientere Arbeitswei-
se und ein verbessertes Wissensmanagement 
erreicht werden. Personalentwicklungsmög-
lichkeiten werden durch einen flexibleren Per-
sonaleinsatz und eine stärkere Ausrichtung  
an Talenten, Fähigkeiten und Interessen der  
Beschäftigten verbessert. Die Führung und  
Leitung wird konsequent gestärkt, Kommunika-
tion, Koordination und Veränderungsmanage-
ment werden organisational ausgeprägt.

Die neue Struktur sieht für die Großstadtfinanz-
ämter Darmstadt, Gießen, Kassel, Offenbach 
am Main und Wiesbaden grundsätzlich eine 
Untergliederung in zwei, am Standort Frankfurt 

1. Dezember
Die letzte Umsetzungsstufe  der 
Regionalisierung der Lohnsteuer­
bearbeitung wurde vollzogen.
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am Main in drei fachliche Geschäftsbereiche 
sowie einen Zentralbereich vor. Zudem wird 
eine Stabsstelle eingerichtet, die organisato-
risch unmittelbar der Amtsleitung zugeordnet 
ist. Mit der Geschäftsbereichsleitung wird eine 
zusätzliche Führungsebene zwischen Sachge-
bietsleitung und Amtsleitung eingeführt. 

Nach den Fusionen der Finanzämter in Kassel 
und Wiesbaden zum 1. Oktober 2022 haben 
die Finanzämter Darmstadt und Gießen die 
neue Aufbauorganisation zum 1. Juni 2023 er-
halten. Die Fusionen an den Standorten Frank-
furt am Main und Offenbach am Main sind zum 
1. März 2024 erfolgt. 

Grundsteuerreform in Hessen

Im Jahr 2023 kam die Hessische Steuerverwal-
tung mit der Umsetzung der Grundsteuerre-
form, der größten Steuerreform seit Jahrzehn-
ten, zügig voran. Inzwischen sind landesweit 
mehr als 95 % der wirtschaftlichen Einheiten 
bearbeitet und die entsprechenden Grund-
steuermessbescheide versandt worden.

Hessen hat sich bewusst für ein eigenes Grund-
steuermodell entschieden. Im Vergleich zum 
Bundesmodell sind in der hessischen Erklärung 
nur wenige Angaben zu machen. Das schlanke 
Hessen-Modell der Grundsteuer ist verständ-
lich, die Berechnung kurz und das Ergebnis 
nachvollziehbar – davon profitieren neben den 
Bürgerinnen und Bürgern auch die Kolleginnen 
und Kollegen in den Finanzämtern. 

Die Frist zur Erklärungsabgabe endete bundes-
weit am 31. Januar 2023. Bis zu diesem Zeit-
punkt wurden in Hessen rund 2,2 Mio. Erklä-
rungen zum Grundsteuermessbetrag abgege-
ben. Hessen lag mit seiner Abgabequote in der 
Spitzengruppe aller Bundesländer. Besonders 
erfreulich war die digitale Beteiligung an dieser 
großen Steuerreform. Hier hat sich die konse-
quente Umsetzung der gesetzlichen Verpflich-
tung zur elektronischen Abgabe bewährt.

Die hohe Abgabequote war ausweislich einer 
repräsentativen forsa-Umfrage auch den brei-
ten und passgenauen Informations- und Unter-
stützungsangeboten in Hessen zu verdanken. 
In der genannten forsa-Umfrage wurde das In-
formationsangebot insbesondere von dem Per-

sonenkreis als positiv bewertet, der auch seiner 
Abgabeverpflichtung nachgekommen war. 
Zum Jahreswechsel 2022/2023 als auch zum 
Ende der Frist hat die Hessische Steuerverwal-
tung mit einer gezielten crossmedialen Öffent-
lichkeitskampagne erneut auf das nahende 
Fristende aufmerksam gemacht. Unter anderem 
mittels Großflächenplakaten, Radiospots und 
Zeitungsanzeigen konnten sämtliche Zielgrup-
pen erreicht werden. Zudem standen die 
Serviceangebote der Hessischen Steuerverwal-
tung fortwährend uneingeschränkt zur Verfü-
gung. Die eigens für die Reform aufgebaute 
Informationsseite www.grundsteuer.hessen.de 
bot unter anderem Antworten auf häufig ge-
stellte Fragen. Darüber hinaus führten Erklär-
videos Schritt für Schritt durch die Erklärungs-
abgabe. Die Umfrage hatte die Hessische 
Steuerverwaltung nach Fristende in Auftrag 
gegeben, um die bestehenden Informations- 
und Unterstützungsangebote für die Bürgerin-
nen und Bürger auswerten und gegebenenfalls 
weiter optimieren zu können. 84 % der steuer-
pflichtigen Bürgerinnen und Bürger, die zum 
Fristende ihre Erklärung zum Grundsteuermess-
betrag noch nicht abgegeben hatten, hatten 
dies gemäß der Umfrage noch vor. Hauptgrund 
für die nicht fristgerechte Abgabe war laut den 
Befragten fehlende Zeit. Rund 400.000 persön-
liche Erinnerungsschreiben, die Ende April 
2023 versandt wurden, machten jene Bürgerin-
nen und Bürger zusätzlich auf die noch ausste-
hende Erklärungsabgabe aufmerksam. Inso-
weit überraschte es nicht, dass zum 31. Dezem-
ber 2023 fast alle der in Hessen rund 2,7 Mio. 
fälligen Erklärungen eingegangen waren. 

Die Hessische Steuerverwaltung war auf die 
Mammutaufgabe der Umsetzung der Grund-
steuerreform gut vorbereitet und hat frühzeitig 
ausreichend personelle Vorsorge getroffen. 
Bereits 2019 wurde damit begonnen, zusätz
liches Personal einzustellen und zu qualifizieren. 
Im Ergebnis führte dies dazu, dass zum 31. 
Dezember 2023 bereits mehr als 2,3 Mio. Be-
scheide über den Grundsteuermessbetrag ver-
sandt wurden. Alle Beschäftigten in den Grund-
steuer-Teams setzten die Reform mit enormer 
Tatkraft um. 

Rund  
2,2 Mio. 
Erklärungen zum Grund­
steuermessbetrag  
wurden bis zum Fristende 
31. Januar 2023 in Hessen 
abgegeben.
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Darüber hinaus übermittelte die Hessische 
Steuerverwaltung den Kommunen Mitte des 
Jahres 2024 eine Hebesatzempfehlung, um die 
politisch zugesagte Aufkommensneutralität 
der Grundsteuerreform bezogen auf die jewei-
lige Kommune zu ermöglichen. Diese Hebe-
satzempfehlung wurde auch veröffentlicht, um 
für die Bürgerinnen und Bürger Transparenz 
herzustellen. Um möglichst belastbare Hebe-
satzempfehlungen abgeben zu können, wurde 
zudem die Forschungsstelle Künstliche Intelli-
genz beim Finanzamt Kassel eingebunden. 
Hier arbeiten IT-Expertinnen und -Experten, 
die sich auf Datenanalyse und mathematische 
Systeme spezialisiert haben, gemeinsam und 
wissenschaftlich begleitet an der Berechnung 
aufkommensneutraler Hebesätze. 

Seit Sommer 2023 wurden den ersten hessi-
schen Städten und Gemeinden die in den 
Bescheiden enthaltenen neuen Grundsteuer-
messbetragsdaten elektronisch bereitgestellt. 
Die Reform wurde genutzt, um den Datenaus-
tausch mit den Kommunen weiter zu digitalisie-
ren. Die Datenbereitstellung läuft vollautoma
tisiert und zeigt die Leistungsfähigkeit der 
Hessischen Steuerverwaltung, digitale Prozes-
se voranzubringen. Die ausschließlich elektroni-
sche Bereitstellung der Grundsteuermessbe-
tragsdaten ist zeitgemäß, beugt Fehlern vor 
und spart Zeit und Papier. Bis zum Ende des Be-
richtszeitraumes wurden sämtlichen hessischen 
Städten und Gemeinden erste neue Grund-
steuermessbetragsdaten zur Verfügung gestellt. 

Der Bürgerservice 
der Hessischen Steuerverwaltung

Auch im vergangenen Jahr hat der Bürgerser-
vice in den Finanzämtern sowie die Servicestel-
le im Finanzamt Kassel erneut Großes geleistet. 
Im Jahr 2023 wurden 2.220.950 telefonische 
Anfragen erfolgreich bearbeitet. Zu Beginn des 
Jahres 2023 überwog die Anzahl der Anfragen 
von Bürgerinnen und Bürgern zur Grundsteuer-
reform alle sonstigen Anliegen. Dies führte vor 
allem im Monat Januar 2023 − dem letzten  
Monat zur fristgerechten Abgabe der Erklärung 
zum Grundsteuermessbetrag − zum absoluten 
Rekordwert von über 420.000 eingegangenen 
Anrufen in allen hessischen Finanzämtern. 
Dazu kamen über 53.000 Anrufe in der kosten-
freien und hessenweiten Servicehotline im 

Finanzamt Kassel. Die erstmalig rund 36.000 
online gebuchten Telefontermine des Anruf-
Service, welche sich gerade in Spitzenzeiten als 
beliebte Alternative zu unvermeidbaren Warte-
zeiten etabliert haben, komplettieren die Leis-
tung des Bürgerservice. 

Annähernd hohe Werte wurden nur noch im 
Monat April 2023 erreicht, als die Erinnerungs-
schreiben gestaffelt an die Eigentümerinnen 
und Eigentümer aller wirtschaftlichen Einheiten, 
für die noch kein Erklärungseingang verzeich-
net werden konnte und keine individuelle Frist-
verlängerung gewährt wurde, versendet wurden.

Im weiteren Jahresverlauf normalisierte sich 
das Anrufaufkommen wieder und unterlag den 
üblichen Schwankungen in Abhängigkeit von 
öffentlichkeitswirksamen und/oder massen-
weise durchgeführten Maßnahmen wie dem 
maschinellen Erinnerungs- und Zwangsgeld-
verfahren (EZV).

Vor diesem Hintergrund wurden zwar nicht 
ganz die Zahlen des Rekordjahres 2022 erreicht, 
mit über zwei Mio. telefonisch bearbeiteten 
Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern inner-
halb der fest etablierten Servicezeiten von 
Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
dennoch ein breiter und verlässlicher Service 
geboten.
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Wie leistungsstark der telefonische Service 
agiert, zeigt sich in den geringen Zahlen der 
Vor-Ort-Termine in den Finanzämtern: Insge-
samt mussten lediglich 3.896 Bürgerinnen und 
Bürger den Weg ins Finanzamt auf sich neh-
men. Der Anzahl der tatsächlichen Vor-Ort-Ter-
mine steht die Anzahl der am Telefon geäußer-
ten Terminvereinbarungswünsche in Höhe von 
88.634 gegenüber. Dies zeigt, dass der Weg 
zum Finanzamt in 96 % aller Fälle überhaupt 
nicht mehr erforderlich war, da die meisten An-
liegen der Steuerbürgerinnen und Steuerbür-
ger überwiegend telefonisch und/oder digital 
erledigt werden konnten.

Bekämpfung 
des organisierten Steuerbetrugs

Auch im Jahr 2023 stellte die Bekämpfung der 
bandenmäßig begangenen Steuerhinterziehung 
einen Schwerpunkt der Arbeit der hessischen 
Steuerfahndungsstellen dar. Die zu diesem 
Zweck gebildeten Ermittlungsgruppen (EG) 
waren am Zentralstandort Frankfurt am Main 
und in den Finanzämtern mit Steuerfahndungs-
stellen tätig. Die Themenbereiche der vergan-
genen Jahre waren auch 2023 weiter aktuell. 

STEUERFACHLICHE  
ARBEITS-
SCHWERPUNKTE   

Im Jahr 2023 wurde in Zusammenarbeit mit der 
Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main 
die strafrechtliche Aufarbeitung von Fallkom-
plexen der unberechtigten Inanspruchnahme 
von Kapitalertragsteuer-Erstattungen bei Leer-
verkaufsgeschäften (Cum-/Ex-Fälle) weit voran-
gebracht. Ein Verfahren vor dem Landgericht 
Wiesbaden endete mit der Verurteilung des 
Beschuldigten zu einer Gesamtfreiheitsstrafe 
von acht Jahren und drei Monaten. Die Grund-
lage hierfür bildeten die Ermittlungsarbeiten 
der ersten mit Cum-/Ex-Fällen befassten Er-
mittlungsgruppe in Hessen. Sie war von 2012 
bis 2017 mit den Ermittlungen zu diesem Fall 
befasst. Dieser Fall fand auch über Hessen hin-
aus Beachtung, weil der Angeklagte als einer 
der in Deutschland führenden Berater in Sachen 
Cum-/Ex-Steuergestaltungen galt.

Eine weitere mit sogenannten Cum-/Ex-Fällen 
befasste Ermittlungsgruppe konnte 2023 einen 
Fallabschluss mit einem steuerlichen Mehrer-
gebnis von mehr als 51 Mio. € erreichen. Der 
damit in Verbindung stehende Strafprozess en-
dete im November 2023 mit einer Verurteilung 
des Hauptbeschuldigten zu einer Haftstrafe 
von drei Jahren und drei Monaten.

Darüber hinaus begann 2023 vor dem Landge-
richt Frankfurt am Main das Strafverfahren ge-
gen den ehemaligen Leiter der Steuerabteilung 
einer bekannten Großkanzlei. Auch hier geht  
es um Steuerhinterziehung in bedeutendem 
Ausmaß im Zusammenhang mit sogenannten 
Cum-/Ex-Geschäften. Die den Fall bearbeiten-
de Ermittlungsgruppe unterstützte 2023 die 
Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main 
durch Zuarbeiten bei der Prozessführung. Das 
Verfahren kam im Januar 2024 zu einem Ab-
schluss. Der Angeklagte wurde zu einer Haft-
strafe von drei Jahren und sechs Monaten 
verurteilt. 

Die Bearbeitung von Fällen des Umsatzsteuer-
betrugs im Kfz-Gebrauchtwagenhandel kann 
inzwischen als „Dauerbrenner“ bezeichnet wer-
den. Die damit befasste Ermittlungsgruppe 
war auch im Jahr 2023 erfolgreich. Es wurden 
steuerliche Mehrergebnisse von über 600.000 € 
erzielt und strafrechtliche Verurteilungen er-
reicht. 

51 Mio. €
steuerliches Mehrergebnis konnte 
2023 durch einen Fallabschluss 
der mit sogenannten Cum-/ 
Ex-Fällen befassten Ermittlungs­
gruppe erreicht werden.
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Ankauf und Auswertung der sogenannten 
„Pandora Papers“ – Ausbau der Forschungs-
stelle Künstliche Intelligenz (FSKI)
Im Juni 2023 gab die Hessische Steuerverwal-
tung den Ankauf der „Pandora Papers“ öffent-
lich bekannt. Hinter dieser Bezeichnung steht 
das bislang größte Datenleck über sogenannte 
Steueroasen. Die Existenz der „Pandora Papers“ 
wurde vom „Internationalen Netzwerk investi-
gativer Journalisten“ im Herbst 2021 öffentlich 
gemacht. 

Die angebotenen Daten wurden vor dem An-
kauf umfangreich geprüft und als authentisch 
und verwertbar eingestuft. Sie umfassen mehr 
als 3,8 Terabyte Daten und mindestens 10,4 Mio. 
Dokumente. Unter anderem können sich aus 
den Daten Hinweise auf Steuerkriminalität, 
Geldwäsche und die Umgehung von EU-Sank-
tionen ergeben. Auch die Enttarnung von Brief-
kastenfirmen bildet einen Schwerpunkt. 

Die Auswertung wird im Finanzamt Kassel 
durchgeführt. Zuständig hierfür ist die dort ein-
gerichtete EG. Sie verfügt über langjährige Er-
fahrungen bei der Auswertung von Datenlecks. 
Die EG ist zudem mit Steuer- und Strafverfol-
gungsbehörden im In- und Ausland vernetzt. 
Relevante Informationen für andere Behörden 
werden diesen seitens der EG, je nach Bedarf 
des Einzelfalles, mitgeteilt.

Besondere Herausforderungen bei der Aus-
wertung von Datenlecks ergeben sich durch 
die großen Datenmengen. Um die „Pandora 
Papers“ für die EG besser handhabbar zu ma-
chen, wird diese durch die ebenfalls im Finanz-
amt Kassel eingerichtete Forschungsstelle 
Künstliche Intelligenz (FSKI) bei der Datenauf-
bereitung unterstützt. Dabei werden auch 
Methoden der künstlichen Intelligenz einge-
setzt. Die enge Zusammenarbeit zwischen EG 
und FSKI hat sich bereits bei der Auswertung 
früherer Datenlecks bewährt. 

Neben der Auswertung von Datenlecks gehör-
ten beispielsweise auch die Unterstützungen 
bei der Durchsetzung von EU-Sanktionen oder 
bei der Grundsteuerreform zu den 2023 durch-
geführten Tätigkeiten der FSKI. Im Zusammen-
hang mit dem Ankauf der „Pandora Papers“ 
wurde bekanntgegeben, dass die FSKI in Zu-
kunft ausgebaut und das Personal aufgestockt 
werden soll.

Umsatzsteuerbetrugsbekämpfung
Koordinierungsstelle-Umsatzsteuer –  
Bekämpfung des Umsatzsteuerbetruges
Der OFD Frankfurt obliegt mit ihrer „Koordinie-
rungsstelle-Umsatzsteuer“ die Koordinierung, 
Überwachung und fachliche Begleitung der 
Bearbeitung von Umsatzsteuerbetrugsfällen 
durch die Finanzämter im Besteuerungsverfah-
ren. Eine effektive Umsatzsteuerbetrugsbe-
kämpfung setzt eine gut funktionierende Zu-
sammenarbeit der verschiedenen involvierten 
Stellen sowohl auf nationaler Ebene als auch 
auf internationaler Ebene voraus. 

Zusammenarbeit mit anderen  
EU-Mitgliedstaaten
Die Koordinierungsstelle Umsatzsteuer hat im 
Berichtszeitraum circa 422 Informationsersu-
chen aus anderen Mitgliedstaaten zur Überprü-
fung potentiell betrugsbehafteter grenzüber-
schreitender Geschäftsvorfälle erhalten. Wie 
auch in den Vorjahren betraf der größte Teil 
dieser Ersuchen den Kraftfahrzeughandel.

Die Kraftfahrzeugbranche ist auch überwie-
gend ursächlich für die circa 690 Hinweise auf 
risikobehaftete Geschäftsbeziehungen von 
circa 120 hessischen Unternehmern, die über 
das europäische Frühwarnsystem EUROFISC 
bei der Koordinierungsstelle-Umsatzsteuer ein-
gegangen sind. Dabei wurden zwei hessische 
Scheinfirmen (missing trader) aufgedeckt.

Aktuelle Betrugsbranchen
In Hessen wurden 239 Straf- und 32 Ermittlungs-
verfahren mit dem Schwerpunkt Umsatzsteuer-
betrug zu insgesamt 210 Steuerpflichtigen 
geführt. 165 Steuerpflichtige hiervon sind in 
Hessen ansässig. 

Der sich ergebende Steuerschaden wird durch 
die ermittelnden Steuerfahndungsstellen auf 
circa 63 Mio. € geschätzt. Bei 34 Steuerpflichti-
gen konnte der Steuerschaden zum Meldezeit-
punkt noch nicht beziffert werden. 

Betroffen von diesen Verfahren war insbeson-
dere die Branche der Sicherheitsdienstleistun-
gen. Es waren 129 Straf- und Ermittlungsver-
fahren im Zusammenhang mit Sicherheits-
dienstleistungen anhängig. 

63 Mio. € 
beträgt der geschätzte 
Steuerschaden durch  
Umsatzsteuerbetrug im 
Jahr 2023.
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Ebenfalls in erheblichem Maße waren Ermitt-
lungen der Steuerfahndung im Bereich der 
Kraftfahrzeugbranche notwendig. Hier wurden 
zum 31. Dezember 2023 alleine 76 Verfahren 
geführt. Des Weiteren wurden 13 Verfahren be-
treffend den Handel mit Telekommunikations- 
und Elektronikartikeln (vorwiegend Mobil
telefone und Airpods) geführt. Bei diesen ver-
gleichsweise kleinen, dafür hochpreisigen 
Erzeugnissen handelt es sich um Warengrup-
pen, die in besonderem Maße betrugsanfällig 
sind. 

Koordinierung von Einzelfällen
Im Rahmen der Umsatzsteuer-Betrugsbekämp-
fung wurden der OFD Frankfurt 2023 insge-
samt 1.263 neue Firmen gemeldet, bei denen 
sich Hinweise auf auffällige Geschäftsverbin-
dungen ergaben. Von diesen werden 305 Fir-
men steuerlich in Hessen geführt.

Bei der Bearbeitung der aktuellen Einzelfälle 
hatte die OFD Frankfurt für Hessen circa 70 
Prüfungen mit der Frage, ob betrügerische 
Rechnungsketten vorliegen, zu koordinieren.

Rechtsbehelfs- und sonstige Antragsverfahren
Die Koordinierungsstelle-Umsatzsteuer unter-
stützt die hessischen Finanzämter bei der 
Bearbeitung potentieller Umsatzsteuerbetrugs-
fälle umfassend, das heißt bereits beim Neu-
aufnahmeprozess, aber auch im späteren 
Besteuerungs- und im Prüfungsverfahren sowie 
bei der rechtlichen Würdigung der einschlägi-
gen Fälle. Sofern sich hieraus im Steuerfestset-
zungs- und gegebenenfalls Haftungsverfahren 
Rechtsbehelfs- oder sonstige Antragsverfahren 
anschließen, wird die Koordinierungsstelle-
Umsatzsteuer von den Finanzämtern eingebun-
den. Das umfasst in Einzelfällen auch eine Teil-
nahme der Koordinierungsstelle an der münd-
lichen Verhandlung beim Finanzgericht. 

Die Koordinierungsstelle hat 2023 zu 69 Be-
trugsfällen gerichtliche und außergerichtliche 
Rechtsbehelfs- sowie sonstige Antragsverfah-
ren begleitet.

Der Steuerschaden in diesen Fällen beläuft sich 
auf rund 316 Mio. €. Zu etwa 78 % konnten die 
16 im Berichtszeitraum erledigten Fälle, denen 
ein Steuerschaden von etwa 10,7 Mio. € zu-
grunde lag, zu Gunsten der Finanzverwaltung 
abgeschlossen werden.

Elektronische Rechnungsstellung und 
digitale Meldepflichten 
Die bedeutendste und weitreichendste Maß-
nahme besteht in der geplanten Einführung 
digitaler Echtzeitmeldungen von Umsätzen. 
Dazu wird vorbereitend ab dem 1. Januar 2025 
die elektronische Rechnung für den B2B-Be-
reich schrittweise als Standard eingeführt. Die 
digitalen Echtzeitmeldungen sollen nach dem 
Rechtsetzungsvorschlag der EU-Kommision zum 
1. Januar 2028 für alle grenzüberschreitenden 
Umsätze innerhalb der EU umgesetzt werden. 
Für nationale Umsätze sehen die Vorschläge 
der EU-Kommision dies optional vor. Deutsch-
land beabsichtigt, von dieser Option Gebrauch 
zu machen. 

Besteuerung von Photovoltaikanlagen
Im Zuge des Jahressteuergesetzes 2022 ermä-
ßigte sich ab dem 1. Januar 2023 die Umsatz-
steuer auf 0 % für die Lieferung und Installation 
bestimmter Photovoltaikanlagen, wodurch 
bürokratische Hürden abgebaut und Anlagen-
betreiber entlastet wurden. Flankierend und 
unterstützend verzichtet die Finanzverwaltung 
unter bestimmten Voraussetzungen auf die 
steuerliche Anzeige über die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit und die Übermittlung des Fra-
gebogens zur steuerlichen Erfassung an das 
zuständige Finanzamt. 

Neuausstattung des Vollstreckungs
außendienstes
Für den Vollstreckungsaußendienst der Finanz-
ämter wurden wesentliche Schritte im Bereich 
der Eigensicherung und der Digitalisierung un-
ternommen:

Ausstattung des Vollstreckungsaußendienstes 
mit ballistischen Schutzwesten 
Der Vollstreckungsaußendienst ist eine unver-
zichtbare Institution im Rechtssystem, die mit 
der Beitreibung von steuerlichen und nicht-
steuerlichen Forderungen sowie der Ermittlung 
von weiteren Vollstreckungsmöglichkeiten 
betraut ist.

In den letzten Jahren waren die betreffenden 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter allerdings 
zunehmend kritischen Situationen ausgesetzt. 
Vollstreckungsschuldnerinnen und -schuldner 
treten zunehmend aggressiv und vereinzelt 
auch gewaltbereit auf. Alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit Einsatz im Vollstreckungs-

STEUERFACHLICHE  
ARBEITS-
SCHWERPUNKTE   

Zu 69 
Betrugsfällen hat die   
Koordinierungsstelle 
gerichtliche und außerge­
richtliche Rechtsbehelfs- 
und Antragsverfahren 
begleitet.

1.263 
neue Firmen mit auffälligen
Geschäftsverbindungen 
wurden im Jahr 2023 der 
OFD gemeldet.



33

Ste
u

e
rfach

lich
e  A

rb
e

itssch
w

e
rp

u
n

kte

außendienst wurden daher mit ballistischen 
Schutzwesten ausgestattet. Der Ausstattung 
gingen individuelle Anproben voraus, um 
größtmögliche Sicherheit zu erreichen.
 
Weiterhin erhielt der Vollstreckungsinnendienst 
einen Ausleihpool an Schutzwestensets. Sie 
stehen für den begleitenden Außendienstein-
satz zur Verfügung. 

Ausstattung des Vollstreckungsaußendiensts 
mit Tablet-Geräten 
Zu Beginn des Jahres wurden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die im Außendienst zum Ein-
satz kommen, mit Tablet-Geräten ausgestattet. 

Hierdurch besteht auch im Außendienst die 
Möglichkeit, auf wichtige Informationen zum 
jeweiligen Steuerfall zuzugreifen. Dies führt zu 
einer erhöhten Flexibilität und Effizienz bei der 
Bearbeitung von Aufträgen und Anfragen vor 
Ort. Hiervon profitieren nicht nur die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, sondern auch die 
betroffenen Steuerbürgerinnen und Steuerbür-
ger. So können Zweifelsfragen direkt vor Ort 
geklärt werden und müssen nicht bis zur Rück-
kehr in den Innendienst zurückgestellt werden. 
Auch wertlose Pfändungen können vermieden 
werden, weil der Wert möglicher Pfandsachen 
direkt vor Ort durch Internetrecherchen ermit-
telt werden kann. Weiterhin können wichtige 
Bildnachweise für den Innendienst erstellt und 
verschickt werden. Durch die erleichterte 
Dokumentation von Vollstreckungsmaßnahmen 
werden Fehler reduziert und die Genauigkeit 
der Dokumentation verbessert. Die Bereitstel-
lung einer elektronischen Niederschrift stellt 
einen wichtigen Schritt in Richtung Digitalisie-
rung und medienbruchfreies Arbeiten in der 
Arbeit des Vollstreckungsaußendienstes dar.

Streitbeilegungs- und Vorabverständigungs-
verfahren im internationalen Steuerrecht
Die Verteilung der anhängigen zwischenstaat-
lichen Verfahren (Verständigungs-, Streitbeile-
gungs- und Vorabverständigungsverfahren) auf 
die verschiedenen Verfahrensarten ergibt sich 
aus der Grafik oben.
 
Auslandsfachprüfung und Fachprüfung 
Unternehmensbewertung
Zur Stärkung des Austauschs und der Vernet-
zung bei Betriebsprüfungen zu Auslandssach-
verhalten wurde das Angebot der Workshop-
Formate erweitert. Mit hybriden und rein virtu-
ellen Formaten konnte der Teilnehmerkreis 
erweitert und insbesondere auch den Kollegin-
nen und Kollegen aus anderen Arbeitsbereichen 
die Teilnahme ermöglicht werden. Namentlich 
genannt seien vor allem die Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner für Auslandssach-
verhalte, die in Finanzämtern außerhalb der 
hessischen Großstädte mit der Bearbeitung 
von Prüfungsfällen mit Auslandssachverhalten 
beauftragt sind, sowie die bei der Beurteilung 
von Auslandssachverhalten häufig benötigten 
Fachprüferinnen und-prüfer für Unternehmens-
bewertung. Zudem wurde ein Fachzirkel ge-
schaffen mit dem Ziel, den jeweiligen Fachprü-
fungen für Auslandsbeziehungen und für  
Unternehmensbewertung sowie der Konzern- 
betriebsprüfung den fachlichen Austausch zu 
ermöglichen, Erfahrungswissen zu bündeln 
und die Zusammenarbeit zu erleichtern.

Um die hessische Auslandsfachprüfung im Hin-
blick auf kommende Aufgaben wie die neue 
globale Mindestbesteuerung auch personell zu 
stärken, wurden in den Großstadtfinanzämtern 
2023 weitere Dienstposten für den Arbeitsbe-
reich der Auslandsfachprüfung ausgewiesen.

APA-Anträge

54 58

Verständigungs-
verfahren nach 

DBA

10
1

10
5

Verständigungs-
verfahren  

nach der EU-
Schieds

konvention
70 75

Summe

22
6

23
9

Streitbeilegungs-
verfahren nach 

dem EU-
Streitbeilegungs-

gesetz

1 1

Anhängige hessische zwischenstaatliche Verfahren

31. Dezember 2022

31. Dezember 2023
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Steigerung der Prüfungskompetenz im 
Bereich der Hinzurechnungsbesteuerung
Mit Wirkung zum 30. April 2023 wurde die Fach
prüfung Hinzurechnungsbesteuerung (Fp HZB) 
am Finanzamtsstandort Frankfurt am Main ein-
gerichtet. Die fachorganisatorische Maßnahme 
dient der einheitlichen Anwendung des recht-
lichen Regelungswerks der §§ 7 ff. AStG, insbe-
sondere auch im Hinblick auf die erfolgte 
Reform der Hinzurechnungsbesteuerung. Die 
fachliche Spezialisierung fördert zudem die An-
eignung, Anwendung und den Austausch von 
Expertise und Prüfungserfahrungen und trägt 
zur Steigerung der Prüfdichte in diesem Be-
reich des AStG bei. 

Country-by-Country-Reports (CbCR)
Mit der Einbettung in die KONSENS-Architek-
tur erfuhr das Übermittlungsverfahren der so-
genannten Country-by-Country-Reports 2023 
eine Veränderung. Mit dem gegen Jahresende 
eingeführten Verfahren geht eine deutliche 
Erleichterung und Beschleunigung der Über-
mittlung der CbCR an die Finanzämter einher.

Country-by-Country-Reports, auch genannt 
„länderbezogene Berichte multinationaler Un-
ternehmen“ i. S. d. § 138a AO, sind von interna-

tional tätigen Konzernen mit einem Außenum-
satz von mehr als 750 Mio. € jährlich abzuge-
bende Berichte über ihre weltweite Tätigkeit. 
Sie gehören zum erforderlichen Dokumen
tationsumfang steuerlicher Verrechnungspreise.

Weiterentwicklung der digitalen Arbeits
hilfen ELPAPAS
2023 konnte die Arbeitshilfe ELPAPAS (Elektro-
nische Lösung für Probleme aus der Praxis bei 
Auslandssachverhalten) um weitere Komponen-
ten erweitert werden. Es besteht nunmehr die 
Möglichkeit, private Krankenversicherungsbei-
träge ausländischer Versicherungsgesellschaf-
ten in Basis- und Wahlleistungen aufzuteilen.

Auch das bereits bestehende Tool der Niedrig-
steuergebiete für natürliche Personen wurde 
ausgebaut, so dass jetzt auch die Niedrigsteuer-
gebiete für Unternehmen abrufbar sind.

Weiterhin haben 2023 auch andere Bundeslän-
der Interesse an der Arbeitshilfe ELPAPAS be-
kundet, sodass einzelne Komponenten – und 
hier insbesondere der Kryptowährungsrechner 
– diesen Bundesländern bereits zur Verfügung 
gestellt werden konnten.

ELPAPAS
(Elektronische Lösung für Proble­
me aus der Praxis bei Auslands­
sachverhalten) konnte 2023 um 
weitere Komponenten erweitert 
werden. 

STEUERFACHLICHE  
ARBEITS-
SCHWERPUNKTE   
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D ie Hessische Steuerverwal-

tung ist ein innovativer und 

moderner Arbeitgeber,  

der seinen Beschäftigten hervorra-

gende Arbeitsbedingungen bietet.  

Um diese Attribute dauerhaft  

zu gewährleisten, stellt sich die  

Hessische Steuerverwaltung nicht 

nur organisatorisch regelmäßig  

neu auf, sondern nimmt die Perso-

nalbindung sowie die Demografie-

vorsorge in den Fokus. Sie trägt  

damit auch dem immer härter wer-

denden Wettkampf um die besten 

Fachkräfte Rechnung. 
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Nachwuchsgewinnung – 
dem demografischen Wandel Rechnung  
tragen

Die Hessische Steuerverwaltung stellte im Jahr 
2023 152 Steueranwärterinnen und Steueranwär-
ter im mittleren und 380 Finanzanwärterinnen 
und Finanzanwärter im gehobenen Dienst ein. 

Hinzu kamen 30 dual Studierende in sieben ver-
schiedenen Studiengängen. 2023 wurde erst-
mals der Studiengang „Steuerlehre“ in Koope-
ration mit der Hochschule Fulda angeboten. 
Darüber hinaus liegt ein Schwerpunkt des An-
gebotes nach wie vor auf Studiengängen mit 
Bezügen zur Digitalisierung (Digitale Verwal-
tung, Wirtschaftsinformatik und Informatik), in 
denen zusätzlich die ersten Absolventinnen 
und Absolventen nach erfolgreichem Abschluss 
in der Hessischen Steuerverwaltung in ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen 
wurden.

Feierliche Vereidigung 
der neuen Steuer- und Finanzanwärterinnen 
und -anwärter an symbolträchtigem Ort

Die traditionelle zentrale Vereidigungsfeier 
fand passend zu ihrem 175-jährigen Jubiläum 
in der Frankfurter Paulskirche, der Wiege der 
Demokratie, statt. Erstmals wurde die Vereidi-
gung im Beisein des Hessischen Ministers der 
Finanzen durch den Ministerpräsidenten des 
Landes Hessen, Boris Rhein, vorgenommen.
 

FRESCH-Reloaded

Bereits seit dem Jahr 2015 bietet die Hessische 
Steuerverwaltung Schülerinnen und Schülern 
der Klassenstufen 9 bis 13 Unterrichtsbesuche 
im Rahmen des Projektes FRESCH („Finanzbe-
amte unterrichten Schüler“) an, in welchem jun-
ge Kolleginnen und Kollegen über das Thema 
Steuern aufklären.

Gerade durch das Ende der pandemiebeding-
ten Einschränkungen ist die Nachfrage nach 
Schulbesuchen und Unterrichtseinheiten zum 
Thema Steuern erfreulicherweise wieder ge-
stiegen. Dementsprechend hoch ist der Bedarf 
an hierfür gesondert qualifizierten Kolleginnen 
und Kollegen. Im Jahr 2023 wurden zusätzlich 
40 sogenannte FRESCH-Botschafterinnen und 
-botschafter aus 21 Finanzämtern geschult und 
sowohl fachlich als auch im Rahmen eines Kom-
munikations- und Pädagogiktrainings auf ihren 
Einsatz an Schulen vorbereitet. 

DIE HESSISCHE  
STEUERVERWALTUNG 
ALS MODERNER  
ARBEITGEBER 

FRESCH
(„Finanzbeamte unterrich­
ten Schüler“) wird von der 
Hessischen Steuerverwal­
tung seit 2015 angeboten. 

Mittlerweile bringen insgesamt 128 FRESCH-
Botschafterinnen und -botschafter den Schüle-
rinnen und Schülern die Welt der Steuern nä-
her. Vertreten sind sie in allen hessischen Fi-
nanzämtern.

Personalentwicklung  
vom mittleren in den gehobenen Dienst 

Aufstiegslehrgang
Nach dem 2020 eingeführten Personalentwick-
lungskonzept zum Laufbahnwechsel vom 
mittleren in den gehobenen Dienst sollen in 
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regelmäßigen Abständen von zwei Jahren 
Aufstiegslehrgänge durchgeführt werden. Der 
zweite Lehrgang startete am 1. August 2023 
mit 35 Teilnehmerinnen und Teilnehmern.

Bewerben konnten sich alle interessierten Be-
amtinnen und Beamten des mittleren Dienstes, 
die mit Beginn des Aufstiegslehrgangs ihre lauf-
bahnrechtliche Probezeit erfolgreich abge-
schlossen hatten. Die Auswahl der Teilnehmen-
den erfolgte nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung unter Einbeziehung des No-
tenwerts der Laufbahnprüfung sowie der aktu-
ellen dienstlichen Beurteilung.

Die Bediensteten absolvieren nun eine dreijäh-
rige Einführung in die Aufgaben des gehobe-
nen Dienstes in Form eines dualen Studiums 
mit Fachstudien am Studienzentrum der Finanz-
verwaltung und Justiz sowie berufspraktischen 
Studienzeiten am Ausbildungsfinanzamt. Wäh-
rend dieser Zeit behalten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihren bisherigen dienstlichen 
Status bei.

Personalentwicklung 
gehobener Dienst

Entwicklung der Führungskräfte des  
gehobenen Dienstes
Es ist der Hessischen Steuerverwaltung erneut 
gelungen, zahlreiche Nachwuchsführungskräfte 
aus den eigenen Reihen zu gewinnen. 36 Sach-
bearbeiterinnen und Sachbearbeiter wurden 
nach erfolgreichem Durchlaufen der vorgese-
henen Übungsstationen und Seminare in die 
Rolle einer Sachgebietsleitung in einem hessi-
schen Finanzamt überführt.

Qualifikationsaufstieg in den höheren Dienst 
der Steuerverwaltung als Sachgebietsleitung
Die Hessische Steuerverwaltung bietet mit dem 
Qualifikationsaufstieg gemäß § 37 Abs. 1 Hes-
sische Laufbahnverordnung (HLVO) eine neue 
Perspektive an, welche die Personalentwick-
lung der Beamtinnen und Beamten im gehobe-
nen Dienst attraktiver gestaltet. Der für den 
Qualifikationsaufstieg zu absolvierende Studi-
engang „Master of Public Management“ bei 
der Hessischen Hochschule für öffentliches 
Management und Sicherheit in Wiesbaden wird 

seit dem Wintersemester 2023/2024 jährlich für 
bis zu fünf Personen mit verschiedenen Unter-
stützungsmaßnahmen, unter anderem der 
Übernahme der Studiengebühren, der Gewäh-
rung von Freistellungen vom Dienst sowie der 
wahlweisen Abordnung an ein anderes Finanz-
amt zur besseren Vereinbarkeit von Studium 
und Beruf, flankiert. Das Auswahlverfahren für 
die Vergabe dieser fünf Stipendienplätze wird 
durch das Hessische Ministerium der Finanzen 
bei Vorliegen der allgemeinen Zugangsvoraus-
setzungen (Beurteilungspunktzahl etc.) in Form 
von strukturierten Auswahlgesprächen durch-
geführt und insbesondere im Hinblick auf das 
Bewerbungsmanagement durch die OFD 
Frankfurt unterstützt.

Unterstützung eines berufsbegleitenden  
Jurastudiums
Seit 2023 besteht in der Hessischen Steuerver-
waltung zudem die Möglichkeit, Unterstüt-
zungsmaßnahmen für ein berufsbegleitendes 
Studium der Rechtswissenschaft in Anspruch 
zu nehmen. Unter den Beschäftigten des geho-
benen Dienstes befinden sich immer wieder 
Personen, die ein großes Interesse daran haben, 
unmittelbar oder in einem gewissen Abstand 
zur Laufbahnprüfung ein Studium der Rechts-
wissenschaften aufzunehmen. Eine flankieren-
de Unterstützung dieser Beschäftigten im 
Rahmen des Studiums und des Referendariats 
durch Maßnahmen wie Teilzeit oder Beurlau-
bungen stellt einen weiteren Personalentwick-
lungsbaustein für den gehobenen Dienst dar. 
Auf diese Weise soll die Bereitschaft dieser 
Beschäftigten gefördert werden, sich nach er-
folgreichem Absolvieren des zweiten juristi-
schen Staatsexamens für den höheren Dienst 
der Steuerverwaltung zu bewerben.

Pilotierung 
von Kommunikationsmanagerinnen  
und -managern in sechs hessischen Finanz
ämtern

Die Hessische Steuerverwaltung hat eigene 
Kommunikationsmanagerinnen und -manager. 
Damit wird die Kommunikation mit den Be-
schäftigten erweitert und zugleich der Wert 
und die Bedeutung einer transparenten Infor-
mations- und Wissensweitergabe betont. Auf 
der Grundlage eines Rahmenkonzeptes für die 
Weiterentwicklung der internen Kommunikation 

Seit 2023 
besteht in der Hessischen
Steuerverwaltung die 
Möglichkeit der Unterstüt­
zung eines berufsbeglei­
tenden Jurastudiums.

Interne 
Kommunikation
In sechs Finanzämtern 
wurden Sachbearbeiterin­
nen und Sachbearbeiter 
für die interne Kommuni­
kation eingestellt.
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wurden sechs Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeiter in den Finanzämtern Limburg-Weil-
burg, Darmstadt, Wiesbaden, Frankfurt am 
Main, Nidda und Kassel eingestellt – ein neuer 
Berufszweig, den es in Hessens Finanzämtern 
so bislang nicht gab. An der Pilotierung nahmen 
kleine und große Finanzämter teil. Ziel war es, 
originäre Zuständigkeiten für die interne Kom-
munikation auf Finanzamtsebene zu schaffen. 

Verwaltungskultur kennenlernen
Die Neuzugänge erhielten nach ihrer Ankunft 
ein qualifiziertes Onboarding im Finanzamt und 
hospitierten jeweils zehn Tage in der OFD 
Frankfurt und im Ministerium. Dabei lernten die 
Kommunikationsmanagerinnen und -manager 
den Aufbau der Hessischen Finanzverwaltung 
kennen und konnten sich mit Kolleginnen und 
Kollegen anderer Dienststellen austauschen 
und vernetzen. Neben fachlichen Zusammen-
künften spielten auch gemeinsame Weiterbil-
dungen in der internen Kommunikation eine 
Rolle. Die Weiterentwicklung des amtsinternen 
Mitarbeiterportals bildete einen weiteren in-
haltlichen Schwerpunkt der Tätigkeit.

Zielgruppengenau kommunizieren
Die interne Kommunikation war im Berichtszeit-
raum an Neuunterbringungsprojekten, der Mit-
arbeiterinformation via Newsletter und der 
Organisation amtsinterner Veranstaltungen mit 
eigenen Kommunikationskonzepten beteiligt. 
Der Wunsch nach Transparenz im Rahmen der 
Informationsweitergabe gerade auch bei kom-
plexen, dienststellenübergreifenden Themen, 
wie den SMART-Strukturmaßnahmen, unter-
strich zudem den Wert einer guten internen 
Kommunikation. 

Im Ergebnis ging die Etablierung von Kommu-
nikationsmanagerinnen und -managern in den 
Finanzämtern mit einer Stärkung des Aufgaben-
gebietes der internen Kommunikation einher, 
welches einen wichtigen Beitrag zu noch bes-
serer interner Kommunikationsarbeit und mehr 
Transparenz und Verbundenheit in der Hessi-
schen Steuerverwaltung leistet.

Kompetenzteam 
Veränderungsmanagement und Organisa-
tionsentwicklung

Auch im Jahr 2023 hat das „Kompetenzteam 
Veränderungsmanagement und Organisations-
entwicklung“ zahlreiche Veränderungsprozesse 
in der Hessischen Steuerverwaltung professio-
nell begleitet. Den Schwerpunkt bildete die Be-
gleitung des Fusionsprozesses an den beiden 
Großstadtstandorten Frankfurt am Main und 
Offenbach am Main. Anlässlich der zum 1. März 
2024 vollzogenen Fusionen der Finanzämter 
Frankfurt am Main und Offenbach am Main 
wurden im Rahmen der SMART-Strukturmaß-
nahmen Workshops mit den Beschäftigten aller 
fusionierenden Arbeitsbereiche durchgeführt, 
um aktuelle Stimmungsbilder aufzunehmen so-
wie etwaige weitere Regelungs- und Informa-
tionsbedarfe festzustellen. Auf diesen Erkennt-
nissen aufbauend fanden zur Stärkung der Füh-
rungskompetenz Workshops mit den 
Sachgebietsleitungen zu den Themenkomple-
xen „Führen in Veränderungen“ und „Teament-
wicklung“ statt.

Die Fusion der Finanzämter Frankfurt wurde 
zusätzlich mit einer regelmäßig stattfindenden 
Befragung der Führungskräfte unterstützt.  
Hier konnten die Sachgebietsleitungen aktuelle 
Stimmungslagen und Bedarfe ihrer Arbeits
bereiche anonym an die Projektleitung adres-
sieren.

Die Umsetzung der SMART-Strukturmaßnah-
men hat in der Regel auch personelle Verände-
rungen in der Teamzusammensetzung zur  
Folge. Zur Unterstützung des Veränderungs-
prozesses wurden für die betroffenen Arbeits-
bereiche in mehreren Dienststellen Teament-
wicklungsworkshops angeboten. In diesen wur-
de Raum zum ersten Kennenlernen geboten 
sowie Werkzeuge zur gelungenen Teamfin-
dung an die Hand gegeben.

Personalfortbildung und 
Personalentwicklung
Ucademy − das neue Lernmanagementsystem
Dank guter und intensiver Vorbereitung konnte 
Ende des Jahres 2023 das neue Learning 
Management System in allen Dienststellen der 
Hessischen Steuerverwaltung an den Start 

UCADEMY
Einführung des neuen 
Learning Management  
Systems



41

D
ie H

e
ssisch

e Ste
u

e
rve

rw
altu

n
g

 als m
o

d
e

rn
e

r A
rb

e
itg

e
b

e
r

gehen. Den Beschäftigten stehen in der moder-
nen und digital geprägten Lernplattform res-
sortweit vielfältige Fortbildungsangebote zur 
Verfügung. Neben der traditionellen Wissens-
vermittlung per Seminar oder Onlineveranstal-
tungen (302 Angebote) besteht für alle Interes-
sierten auch die Möglichkeit, sich mittels 
E-Learnings, Videos oder sogar Podcasts (314 
Angebote) fort- und weiterzubilden. Die Ange-
botspalette wird sowohl hinsichtlich der Anzahl 
als auch der unterschiedlichen Formate laufend 
weiterentwickelt. 

Neben der Anpassung der technischen Infra-
struktur und der formatmäßigen Weiterent-
wicklung fand außerdem eine intensive Ausein-
andersetzung mit der Lernkultur statt. Im  
entwickelten „Leitbild Lernen“ wird das lebens-
lange Lernen als fester Bestandteil des Arbeits-
lebens ins Zentrum gerückt. Aufgrund immer 
komplexer werdender Themengebiete bedarf 
es einer hohen Bereitschaft zur stetigen fach-
lichen und persönlichen Fortbildung. Dabei 
sollen vor allem eigenverantwortliches, be-
darfsorientiertes Lernen, das Vernetzen unter-
einander und der Spaß am Lernen im Vorder-
grund stehen. Dabei nehmen die in Workshops 
geschulten Führungskräfte gegenüber den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern zukünftig ver-
stärkt die Rolle als Mentoren und Lerncoaches 
wahr und begleiten diese auf ihrer Lernreise.

Diversity-Management 

Zusammenarbeit mit der Bildungsstätte  
Anne Frank
Die Hessische Steuerverwaltung und die Bil-
dungsstätte Anne Frank arbeiten seit vier  
Jahren zusammen. Die Kooperation begann  
im Februar 2020. Die Hessische Steuerverwal-
tung war die erste Verwaltung, die eine solche 
Zusammenarbeit vereinbart hat. 

Ziel der Kooperation ist die Stärkung der politi-
schen Bildung und die Unterstützung im Um-
gang mit Anfeindungen, Intoleranz und Rassis-
mus. Besonderen Zuspruch fand im Jahr 2023 
die Veranstaltung „‚Und was glaubst Du?‘ – Zum 
Umgang mit Verschwörungserzählungen“.  
Die in Bezug auf die Corona-Pandemie aktuelle 
Thematik führte zu Diskussionen und regem 
Austausch zwischen den Vortragenden und 
Teilnehmenden. Die Zusammenarbeit mit der 

Bildungsstätte wird auch in Zukunft fortgesetzt 
und das Fortbildungsangebot an die aktuellen 
gesellschaftlichen Entwicklungen angepasst. 

Weitere Angebote zur Demokratiefestigkeit
Angebote zur Demokratiefestigkeit sind stets 
Bestandteil des Aus- und Fortbildungsange-
bots der Hessischen Steuerverwaltung und 
werden stetig weiterentwickelt. Im Jahr 2023 
wurde erstmals ein Besuch der Stiftung Adam 
von Trott e.V. durchgeführt sowie das vom 
Zentralrat der Juden in Deutschland geförderte 
Programm „Meet a Jew“ genutzt. Beide 
Programme sollen zukünftig das Angebot der 
Bildungsstätte Anne Frank ergänzen und ver-
stärkt von Auszubildenden und Studierenden 
genutzt werden.  

Der neue Dienstleistungsvertrag 
mit EAP Assist wurde im  
September 2023 unterzeichnet. 

jobfit

jobfit – 
unser behördliches Gesundheits
management

EAP-Neuvergabe
Die Gesunderhaltung der Beschäftigten der 
Hessischen Landesverwaltung ist ein zentrales 
Anliegen des Landes Hessen. Die behördliche 
Gesundheitsförderung ist aufgrund der zuneh-
menden beruflichen Herausforderungen sowie 
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psychischer Beanspruchungen durch gesamt-
gesellschaftliche Krisensituationen ein immer 
wichtiger werdendes Thema. 

Die Oberfinanzdirektion hat im April 2023 eine 
Ausschreibung für eine externe Beratung bei 
beruflichen und privaten Herausforderungen 
für die Hessische Finanzverwaltung veröffent-
licht. 

Im Sinne eines nachhaltigen Gesundheitsma-
nagements sollen die Gesundheit, das Wohlbe-
finden, die Zusammenarbeit und die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten der Hessischen 
Finanzverwaltung weiterhin gestärkt werden. 
Mit der Fortführung eines solchen externen Be-
ratungsangebotes soll den Beschäftigten der 
Hessischen Finanzverwaltung die Möglichkeit 
erhalten bleiben, sich unter streng vertraulichen 
Rahmenbedingungen kompetenten Rat in 
beanspruchenden beruflichen sowie privaten 
Situationen zu holen. Das externe Beratungsan-
gebot ist Bestandteil des behördlichen Gesund-
heitsmanagements „jobfit“ in der Hessischen 
Finanzverwaltung und ergänzt die bestehen-
den Gesundheitsangebote. 

Es wurden umfangreiche Angebote mehrerer 
Dienstleister abgegeben. Obsiegt hat mit sei-
nem vollumfänglichen Angebot EAP Assist. Der 
neue Dienstleistungsvertrag wurde im Septem-
ber 2023 unterzeichnet. 

Gesundheitswoche und Aktionstage
Themenschwerpunkte rund um den Ober
begriff Wohlbefinden werden regelmäßig an 
Aktionstagen von verschiedenen Seiten be-
leuchtet. Bei der Themenauswahl lässt sich das 
jobfit-Team im Finanzressort durch Wünsche 
und Anregungen aus dem Kreis der Kolleginnen 
und Kollegen inspirieren. So startete das jobfit-
Jahr 2023 am 14. Februar – dem Valentinstag – 
mit einem Aktionstag zum Thema Selbstfürsorge 
und Wohlbefinden. Unter dem Motto „be your 
own valentine“ fanden zwei Bewegungseinhei-
ten und drei Vorträge statt, an denen mehr als 
350 Beschäftigte teilnahmen.

Hinsichtlich einer Teilnehmerzahl von rund 600 
Beschäftigten verlief der Aktionstag am  
8. November noch erfolgreicher. Für Vorträge 
zum Thema „mentale Fitness“ konnte beispiels-
weise Horst Lutz, der Gründer und Entwickler 
des Life Kinetik-Konzepts, gewonnen werden.

Flankiert von den Aktionstagen fand in der Jah-
resmitte erneut die jobfit-Gesundheitswoche 
statt. Unter dem Motto „fit in den Sommer mit 
jobfit“ organisierte das jobfit-Team im Finanz-
ressort für den Wochenstart am 26. Juni einen 
digitalen Gesundheitstag. Die Mischung aus 
Bewegungseinheiten und spannenden Vorträ-
gen begeisterte die Teilnehmenden. Die rest-
liche Woche wurde auf Dienststellenebene 
gestaltet. Mit tollen Angeboten vor Ort moti-
vierten die jobfit-Ansprechpersonen ihre Kolle-
ginnen und Kollegen, an Vorträgen, gemeinsa-
men Aktivitäten und Sportangeboten teilzu-
nehmen.

Firmenläufe und jobfit-Laufchallenge
Der Juni stand ganz im Zeichen der Firmenläufe. 
So nahmen etwa 300 Beschäftigte des 
hessischen Finanzressorts an der RöhnEnergie 
Challenge (3. Juni) in Fulda und der J.P. Morgan 
Corporate Challenge (14. Juni) in Frankfurt am 
Main teil. Ausgestattet mit einheitlichen Lauf
shirts im „jobfit-Design“ warben die Läuferinnen 
und Läufer auch in der Öffentlichkeit für das 
umfassende Gesundheitsmanagement in der 
Hessischen Finanzverwaltung.

300 
Beschäftigte des 
hessischen Finanzres­
sorts nahmen an der 
RöhnEnergie Challenge 
(3. Juni 2023) in Fulda 
und der J.P. Morgan 
Corporate Challenge 
(14. Juni 2023) in Frank­
furt am Main teil.

26. Juni 
Das jobfit-Team im 
Finanzressort organi­
sierte einen digitalen 
Gesundheitstag.

DIE HESSISCHE  
STEUERVERWALTUNG
ALS MODERNER  
ARBEITGEBER 

13.–22. Oktober
fand erneut die jobfit-Laufchallenge 
statt. Hierbei konnten die Beschäf­
tigten aktiv werden und beim 
Joggen, Walken, Wandern oder 
Spazierengehen Kilometer 
sammeln.
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Ortsunabhängig fand im Zeitraum vom 13. bis 
22. Oktober erneut die jobfit-Laufchallenge 
statt. Hierbei konnten die Beschäftigten aktiv 
werden und beim Joggen, Walken, Wandern 
oder Spazierengehen Kilometer sammeln. Ins-
gesamt haben 620 Beschäftigte aus 30 Dienst-
stellen 29.478 Kilometer gesammelt – deutlich 
mehr als im Vorjahr (2022: 25.459 km).

Moderne Arbeitswelten

Wie auch in den vergangenen Jahren deutlich 
zu spüren war, ist die Arbeitswelt weiterhin von 
einem beständigen Wandel geprägt. Auch im 
Jahr 2023 verfolgte die Hessische Finanzver-
waltung das Ziel, für ihre Beschäftigten in den 
verschiedenen Arbeitsbereichen ein optimales 
Arbeitsumfeld zu schaffen.

In den im Jahr 2023 fertiggestellten Neubauten 
der Finanzämter Fulda und Nidda zog das 
Multi-Space-Bürokonzept ein und schuf durch 
vielfältige Raumvariationen und hochwertige 
Möbel- sowie IT-Ausstattung eine attraktive 
Arbeitsumgebung. Diese steigert die Effektivi-

160 
Arbeitsplätze wurden in
den Finanzämtern Fulda 
und Nidda neu geschaf-
fen oder dahin verlagert.

2023
zog das Multi-Space-
Bürokonzept in die 
Neubauten der  
Finanzämter Fulda 
und Nidda ein.

tät der Arbeitsprozesse sowie das Wohlbefin-
den und stärkt darüber hinaus die Gesundheit 
der Bediensteten. In der modernen Arbeitswelt 
werden Teamarbeit, kreativer Austausch und 
konzentrierte Gruppen- und Einzelarbeiten op-
timal ergänzt. 

Zudem sind die Finanzämter in Fulda und 
Nidda Zielstandorte, an denen rund 160 Arbeits-
plätze neu geschaffen oder dahin verlagert 
wurden. Die Bündelung von Aufgaben in ein-
zelnen Finanzämtern ist Teil der Maßnahmen 
zur Stärkung des ländlichen Raums.

Die in den folgenden Jahren anstehenden 
Neubauten und Sanierungsprojekte, wie unter 
anderem des Finanzamts Eschwege-Witzen-
hausen (Beschluss zur Sanierung im Jahr 2023), 
geben weiteren Anlass zur Analyse der vorhan-
denen sowie neuen Raumkonzepte. Ziel ist eine 
stetige Weiterentwicklung und Optimierung 
der modernen Arbeitswelt im Sinne der aktivi-
tätsbasierten Arbeit und der Veränderung von 
Arbeitsprozessen durch Digitalisierung.
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Personal OFD Finanzämter Gesamt

Anzahl  
Frauen

Anzahl  
Männer

Gesamt % Anzahl  
Frauen*

Anzahl  
Männer*

Gesamt* % VZÄ Anzahl %

1. Beamte

höherer Dienst 31 45 76 6,43 164 171 335 2,95 307,88 411 3,28

gehobener Dienst 197 164 361 30,54 2.720 2.089 4.809 42,34 4.459,00 5.170 41,23

mittlerer Dienst 30 20 50 4,23 2.120 1.006 3.126 27,52 2.794,68 3.176 25,33

zusammen: 258 229 487 41,20 5.004 3.266 8.270 72,81 7.561,56 8.757 69,83

2. Tarifpersonal

EG 15 - EG 13 51 83 134 11,34 5 17 22 0,19 20,45 156 1,24

EG 12 - EG 9 145 133 278 23,52 378 197 575 5,06 525,96 853 6,80

EG 8 - EG 1 61 29 90 7,61 857 249 1.106 9,74 954,52 1.196 9,54

TV-PKW Hessen 0 1 1 0,08 0 1 1 0,01 1,00 2 0,02

zusammen: 257 246 503 42,55 1.240 464 1.704 15,00 1.501,93 2.207 17,60

Gesamt (1. + 2.) 515 475 990 83,76 6.244 3.730 9.974 87,81 9.063,49 10.964 87,43

3. Kräfte in Ausbildung

Regierungsräte in der Einführungszeit 1 0 1 0,08 19 8 27 0,24 25,51 28 0,22

Finanzanwärterinnen und -anwärter 72 51 123 10,41 517 445 962 8,47 962,00 1.085 8,65

Aufstieg 0 0 0 0,00 27 32 59 0,52 59,00 59 0,47

Steueranwärterinnen und -anwärter 9 7 16 1,35 150 113 263 2,32 263,00 279 2,22

BWLerinnen und BWLer in der Bp 1 1 2 0,17 1 1 2 0,02 2,00 4 0,03

duales Studium Informatik/IT-Forensik 0 0 0 0,00 7 11 18 0,16 18,00 18 0,14

duales Studium Wirtschaftsinformatik/-E-Government 5 16 21 1,78 0 0 0 0,00 0,00 21 0,17

duales Studium Softwaretechnologie 0 0 0 0,00 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00

duales Studium Digitale Verwaltung 5 6 11 0,93 0 0 0 0,00 0,00 11 0,09

duales Studium Accounting und Controlling 1 1 2 0,17 0 1 1 0,01 1,00 3 0,02

duales Studium Personalmanagement 3 1 4 0,34 24 5 29 0,26 29,00 33 0,26

duales Studium Public Administration 9 3 12 1,02 0 0 0 0,00 0,00 12 0,10

duales Studium Steuern und Wirtschaft 0 0 0 0,00 7 12 19 0,17 19,00 19 0,15

duales Studium Steuerlehre 0 0 0 0,00 2 2 4 0,04 4,00 4 0,03

Auszubildende 0 0 0 0,00 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00

zusammen: 106 86 192 16,24 754 630 1.384 12,19 1.382,51 1.576 12,57

Gesamt (1. + 2. + 3.) 621 561 1.182 100 6.998 4.360 11.358 100 10.446,00 12.540 100

Übersicht über den Personalbestand
der Hessischen Steuerverwaltung (Stand 31.12.2023)

DIE HESSISCHE  
STEUERVERWALTUNG
ALS MODERNER  
ARBEITGEBER 

* auf Leerstellen geführte 
Personen sind enthalten
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Personal OFD Finanzämter Gesamt

Anzahl  
Frauen

Anzahl  
Männer

Gesamt % Anzahl  
Frauen*

Anzahl  
Männer*

Gesamt* % VZÄ Anzahl %

1. Beamte

höherer Dienst 31 45 76 6,43 164 171 335 2,95 307,88 411 3,28

gehobener Dienst 197 164 361 30,54 2.720 2.089 4.809 42,34 4.459,00 5.170 41,23

mittlerer Dienst 30 20 50 4,23 2.120 1.006 3.126 27,52 2.794,68 3.176 25,33

zusammen: 258 229 487 41,20 5.004 3.266 8.270 72,81 7.561,56 8.757 69,83

2. Tarifpersonal

EG 15 - EG 13 51 83 134 11,34 5 17 22 0,19 20,45 156 1,24

EG 12 - EG 9 145 133 278 23,52 378 197 575 5,06 525,96 853 6,80

EG 8 - EG 1 61 29 90 7,61 857 249 1.106 9,74 954,52 1.196 9,54

TV-PKW Hessen 0 1 1 0,08 0 1 1 0,01 1,00 2 0,02

zusammen: 257 246 503 42,55 1.240 464 1.704 15,00 1.501,93 2.207 17,60

Gesamt (1. + 2.) 515 475 990 83,76 6.244 3.730 9.974 87,81 9.063,49 10.964 87,43

3. Kräfte in Ausbildung

Regierungsräte in der Einführungszeit 1 0 1 0,08 19 8 27 0,24 25,51 28 0,22

Finanzanwärterinnen und -anwärter 72 51 123 10,41 517 445 962 8,47 962,00 1.085 8,65

Aufstieg 0 0 0 0,00 27 32 59 0,52 59,00 59 0,47

Steueranwärterinnen und -anwärter 9 7 16 1,35 150 113 263 2,32 263,00 279 2,22

BWLerinnen und BWLer in der Bp 1 1 2 0,17 1 1 2 0,02 2,00 4 0,03

duales Studium Informatik/IT-Forensik 0 0 0 0,00 7 11 18 0,16 18,00 18 0,14

duales Studium Wirtschaftsinformatik/-E-Government 5 16 21 1,78 0 0 0 0,00 0,00 21 0,17

duales Studium Softwaretechnologie 0 0 0 0,00 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00

duales Studium Digitale Verwaltung 5 6 11 0,93 0 0 0 0,00 0,00 11 0,09

duales Studium Accounting und Controlling 1 1 2 0,17 0 1 1 0,01 1,00 3 0,02

duales Studium Personalmanagement 3 1 4 0,34 24 5 29 0,26 29,00 33 0,26

duales Studium Public Administration 9 3 12 1,02 0 0 0 0,00 0,00 12 0,10

duales Studium Steuern und Wirtschaft 0 0 0 0,00 7 12 19 0,17 19,00 19 0,15

duales Studium Steuerlehre 0 0 0 0,00 2 2 4 0,04 4,00 4 0,03

Auszubildende 0 0 0 0,00 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00

zusammen: 106 86 192 16,24 754 630 1.384 12,19 1.382,51 1.576 12,57

Gesamt (1. + 2. + 3.) 621 561 1.182 100 6.998 4.360 11.358 100 10.446,00 12.540 100
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DIGITALE  
TRANSFORMATION  
DER HESSISCHEN STEUERVERWALTUNG

Umstieg vom bisherigen 
Dokumentenmanagementsystem 
(DMS) HeDok auf das neue

DMS 4.0
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D ie Hessische Steuerverwal-

tung ist längst auf dem Weg 

zu einer flächendeckend  

digitalen Verwaltung – jedes Jahr 

werden weitere Etappen erreicht. 

Dabei arbeitet die Hessische  

Steuerverwaltung eng verzahnt mit 

den IT-Servicestellen in den Finanz-

ämtern, der Hessischen Zentrale  

für Datenverarbeitung (HZD), der 

Forschungsstelle Künstliche Intelli-

genz im Finanzamt Kassel (FSKI)  

sowie dem Hessischen Ministerium 

der Finanzen (HMdF) zusammen. 

Akten wurden erfolgreich 
im Rahmen der Umstel­
lung auf DMS 4.0 
migriert. Dies beinhaltete 
19.504 Vorgänge und 
1.799.160 Dokumente.

126.153



48

O
FD

 Jah
re

sb
e

rich
t 20

23

Zu den Aufgaben gehören neben der Beschaf-
fung und Wartung von Hardware die fachliche 
Weiterentwicklung der (steuerlichen) Software, 
das Fehler-Management, die Mitarbeit an der 
Netzwerktechnik oder die Abstimmung mit 
den Zuständigen für Datenschutz und Informa-
tionssicherheit. Das Ziel: Den Beschäftigten der 
Finanzämter eine moderne, stabile IT bereitzu-
stellen, ihre tägliche Arbeit effizienter zu ma-
chen, Zeit für neue Aufgaben zu verschaffen 
und letztendlich die steuerliche Aufgabenerle-
digung sicherzustellen. Für die Zielgruppe der 
Steuerpflichtigen arbeitet die Hessische Steu-
erverwaltung im Verbund mit den Bundeslän-
dern an der Weiterentwicklung der elektroni-
schen Steuererklärung (ELSTER) und anderen 
digitalen steuerlichen Kommunikationsmög-
lichkeiten, damit diese ihren steuerlichen 
Pflichten möglichst einfach und elektronisch 
gerecht werden können.

Hierzu zählt zum Beispiel die Anbindung weite-
rer steuerlicher Fachverfahren an die Druck-
straßen der HZD in Hünfeld. Dieser Zentral-
druck unterstützt die Flexibilisierung bei der 
Wahl des Arbeitsorts und ist vor allem bei grö-
ßeren Mengen besonders wirtschaftlich.

Pilotierung DMS 4.0 
in der OFD Frankfurt für die Hessische  
Landesverwaltung

Im Rahmen der bereits etablierten elektroni-
schen Aktenführung pilotierte die OFD Frank-
furt am Main als hessenweit erste Behörde den 
technischen Umstieg vom bisherigen Doku-
mentenmanagementsystem (DMS) HeDok auf 
das neue DMS 4.0. Ziel ist die flächendeckende 
Einführung des DMS 4.0 in der gesamten Hes-
sischen Landesverwaltung bis Ende 2026. 

Die technische Durchführungsphase startete 
bereits im Dezember 2022. Nach erfolgreich 
abgeschlossener Migration der 126.153 Akten 
mit 19.504 Vorgängen und 1.799.160 Dokumen-
ten aus dem bisherigen DMS HeDok wurde der 
Pilotbetrieb von DMS 4.0 im Juni in der OFD 
Frankfurt flächendeckend gestartet. Im pro-
duktiven Betrieb zeigte sich, dass das Produkt 
DMS 4.0 den Anwendenden deutlich mehr 
Freiräume als das Vorgängerprodukt lässt. Die 
Pilotierung wurde im Dezember beendet und 
in den laufenden Betrieb überführt. Die OFD 
Frankfurt hat mit der Pilotierung eine wesent-
liche Grundlage für die flächendeckende Ein-
führung des DMS 4.0 in der gesamten Hessi-
schen Landesverwaltung geleistet. 

„Scannen Weißer Post“ 
Scannen und Bearbeiten von Schreiben an 
das Finanzamt   

Seit Einführung des KONSENS-Verfahrens  
SESAM (Steuererklärungen scannen, archivie-
ren und maschinell bearbeiten) werden durch 
die Scanstellen der Finanzämter bereits defi-
nierte Formulare digitalisiert. Künftig sollen ne-
ben den Formularen auch die sonstigen Doku-
mente und Belege (zum Beispiel Einsprüche 
oder Vollmachten) gescannt werden – ein wei-
terer Meilenstein auf dem Weg zu einer papier-
armen Bearbeitung. Dadurch wird der Großteil 
des bisherigen Papiereingangs durch ePostein-
gänge ersetzt und die Hessische Steuerverwal-
tung nimmt einen weiteren wichtigen Schritt 
auf dem Weg zur vollumfänglichen und einheit-
lichen elektronischen Akte. Vorrangiges Ziel 
bleibt auch weiterhin die Forcierung des Kom-
munikationsportals ELSTER. Gescannt werden 
alle Posteingänge mit steuerlichem Bezug zum 
Einzelfall, auch von anderen Finanzämtern oder 
Behörden. Nicht gescannt werden nicht-steuer-
liche Eingänge und allgemeine Anfragen. 

Die Pilotierung des Projekts „Scannen Weißer 
Post“ startete im August 2023 in den Finanzäm-
tern Wiesbaden, Korbach-Frankenberg sowie 
Offenbach am Main I und II (heute Finanzamt 
Offenbach am Main) und wurde im Dezember 
2023 um die Finanzämter Frankfurt am Main I, 
II, III, IV und V-Höchst (heute Finanzamt Frank-
furt am Main) erweitert. Ab Mitte 2024 soll das 
Verfahren hessenweit zur Verfügung stehen.

DIGITALE  
TRANSFORMATION  
DER HESSISCHEN 
STEUERVERWALTUNG
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ELSTER 
Ausweitung der elektronischen Bekannt- 
gabe für Stundungs-, Erlass und AdV- 
Bescheide (Aussetzung der Vollziehung)

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens wurde für die Finanz
verwaltung die Möglichkeit geschaffen, Ver
waltungsakte elektronisch bekannt zu geben  
(§ 122a Abgabenordnung (AO)). Voraussetzung 
dafür ist eine Einwilligung der Steuerpflichtigen 
zum elektronischen Datenabruf.

Die Möglichkeit der elektronischen Bekanntga-
be wird stufenweise für alle Verwaltungsakte 
umgesetzt. Neben der bisher möglichen elek
tronischen Bekanntgabe des Einkommensteu-
erbescheides erfolgt im nächsten Schritt die 
Umsetzung der elektronischen Bekanntgabe 
für Stundungs-, Erlass- und AdV-Bescheide so-
wie alle in diesem Zusammenhang ergehenden 
sonstigen Schreiben (zum Beispiel Erinnerun-
gen). Die hierfür erforderlichen Arbeiten – ein-
schließlich der erforderlichen Schulungsmaß-
nahmen mit umfassenden Testarbeiten – sind 
2023 größtenteils erledigt worden, sodass 
2024 mit der zeitnahen Einführung der vollstän-
digen medienbruchfreien elektronischen Be-
kanntgabe von Stundungs-, Erlass- und AdV-
Bescheiden gerechnet werden kann.

Ein Ausdruck der Verwaltungsakte ist in diesen 
Fällen dann nicht mehr erforderlich. ELSTER 
stellt die Dokumente zum Datenabruf bereit 
und informiert den Steuerpflichtigen oder des-
sen Empfangsbevollmächtigten hierüber mit-
tels automatisch generierter Benachrichti-
gungs-E-Mail.

Der tatsächliche Abruf der Dokumente wird 
aufgezeichnet. Schlägt eine elektronische Be-
kanntgabe in Ausnahmefällen fehl, erfolgt eine 
Benachrichtigung an das zuständige Finanz-
amt. Die Bekanntgabe erfolgt dann in Papier.

Elektronische Gewerbemeldung

Ein weiterer Schritt in Richtung einer sicher ver-
netzten, papierlosen Verwaltung war 2023 die 
Anbindung der Steuerverwaltung an den elekt-
ronischen Versand der Gewerbemeldungen. 
Damit können Kommunen, die über eine ent-
sprechende IT-Schnittstelle verfügen, die Ge-
werbemeldungen digital übermitteln. In den 
Finanzämtern gehen diese elektronischen Mel-
dungen als „eDatensätze“ ein und können in 
den Fachverfahren ohne Medienbruch weiter-
bearbeitet werden. 

ELSTER
Mit dem Gesetz zur  
Modernisierung des  
Besteuerungsverfahrens 
wurde für die Finanzver­
waltung die Möglichkeit 
geschaffen, Verwaltungs­
akte elektronisch be­
kannt zu geben (§ 122a 
Abgabenordnung).
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KONSENS
GeCO-VERONIKA

Mit GeCo-VERONIKA (Gesamtfalladministra
tion/VGP-Controller Vergabe und Verwaltung 
von Ordnungskriterien in der KONSENS-Archi-
tektur) wurde Ende September ein neues KON-
SENS-Produkt zur Verfügung gestellt. Die An-
wendung ist eine weitere Komponente der 
bundesweiten Vereinheitlichung der Steuer-IT 
und dient der Fallaufnahme von Veranlagungs-
steuerkonten. GeCo-VERONIKA ermöglicht 
eine schnellere Steuernummernvergabe und 
verbessert die Zuordnung. Die Einführung bis 
Ende September 2023 war durch die Finanzmi-
nisterkonferenz festgelegt worden.

KONSENS 
Grundinformationsdienst Steuer GINSTER

Die Ablösung der Funktionalitäten bestehen-
der Verfahren durch neue KONSENS-Produkte 
bleibt eines der vorrangigen Ziele der Digitali-
sierung der Steuerverwaltung. Ziel ist und 
bleibt die vollautomatische Fallverarbeitung 
zur Beschleunigung der Veranlagungsarbeit in 
den Finanzämtern. In einer ersten Stufe soll 
dazu die automatisierte Übernahme von 
Grunddatenänderungen (insbesondere Adress-
änderungen) aus „Mein ELSTER“ und den Erklä-
rungsdaten für den Großteil der Fälle ermög-
licht werden. Die Umsetzung der Aufgabe er-
folgt im beschleunigten Verfahren. Die 
Erstellung des notwendigen technischen Fach-
konzepts wurde 2023 weitgehend abgeschlos-
sen. Zudem wurde im Jahr 2023 das Produkt 
„S- und Bußgeldlistenfälle in GINSTER“ bereit-
gestellt.

Einheitliche Fallsuche Stufe 2 (EinS)
Die Bearbeiterinnen und Bearbeiter in den 
Finanzämtern benötigen zur Ermittlung von 
Ordnungskriterien eine einheitlich gestaltete 
Fallsuche. Mit der zweiten Stufe der Einheitli-
chen Fallsuche (EinS) wird die „UNIFA-Steuer-
nummernsuche“ um die Suchdialoge für Über-
wachungskonten und die Fragebögen zur steu-
erlichen Erfassung (FsE) erweitert. Ziel ist die 
Bereitstellung einer Fachanwendung, die den 
Anwenderinnen und Anwendern im Finanzamt 
eine einheitliche und länderübergreifende Fall-
suche von Konten im GINSTER-Datenbestand 
und deren Anzeige ermöglicht und weiterhin 

die Recherche in der Identifikationsnummer- 
und Wirtschafts-Identifikationsnummer-Daten-
bank des Bundes integriert. Ein wichtiger Vor-
bereitungsschritt wurde durch die technische 
Umsetzungsbeschreibung (sog. Lastenheft) er-
reicht.

Einführung der Wirtschafts-
Identifikationsnummer 
gemäß § 139c AO (W-IdNr.) 
 
Mit der W-IdNr. soll ein einheitliches, eindeuti-
ges und dauerhaftes Merkmal zur Identifikation 
der wirtschaftlich Tätigen und der einzelnen 
wirtschaftlichen Tätigkeiten geschaffen wer-
den.

Zusammen mit dem Bund konnten die fachli-
chen Abstimmungen für die erste Befüllungs-
welle weitestgehend abgeschlossen werden. 
Die Ergebnisse des laufenden Testverfahrens 
sind durchgehend positiv. Neben Hessen ha-
ben sich auch weitere Bundesländer zur Teil-
nahme an den Fachtests bereiterklärt. Der Lauf 
zur initialen Befüllung der W-IdNr.-Datenbank 
wurde Ende des Jahres erfolgreich durch das 
Land Niedersachsen simuliert.

DIGITALE
TRANSFORMATION 
DER HESSICHEN 
STEUERVERWALTUNG  

W-IdNr.
Die Ergebnisse des lau­
fenden Testverfahrens 
sind durchgehend posi­
tiv. Neben Hessen haben 
sich auch weitere Bundes­
länder zur Teilnahme  
an den Fachtests bereit­
erklärt.
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DIE  
BAUABTEILUNG  
DER OFD

sind für den Neubau der Arolsen 
Archives, des weltweit größten 
Archivs zu den Opfern und Überle­
benden des Nationalsozialismus, 
eingeplant.

ist das ermittelte Projektkostenziel 
für den Neubau des Paul-Ehrlich-
Instituts.

17,3 Mio. €

1,15 Mrd. €
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D ie Bauabteilung der OFD 

Frankfurt steuert als fachauf-

sichtsführende Ebene aller 

Bauangelegenheiten des Bundes  

inklusive der militärischen Einrich-

tungen der Bundeswehr sowie der 

amerikanischen Gaststreitkräfte  

die Planungen und Umsetzungen 

durch den operativen Dienstleister 

Landesbetrieb Bau und Immobilien 

Hessen (LBIH). 

Die bisher grob geschätzten Gesamt­
kosten für den Neubau des Bundes­
kriminalamts betragen rund: 

1,5—2 Mrd. €
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Bauen für den Bund

Mit der im Jahr 2022 gemeinsam vom Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB) und vom Bundesministe-
rium der Finanzen (BMF) aufgesetzten Bundes-
bau-Reform sind die Richtlinien für die Durch-
führung von Bauaufgaben des Bundes (RBBau) 
grundsätzlich neu gefasst worden und am  
1. Oktober 2022 neu in Kraft getreten. Durch 
die Neufassung der Richtlinien sollen Prozesse 
beim Bauen für den Bund deutlich vereinfacht, 
optimiert und beschleunigt werden. Dies ge-
schieht durch den Abbau von Schnittstellen so-
wie der Festlegung klarer Strukturen für die 
Zuständigkeiten im Rahmen einer projektspezi-
fischen Governance. Verfahrensprozesse, 
Genehmigungsabläufe und die dazugehörigen 
Bau- und Projektunterlagen dienen in erster 
Linie dem Projekt, sie gewährleisten Klarheit und 
sorgen für ein gemeinsames Verständnis über 
die Planungs- und Bauaufgaben. Der Fokus ist 
zentral auf den gemeinsamen Projekterfolg ge-
richtet.

Die Neue RBBau (nRBBau) ist nun etwas mehr 
als ein Jahr die Richtlinie für das Tun und Han-
deln im Bundesbau. Das neue Regelwerk soll 
zu den angesprochenen verschlankten und op-
timierten Verfahrensabläufen im Bauprozess 
führen. Bauherren, Nutzer und Bauverwaltung 
haben sich intensiv mit den neuen Möglichkei-
ten beschäftigt und auseinandergesetzt. Dabei 
hat sich gezeigt, dass der jetzt wesentlich grö-
ßere Interpretationsspielraum des Regelwerks 
zu Unsicherheiten und teilweise ungewolltem 
Formalismus verleiten kann. 

Diesen Unsicherheiten begegnet die Hessische 
Bauverwaltung durch gemeinsam entwickelte 
Abläufe und Routinen, um speziell die Anforde-
rungen an Prozesse und deren Qualitäten und 
Umfänge zu verbessern. Dabei gibt es zwei 
große Handlungsfelder. Das eine Handlungs-
feld ist der Weg vom Bedarf eines Nutzers oder 

Bauherren in die Bauprogrammplanung (BPP) 
nach den Vorgaben der Neuen RBBau. Das 
zweite Handlungsfeld ist die praktische Umset-
zung der in der BPP erfassten und vorstruktu-
rierten Baumaßnahmen. Beide Themen sind in 
der nRBBau verankert und beschrieben.

Für die Erfassung der Bedarfe sind der Bauherr 
und der Nutzer verantwortlich. Die Bedarfe 
sind im Rahmen von jährlichen Liegenschafts-
begehungen in einer Baubedarfsdokumenta-
tion (BBD) zusammenzustellen. Dabei unter-
stützt die zuständige Bauverwaltung mit bau-
fachlicher Expertise. Gemeinsam werden die 
einzelnen Bedarfe in einfache Baumaßnahmen 
oder Bauprojekte überführt, die sich in der BPP 
wiederfinden. Die BPP stellt eine verbindliche 
Leistungsvereinbarung zwischen Bauherren 
und Bauverwaltung über die Umsetzung eines 
einvernehmlich festgelegten Bauvolumens – 
maßnahmenscharf – für die kommenden zwei 
Jahre dar. Darüber hinaus wird eine mittelfristige 
Planung für weitere drei Jahre erstellt. Diese 
Planungen bilden die Grundlage für ein trans-
parentes Auftragsmanagement sowie für eine 
Personal- und Kapazitätsplanung auf Seiten der 
Bauverwaltung.

Ebenso bietet das Regelwerk bezüglich der 
Umsetzung und Abwicklung von Baumaßnah-
men einen vorgegebenen Rahmen. Die Aus
legung dieser Rahmenbedingungen ist indivi-
duell nach Umfang und Komplexität an jedes 
Bauprojekt anzupassen. Eine Vielzahl von Maß-
nahmen wurde im laufenden Prozess bereits 
von alter RBBau auf das neue Verfahren der 
nRBBau umgestellt, die ersten komplett neuen 
Projekte befinden sich in den ersten Planungs-
phasen gemäß dem neuen Regelwerk.

Bewahren und Erinnern 
Ein Neubau für die Arolsen Archives–
Wettbewerb*

Die Arolsen Archives sind das weltweit größte 
Archiv zu den Opfern und Überlebenden des 
Nationalsozialismus. Die Sammlung mit Hinwei-
sen zu rund 17,5 Mio. Menschen gehört zum 
UNESCO-Weltdokumentenerbe. Sie beinhaltet 
Dokumente zu den verschiedenen Opfergrup-
pen des NS-Regimes und ist eine wichtige 
Wissensquelle für die heutige Gesellschaft. Die 
bedeutende Sammlung der Arolsen Archives 

DIE  
BAUABTEILUNG
DER OFD 
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Außen- und Innenwirkung. „Die Arolsen Archi-
ves bekommen endlich nach 80 Jahren die bau-
liche Hülle, die der Bedeutung dieses Archivs 
entspricht. 30 Millionen Dokumente über NS-
Verfolgte werden hier für die Nachwelt erst-
mals unter perfekten konservatorischen Bedin-
gungen untergebracht. Das Archiv ist gleicher-
maßen Forschungsstätte und Mahnmal.“ […] * 
Für den Wettbewerb zeichnete die Bundes
anstalt für Immobilienaufgaben (BlmA) verant-
wortlich, unterstützt von der Oberfinanzdirek-
tion Frankfurt am Main (OFD Frankfurt), dem 
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen 
(LBIH) sowie den Arolsen Archives als Nutzer. 
Über 50 nationale und internationale Planungs- 
und Architekturbüros hatten sich für die Teil-
nahme beworben, 15 Büros wurden für den 
Architekturwettbewerb mit einem Preisgeld 
von 131.000 € ausgewählt. Das Preisgericht be-
gutachtete die Entwürfe am 24. Oktober 2023. 
Der Neubau ist mit rund 17,3 Mio. € veran-
schlagt. Er soll ab 2028 nicht nur die Dokumente 
der Arolsen Archives schützen, sondern auch 
das UNESCO-Weltdokumentenerbe nach außen 
hin repräsentieren.

In der Auslobung zum Wettbewerbsverfahren, 
einem nicht offenen, einphasigen interdiszipli-
nären Realisierungswettbewerb für die Gebäu-
de- und Freianlagenplanung, wurde festgelegt, 
dass die finale Auftragsvergabe der General-
planungsleistung für die Umsetzung des Pro-
jektes in einem nachgeschalteten Verhand-
lungsverfahren, an dem die ersten drei plat-
zierten Planungsbüros beteiligt werden, 
erfolgen soll. Im Verhandlungsverfahren wer-
den somit die erstplatzierten drei Wettbe-
werbsbeiträge nochmals im Hinblick auf Zu-
schlagskriterien wie zum Beispiel die Platzie-
rung im Wettbewerb, die Planungsqualität, die 
Geeignetheit und die Erfahrung des Planungs-
teams sowie das Honorar beurteilt. Dabei kann 
als Ergebnis auch der finale Zuschlag an das 
zweit- oder drittplatzierte Planungsbüro erteilt 
werden.

Zuwendungsbau: FAIR  
(Facility for Antiproton and Ion Research)

In Darmstadt entsteht das internationale Be-
schleunigerzentrum FAIR, eines der größten 
Forschungsneubauvorhaben weltweit. Es wer-
den mehr als 3.000 Wissenschaftlerinnen und 

über NS-Verfolgte benötigt dringend ein Archiv-
gebäude, in dem das UNESCO-Weltdokumen-
tenerbe sicher und repräsentativ aufbewahrt 
wird. Nun ist mit dem erfolgreich durchgeführ-
ten Architekturwettbewerb ein wichtiger Mei-
lenstein geschafft: Das Architekturbüro RIEHLE 
KOETH aus Stuttgart gewinnt mit seinem Ent-
wurf den ersten Preis für den Neubau in Bad 
Arolsen. Gemeinsam mit dem Düsseldorfer 
Landschaftsarchitekturbüro KRAFT.RAUM ge-
lingt dem Büro „eine bewundernswert klare 
und schlüssige Bearbeitung der herausfordern-
den Bauaufgabe“, so die Jury in ihrer Begrün-
dung. „Bewahren und Erinnern“ – das sind die 
zwei wesentlichen Aufgaben des neuen Archiv-
gebäudes. Die Stuttgarter Architekten finden 
dafür einen spannungsvollen Kontrast von einem 
schweren, geschlossenen Kubus, umgeben von 
einem leichten, transparenten Baukörper im 
Pavillonstil, der zum Erinnern einlädt.

Gewinnerentwurf von  
RIEHLE KOETH Architekten Stuttgart

Lageplan: Gebäude und angrenzender Parkraum sind mit-
einander verzahnt. Zutritt zum Gebäude ist sowohl von der 
Jahnstraße, als auch vom Bestandsgebäude möglich.

Besonderes Augenmerk lag zudem auf dem  
Dialog zwischen dem historischen Stadtpark 
am geplanten Standort in Bad Arolsen und 
dem Neubau sowie der Symbolträchtigkeit von 

*� �Auszug aus der Presse­
mitteilung der Arolsen 
Archives vom 7. Novem­
ber 2023 über das Wett­
bewerbsverfahren zum 
Neubauprojekt.  
 
Scannen Sie den QR-Code 
für die vollständige Presse-
mitteilung.
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Wissenschaftler, Ingenieurinnen und Ingenieu-
re der ganzen Welt erwartet. Schon jetzt gehen 
Forschende von Einblicken in den Aufbau der 
Materie und die Entwicklung des Universums 
vom Urknall bis heute aus. Herzstück ist ein 
Ringbeschleuniger mit einem Umfang von 
1.100 Metern. An diesen schließt sich ein kom-
plexes System von Speicherringen und Experi-
mentstationen an. 

FAIR – das Universum im Labor 

Der Forschungsneubau wird vom Land Hessen 
und der Bundesrepublik Deutschland zusam-
men mit Partnerstaaten finanziert. Im Jahr 2010 
wurde die Realisierung und Finanzierung des 
FAIR-Projekts zwischen den Partnerstaaten und 
Gesellschaftern mit einem völkerrechtlichen 
Vertrag vereinbart. Die nationale Finanzierung 
des FAIR-Bau-Projekts erfolgt in Form einer 
Zuwendung (Anteilsfinanzierung), wobei das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) aufgrund des größeren Förderanteils 
als koordinierender Zuwendungsgeber auftritt, 
das Hessische Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst (HMWK) für die Fördermittel des 
Landes. Die Hessische Bauverwaltung (OFD, 
LBIH) übernimmt die ihr übertragenen Aufga-
ben nach den Vorgaben der Richtlinien für die 
Durchführung von Zuwendungsbaumaßnah-
men (RZBau).

Im Jahr 2017 erfolgte aufgrund der zwischen-
zeitlich eingetretenen Kostenentwicklung und 
wesentlicher erforderlicher Planungsänderun-
gen ein zuwendungsrechtlicher Wiederholungs-
antrag. Von Beginn an ist das Projekt durch 
Veränderungen des wissenschaftlichen Pro-
gramms, daraus resultierender Mehrbedarfe 
und Umplanungserfordernisse sowie Kosten-
steigerungen geprägt. Ferner wurde die Maß-
nahme in wissenschaftliche sowie bauliche 
Ausbaustufen gegliedert. Aufgrund der Kom-

plexität, Einzigartigkeit sowie internationaler 
Finanzmittel werden Bedarfs- und Budgetent-
scheidungen durch die Zuwendungsgeber auf 
externe Begutachtungen sowie internationale 
Entscheidungsgremien gestützt.

Fachaufsicht Bundesbau Militär 
und Gaststreitkräfte 

Liegenschaftsbezogene Abwasser
entsorgungskonzepte (LAK) auf Liegen-
schaften des Bundes 
Ein liegenschaftsbezogenes Abwasserentsor-
gungskonzept (LAK) bezieht sich auf einen Plan 
oder eine Strategie für die Abwasserentsor-
gung für eine bestimmte Liegenschaft. Das 
LAK berücksichtigt verschiedene Aspekte, da
runter die Art und Menge des anfallenden 
Abwassers, die örtlichen geologischen Bedin-
gungen, Umweltaspekte sowie gesetzliche  
und behördliche Anforderungen. 

In der Regel umfasst ein LAK Maßnahmen zur 
Sammlung, Behandlung und Entsorgung von 
Abwasser für die jeweilige Liegenschaft. Ziel ist 
es, die Umweltauswirkungen zu minimieren 
und sicherzustellen, dass die Abwasserentsor-
gung den geltenden Vorschriften entspricht. 

Für Bundesliegenschaften ist das LAK gemäß 
den Vorgaben der „Baufachlichen Richtlinie 
Abwasser“ zu erstellen. Es wird unabhängig 
von einer Baumaßnahme auf Veranlassung des 
Kompetenzzentrums Baumanagement der 
Bundeswehr oder der Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben (BImA) in Abstimmung mit der 
OFD Frankfurt (fachaufsichtsführende Ebene) 
aufgestellt. Nach Aufstellung erteilt die OFD 
Frankfurt den Prüfvermerk. 

Als „baufachliches Gutachten“ bildet dieses die 
Grundlage für gegebenenfalls erforderliche 
Sanierungs- oder Baumaßnahmen.

Für die Liegenschaften der Bundeswehr in der 
Herrenwald-Kaserne in Stadtallendorf und  
der Knüll-Kaserne in Schwarzenborn werden 
derzeit im Rahmen von großen Baumaßnahmen 
die Abwassernetze durch die Hessische Bau-
verwaltung saniert. 

DIE
BAUABTEILUNG  
DER OFD 

FAIR
(Facility for Antiproton 
and Ion Research)
entsteht zur Zeit in Darm­
stadt. Es ist eines der 
größten Forschungsneu­
bauvorhaben weltweit.
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In Stadtallendorf basiert die Sanierung der 
Haltungen, Leitungen und Schächte im Wesent-
lichen auf Grundlage des in den Jahren 2000 
und 2001 aufgestellten LAK. Insgesamt wurden 
hier rund 27,2 Kilometer an Leitungen und 
Haltungen untersucht. Der Geltungsbereich der 
Sanierungsmaßnahme umfasst eine Fläche von 
etwa 80 Hektar. Das Auftragsvolumen bezie-
hungsweise die haushaltsmäßige anerkannte 
Gesamtsumme beträgt insgesamt 14.776.600 €.

In Schwarzenborn umfasst der Geltungsbereich 
der Sanierungsmaßnahme eine Fläche von 
etwa 106 Hektar. Die Kanalnetzlänge liegt hier 
bei circa 35,5 Kilometern. Die Sanierung des 
Abwassersystems basiert auf Grundlage des in 
den Jahren 2000 (Teil A) und 2012 (Teil B) auf-
gestellten LAK. Das Auftragsvolumen beträgt 
insgesamt 9.664.000 €.

Für die Georg-Friedrich-Kaserne in Fritzlar wer-
den derzeit die Ergebnisse der Bestands- und 
Zustandserfassung der abwassertechnischen 
Anlagen ausgewertet.

Die Kaserne hat eine Fläche von circa 210 Hek
tar mit einer Abwassernetzlänge von etwa 58,5 
Kilometern. Im Rahmen der LAK-Erstellung 
erfolgt derzeit die Aufstellung des Teils B, wel-
cher die Festlegung des Bedarfs an Baumaß-
nahmen beinhaltet. 

Durch die Beteiligung der OFD Frankfurt wird 
sichergestellt, dass das LAK sowohl den tech
nischen als auch den rechtlichen Anforderungen 
gerecht wird und umweltfreundlich und nach-
haltig ist.

Unterkunftsgebäude der Bundeswehr in 
Hessen 
Die Modernisierung der Bundeswehr-Unterkünf-
te ist ein wichtiger Baustein der Attraktivitäts-
offensive der Bundeswehr. Die Hessische Bau-
verwaltung wurde im Jahr 2019 beauftragt, die 
bisherige Planungshilfe für Gemeinschaftsunter-
künfte der Bundeswehr neuen Standards ent-
sprechend zu überarbeiten und als verbindliche 
Planungsvorgabe zur Veröffentlichung zu brin-
gen.

Für das erste in Hessen realisierte Projekt wur-
den in Schwarzenborn knapp 400 Einzelunter-
künfte in sechs Gebäuden errichtet. Die Grund-
rissgestaltung und das energetische Konzept 

dieses Pilotprojektes ist Grundlage für alle wei-
teren Unterkunftsgebäude in Hessen sowie für 
die bundesweit verbindliche Planungsvorgabe, 
die durch die Hessische Bauverwaltung ent
wickelt worden ist. Für die Folgeprojekte in 
Hessen werden die erhöhten Energieeffizienz-
anforderungen des Bundes von 2022 realisiert.

Alle Gebäude in Hessen werden in vorgefertig-
ter Holzbauweise durch einen Generalüberneh-
mer erstellt. Dies ist vor allem im Bauablauf mit 
viel Zeit- und Qualitätsgewinn verbunden. Die 
Vorfertigung der Holzbauelemente erfolgt wit-
terungsgeschützt in Montagehallen. Vor Ort 
können die Fertigelemente auf der vorbereite-
ten Fundamentplatte sehr schnell zusammen-
gefügt werden. Ein Geschoss wird innerhalb ei-
ner Woche zusammengefügt, bevor der Innen-
ausbau beginnt.

Derzeit wird die Baustelle in Fritzlar für knapp 
300 Einzelunterkünfte (EU) vorbereitet. Der 
Bauauftrag wurde im Dezember 2023 erteilt.
Drei weitere Unterkunftsprojekte in Kassel  
(118 EU), Frankenberg (129 EU) und Pfungstadt 
(157 EU) befinden sich im haushaltsrechtlichen 
Genehmigungslauf des Bundes. Der Bauauf-
trag für das letzte der fünf Unterkunftsgebäude 
wird im Mai 2025 erteilt werden.

Der Abschluss der Baumaßnahmen wird in den 
Jahren 2025 und 2026 erwartet.

Neubauten für die Heeresinstandsetzungs- 
logistik (HIL) in Hessen
Im Frühjahr 2022 wurde die Bauverwaltung 
Hessen mit einer Variantenuntersuchung zum 
Bau von Werk- und Montagehallen für die 
Heeresinstandsetzungslogistik (HIL GmbH) in 
Nordhessen an den Standorten Frankenberg, 
Fritzlar, Schwarzenborn und Stadtallendorf be-
auftragt. Die Planungsaufgabe wurde standort-
übergreifend bearbeitet. Im Ergebnis liegen seit 
Sommer 2023 für alle vier Standorte die Varian-
tenentscheidungen vor. In guter Zusammen
arbeit mit den Verantwortlichen der Bundeswehr 
und der HIL GmbH wurde während des Pla-
nungsprozesses an allen vier Standorten Einig-
keit zur Lage der Hallen herbeigeführt.

Ein separates Projekt für ein Servicecenter der 
HIL in Südhessen wird seitens des Bauherrn 
gegenwärtig zur Beauftragungsreife gebracht. 

Im  
Mai 2025
wird der Bauauftrag für  
das letzte Unterkunfts-
gebäude der Bundeswehr 
im Land Hessen erteilt.
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Unter Einbeziehung der Gebietskörperschaft, 
der Bundesbauverwaltung und der Hessischen 
Staatskanzlei fanden im Vorlauf mehrere Ab-
stimmungsgespräche statt. Eine Realisierung 
des Servicezentrums auf dem Gelände der 
Major-Karl-Plagge-Kaserne bei Pfungstadt er-
scheint günstig.

Die Gebäude der HIL GmbH sollen in vorgefer-
tigter Bauweise errichtet werden, die Planung 
kann durch einen Generalplaner erfolgen.  
Zeitliche Straffung der Baudurchführung soll 
durch eine Generalübernehmer-Vergabe er-
zielt werden.

Korruptionsschutz  
Geschäftsstelle Hochschulen Bundesbau

Informationsverzeichnis des Landes Hessen
2023 erfolgte der Abschluss des Aufbaus der 
Informationsstelle nach § 17 Hessisches Verga-
be- und Tariftreuegesetz (HVTG) und der 
Geschäftsstelle der Kommission für die Eintra-
gung in das Informationsverzeichnis des Landes 
Hessen in sachlicher und personeller Hinsicht. 

Die Informationsstelle bei der OFD führt seit 
der jüngsten HVTG-Novelle das neue Informa-
tionsverzeichnis zur Sicherstellung von Verga-
ben durch die öffentlichen Auftraggeber in 
Hessen ausschließlich an geeignete, leistungs-
fähige und zuverlässige Unternehmen. In das 
Verzeichnis sind Unternehmen einzutragen, 
denen eine schwere Verfehlung nachzuweisen 
ist, soweit in einem Anhörungsverfahren von 
Seiten des betroffenen Unternehmens eine 
Selbstreinigung im Rechtssinne nicht nachge-
wiesen werden konnte. In der Informationsstelle 
wurden seither in Summe weitere 118 Prüfungs- 
und Anhörungsverfahren geführt. Es wurden 
zudem 8.544 Anfragen öffentlicher hessischer 
Auftraggeber zu 18.154 Unternehmen beant-
wortet.

Neubau Europäische Schule Frankfurt
Der aufgrund steigender Schülerzahlen ver-
mehrte Raumbedarf der Europäischen Schule 
Frankfurt kann im Wege der bisherigen bau
lichen Unterbringung am derzeitigen Standort 
nicht ausreichend erfüllt werden. Die Schul
gebäude sollen daher an anderer Stelle neu 
errichtet werden.

Zur Vorbereitung des Neubaus der Europäi-
schen Schule Frankfurt erfolgte 2023 weiterhin 
die koordinative und baufachliche sowie recht-
liche Beratung.

Im Rahmen der vorgenannten geführten Pro-
jektentwicklung wurde im September auf 
Grundlage der geltenden Projektvereinbarung 
von Ende 2022 ein Eckpunktepapier zur Vorbe-
reitung des Abschlusses einer neuen Verwal-
tungsvereinbarung von den beteiligten Institu-
tionen beschlossen. 

Darüber hinaus erfolgte die Vorbereitung be-
ziehungsweise teilweise bereits die Durchfüh-
rung der Untersuchungen des Zielareals unter 
anderem mittels entsprechender gutachter
licher Maßnahmen.

Geschäftsstelle Hochschulen Bundesbau
Die Geschäftsstelle hat die Einrichtung neuer 
bundesweiter Ausbildungs- und Weiterbil-
dungsangebote im Bundesbau zum Ziel. Sie 
wurde 2023 im Zuge der Genehmigung eines 
aktuellen Aufgaben-, Zeit- und Finanzierungs-
plans durch die aufgrund der Bundesbau
reform zwischenzeitlich zuständig gewordene 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben reorga-
nisiert. 

Zwecks Umsetzung der geplanten Studien-
gangimplementierungen werden seither die 
Involvierung der Fachaufsichten der Bundes-
länder als Bedarfsträger und die Verhandlungen 
mit den präsumtiven Kooperationspartnern 
aktualisiert.

Großprojekte   

Paul-Ehrlich-Institut (PEI)
Aufgrund der Einführung der neuen Richtlinien 
für die Durchführung von Bauaufgaben des 
Bundes (RBBau) musste die bereits baufachlich 
genehmigte und haushaltsmäßig anerkannte 
Bauunterlage (ES-Bau) zu einer Initialen Bau-
unterlage (IPU) ergänzt werden. Das bedeute-
te, dass für das Großprojekt eine sogenannte 
Aktivitätenliste erstellt werden musste. Zudem 
ist es nach Neuer RBBau erforderlich, das Pro-
jektkostenziel aufzustellen. Das Projektkosten-
ziel umfasst neben den bereits ermittelten Bau- 
und Baunebenkosten die Kosten der Baupreis-
erhöhung sowie die Risikokosten. 

8.544
Anfragen öffentlicher 
hessischer Auftraggeber 
zu

18.154
Unternehmen wurden im 
Rahmen der jüngsten 
Novellierung des HVTG 
beantwortet.

DIE
BAUABTEILUNG  
DER OFD 
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Das Projektkostenziel der Maßnahme PEI Neu-
bau wurde mit 1,15 Mrd. € ermittelt. 

Das Raumprogramm für die 800 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des PEI umfasst rund 
30.000 Quadratmeter Nutzfläche und gliedert 
sich im Wesentlichen in Labor- und Büroberei-
che, Tierhaltung, Hörsaal- und Konferenzbe-
reich, Logistik und eine Parkgarage sowie die 
dazugehörigen Freianlagen.

Die Initiale Bauunterlage wurde vom LBIH im 
März 2023 fertiggestellt, die Qualitätssiche-
rung durch die OFD Frankfurt erfolgte eben-
falls noch im März.

Zur Findung eines Gebäude- und Freianlagen-
planers führte die Bauverwaltung einen inter-
disziplinären, nicht offenen, einphasigen Reali-
sierungswettbewerb als anonymes Verfahren 
durch. 

Ein Preisgericht entschied am 16.10.2023 im 
Rahmen einer Preisgerichtssitzung, welche 
Entwürfe prämiert werden. Das Preisgericht 
bestand aus fachlich qualifizierten Architektin-
nen und Architekten (Fachpreisrichtende) so-
wie Vertreterinnen und Vertretern der Projekt-
beteiligten (Sachpreisrichtende). 

Die insgesamt acht von kompetenten Architek-
turbüros eingereichten Entwürfe wurden nach 
der besten Lösung hinsichtlich städtebaulicher 
und architektonischer Qualität, Funktionalität, 
Programmerfüllung sowie Aspekten der Nach-
haltigkeit und Energieeffizienz bewertet.

Die Jury kam zu folgendem Ergebnis:
1. Preis 
Heinle Wischer Partnerschaft freier Architekten 
mbB, Berlin / Studio Vulkan Landschaftsarchi-
tektur GmbH, München
Das Gebäude ist kammartig strukturiert und hat 
ein lichtdurchflutetes Empfangsgebäude zur 
Straßenseite gerichtet. Insgesamt überzeugt die 
Arbeit durch ihre Konzeption der grünen Mitte, 
des umlaufenden Wandelgangs und der 
modularen Funktionstypologie. Positiv hervorzu-
heben ist zudem der große Abstand zur 
Nachbarbebauung. Die Erweiterung wird über 
ergänzte Baukörper im hinteren Grundstücksteil 
sichergestellt und beeinträchtigt die Funktionen 
des dann bestehenden Gebäudes nicht.

2. Preis 
Nickl Architekten Deutschland GmbH,  
Berlin / Rainer Schmidt Landschaftsarchitek-
ten GmbH, München

3. Preis 
ATP Frankfurt Planungs GmbH, Frankfurt am 
Main / GDLA I gornik denkel landschaftsarchi-
tektur PartG mbB, Heidelberg

Mit der Bekanntgabe der Gewinner des Archi-
tekturwettbewerbs ist noch nicht entschieden, 
welcher der drei Entwürfe realisiert werden 
soll. In einem Verhandlungsverfahren werden 
die Projektbeteiligten und die Wettbewerbs-
sieger nun über die Auftragsbedingungen 
verhandeln.
 
Das Großprojekt wird über eine Integrierte 
Projektabwicklung (IPA) mittels Mehrparteien-
vertrag abgewickelt. 

Bundeskriminalamt (BKA) 
All in One (AiO)

Das Bundeskriminalamt (BKA) in Wiesbaden 
mit seinen derzeit über 4.000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern ist aktuell in mehreren, 
sowohl bundeseigenen als auch angemieteten 
Liegenschaften, die sich über das gesamte 
Stadtgebiet verteilen, dezentral untergebracht. 
Die einzelnen Funktionseinheiten mit unter-
schiedlichen Sicherheitsanforderungen sind 
über sämtliche Liegenschaften verteilt.
Aufgrund der umfangreichen Mängel in den 
Liegenschaften ist das BKA seit einiger Zeit in 
der Nutzung stark eingeschränkt. Eine umfas-
sende Sanierung und ein Ausbau der einzelnen 
Bestandsliegenschaften wurden in den ver-
gangenen Jahren geprüft, eine Umsetzung im 
laufenden Betrieb stellt sich jedoch als nicht 
wirtschaftlich dar.

Die Konzentration des gesamten Raumpro-
gramms des BKA auf einer zusammenhängen-
den Liegenschaft mit dem Arbeitstitel „All in 
One“ ist Ergebnis der abgeschlossenen 
Studien und schafft die Chance, den prognosti-
zierten Stellenzuwachs der kommenden Jahre 
aufzunehmen sowie die vielfältigen Aufgaben 
der Sicherheitsbehörde funktional zu optimie-
ren und baulich, technisch und betrieblich 
zukunftsfähig neu zu ordnen.

Am 16.  
Oktober
entschied das Preisge­
richt, welche Architektur­
entwürfe zum geplanten 
Neubau des Paul-Ehrlich-
Intituts prämiert werden. 
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4.000
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des BKA sind 
in mehreren, über das 
gesamte Wiesbadener 
Stadtgebiet verteilte  
Liegenschaften dezentral 
untergebracht.

DIE
BAUABTEILUNG  
DER OFD 

Die Landeshauptstadt Wiesbaden plant derzeit 
einen komplett neuen Stadtteil auf dem östlich 
der Stadt gelegenen Gelände „Ostfeld“. Die 
Realisierung des BKA an einem Standort ließe 
sich auf der nördlichen, als Gewerbegebiet 
geplanten Fläche entwickeln. Hierzu wurde im 
Jahr 2020 eine durch die OFD Frankfurt 
vorbereitete Kooperationserklärung zwischen 
den Spitzen der Stadt, dem BKA, der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben (BImA) und 
dem Hessischen Ministerium der Finanzen 
(HMdF) unterzeichnet. Ziel der Kooperation ist 
eine intensive gegenseitige Unterstützung bei 
den Planungen zu dem avisierten Großprojekt. 

Vereinbart wurden die Grundlagen für eine 
enge und zielgerichtete Zusammenarbeit.

Die Bauverwaltung wurde 2021 mit der Erstel-
lung einer Machbarkeitsstudie zur Prüfung der 
Unterbringung des vorläufigen Bedarfs auf 
dem vorgesehenen Grundstück „Ostfeld“ be-
auftragt , die seit Juli 2023 abgeschlossen ist. 
Diese beschäftigt sich im Wesentlichen mit der 
Lage sowie dem Grundstück in Bezug auf öf-
fentliche Belange und Erschließung. Ein beson-
derer Schwerpunkt wurde hierbei auf anstehen-
de Gutachten, unter anderem bezüglich des 
Artenschutzes, gelegt. 

Entwürfe der Massenstudie/Campus-Konzept im Model

Entwürfe der Massenstudie/Campus-Konzept – Sicherheit und Öffnung

Ostfeld
heißt das Grundstück, 
das für die Baumaß- 
nahme BKA ALL IN ONE 
als geeignet eingestuft 
wurde.
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Zudem wurde durch den LBIH eine Massenstu-
die zum Campuskonzept erstellt.

Die Gesamtstudie auf Grundlage des Grob
bedarfs schließt mit folgendem Ergebnis für 
das Grundstück im Fokus:

„Nach aktuellem Stand und auf Basis der vor-
liegenden Informationen wird der Baufläche 
B1/Behördenstandort im Entwicklungsgebiet 
Ostfeld/Kalkofen aus baufachlicher Sicht eine 
grundsätzliche Eignung für die Maßnahme 
Bundeskriminalamt Wiesbaden ALL IN ONE 
attestiert.“

Zudem wurde die Bauverwaltung durch das 
BKA mit der Unterstützung einer qualifizierten 
Bedarfsermittlung beauftragt. Die abgeschlos-
sene qualifizierte Bedarfsmeldung des BKA 
wurde im November 2023 dem BMI und daran 
anschließend dem BMF zur Genehmigung 
übergeben.

Mit EU-weiter Bekanntmachung wurde am 24. 
Juli 2023 der Ideenwettbewerb für die städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme Ostfeld, der 
neben der städtebaulichen Planung auch die 
Landschafts- und Freiraumplanung mit ca. 450 
Hektar Gesamtfläche umfasst, gestartet. Nach 
Preisgericht zur Phase eins wurden im Novem-
ber 2023 sieben Entwürfe für die zweite Phase 
des Wettbewerbs zugelassen. Die abschlie-
ßende Preisgerichtssitzung ist für Oktober 
2024 anvisiert.

Mit Auftrag der BImA vom 14. März 2023 wur-
de die Erstellung der Initialen Projektunterlage 
(IPU) nach Maßgabe der Neuen RBBau durch 
die Hessische Bauverwaltung begonnen. Eine 
Fertigstellung erfolgt voraussichtlich im vierten 
Quartal 2024. 

Die bisher grob geschätzten Gesamtkosten 
der Gesamtmaßnahme betragen derzeit rund 
1,5 bis zwei Mrd. €.

Geschäftsstelle Großprojekte und 
Risikomanagement
Im Berichtszeitraum wurden von der Ge-
schäftsstelle Großprojekte und Risikomanage-
ment (GSGP) verschiedene Großprojekte im 
Bundesbau der Länder in unterschiedlichen 
Projektphasen beraten. Der Schwerpunkt der 
Beratungen lag dabei neben der juristischen 

Bewertung von einzelnen Fragestellungen mit 
Bezug zum öffentlichen Baurecht vor allem bei 
der Einführung und Anwendung von neuen, 
modernen Projektabwicklungsmethoden wie 
der integrierten Projektabwicklung (IPA) sowie 
einem einheitlichen Risikomanagement.

Bei der IPA steht entgegen den konventionel-
len Projektabwicklungsmethoden, wie Ein-
heitspreisvertrag oder Pauschalpreisvertrag, 
zunächst der Projekterfolg im Mittelpunkt. Da-
für ist ein gemeinsames Miteinander aller be-
teiligten Projektpartner erforderlich. Als Non-
Profit-Beratung der öffentlichen Hand sorgt die 
GSGP gemeinsam mit Bauherr und Projektver-
antwortlichen für die Auswahl geeigneter Pro-
jektpartner im Rahmen der Projektvorberei-
tung (Projektphase 0). Die Eignung des 
Projektes für die IPA wird zudem vorher eben-
so geprüft wie auch die Eignung des Bauher-
ren beziehungsweise dessen Vertreters. Hierzu 
wurden zum Beispiel Team-Building-Work-
shops von der GSGP angeboten, welche dazu 
dienen sollen, im Rahmen eines Mehrparteien-
vertrages ein Bauprojekt gemeinsam erfolg-
reich abzuwickeln. 

Das Risikomanagement ist ein weiteres Aufga-
bengebiet der GSGP, welches seit der Einfüh-
rung der Neuen RBBau im Oktober 2022 eine 
immer wichtigere Rolle, insbesondere bei der 
Umsetzung von großen Bauprojekten, spielt. In 
enger Abstimmung mit der Stabsstelle Risiko-
management beim Staatlichen Hochbauamt 
Ulm, wird seit 2023 die Bauverwaltung in den 
Ländern informiert und geschult.

betragen die geschätzten Kosten der 
städtebaulichen Entwicklungsmaß­
nahme „Ostfeld“.

1,5 Mrd. €
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HESSISCHES  
COMPETENCE  
CENTER  
FÜR NEUE VERWALTUNGSSTEUERUNG

durchgeführte 
Vergabeverfahren

461

Bearbeitete elektronische 
Eingangsrechnungen: 

419.892

erstellte  
Grundsteuererklärungen  
des Landes Hessen

Circa 5.400

Gesamtwert Vergabe- und  
Beschaffungsaktivitäten:

382 Mio. €
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Das Hessische Competence 

Center für Neue Verwaltungs-

steuerung (HCC) ist als  

Abteilung Landesdienste in die OFD 

Frankfurt integriert und hat seinen 

Sitz in Wiesbaden. Das HCC ist  

interner Dienstleister für die gesamte 

Hessische Landesverwaltung  

und erbringt mit seinen rund 550 

Beschäftigten zentrale Verwaltungs-

dienstleistungen für das Rechnungs-

wesen und das Personalwesen.  

Daneben nimmt es für die Landes-

dienststellen die Funktion einer  

zentralen Beschaffungsstelle wahr 

und stellt den Betrieb der Landes

referenzmodelle (LRM) auf Basis  

von SAP-Anwendungen sowie die  

Weiterentwicklung der Anwendungs

landschaft in der Hessischen  

Landesverwaltung sicher. 

Anzahl der 
Beschäftigten:

550

Personalabrechnungen 
für Landesbeschäftigte 

250.000

abgewickeltes Gesamtzahl­
volumen 2023

abgewickeltes Gesamtzahl­
volumen 2022 

580 Mrd. €

490 Mrd. €
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SAP 
Anwendungsbetreuung und -entwicklung

Das HCC stellt den sicheren und störungsfreien 
Betrieb der landeseigenen LRM-Systeme und 
deren permanente Verfügbarkeit in der gesam-
ten Hessischen Landesverwaltung sicher. Es  
realisiert für die Dienststellen der Hessischen 
Landesverwaltung umfangreiche Neu- und 
Weiterentwicklungen von Anwendungen in 

den Systemen Rechnungs- und Personalwesen, 
Beschaffungswesen, Fördermittelverwaltung, 
Berichtswesen sowie Haushaltswesen. Dadurch 
werden Vorgänge, die bisher manuell und  
papierbasiert erfolgen, medienbruchfrei durch 
elektronische, workflowbasierte Prozesse ab-
gelöst.

In den produktiven Systemen, die in über 800 
Dienststellen des Landes Hessen genutzt wer-
den, wurden im Jahr 2023 30.500 LRM-Benut-
zerinnen und -Benutzer (2022: 29.500) betreut. 
In den Anwendungen des Service-Portals für 
Mitarbeitende, das zum Beispiel für e-Recrui-
ting und das Reisekostenmanagement genutzt 
wird, waren 97.100 Employee-Self-Service- 
Benutzerinnen und -Benutzer (2022: 92.300)  
registriert.

Im Problemmanagement unterstützt das  
HCC die Dienststellen bei der Lösung von An-
wenderfragen und -problemen. Die service- 
orientierte Betreuung der Dienststellen wird 
durch einen fest definierten Prozess sicher
gestellt.

Das Anforderungsmanagement koordiniert 
sämtliche Änderungs- und Entwicklungsanträ-
ge für die in der Hessischen Landesverwaltung 
eingesetzten Anwendungen. Das 2011 vom  
Kabinettsausschuss Verwaltungsmodernisie-
rung abgenommene Konzept dient der Weiter-
entwicklung und Pflege der SAP-Landes
referenzmodelle (LRM) und folgt definierten  
Entscheidungsprozessen zur Wahrung der Lan-
deseinheitlichkeit der SAP-Anwendungen. Ins-
gesamt stellten die Ressorts im Jahr 2023 538 
Änderungsanträge (2022: 510). Im LRM Perso-
nalwesen lag die Anzahl der Anforderungen 
bei 118 Änderungsanträgen (2022: 81). Die  
Anzahl der Anforderungen im LRM Rechnungs-
wesen lag bei 420 Anträgen (2022: 429). 
Im Jahr 2023 wurden 20 Projektanträge (2022: 
22) eingereicht. Zudem konnten 16 Projekte 
(2022: 23) abgeschlossen werden.

Wesentliches Qualitätskriterium des laufenden 
LRM-Betriebs ist die Stabilität und die hohe 
Verfügbarkeit der Produktivsysteme, die sich 
wie in den Vorjahren mit einer zeitlichen Ver-
fügbarkeitsquote zwischen 99,87 % und 100 % 
(2022: 99,40 % und 100 %) im gesamten Jahr 
2023 als äußert stabil erwies. 

Die Personalabrechnung für über 250.000  
Beamtinnen und Beamte, Angestellte und  
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 
(2022: 250.000) wurde auch 2023 wie in  
den Vorjahren technisch reibungslos sicher
gestellt.

Rechnungswesen

In der zentralen Finanzbuchhaltung wurden 
140.138 (2022: 145.347) Lieferanten- und 
16.708 (2022: 22.436) Ausgangsrechnungen 
gebucht. Weiterhin wurden 44.616 (2022: 
44.815) Kreditoren- und Debitorenstammsätze 
und 14.074 (2022: 52) Geschäftspartner im 
LRM-Fördermittel neu angelegt sowie 6.112 
(2022: 7.989) Kreditoren- und Debitorenstamm-
sätze in Form von Änderungen, Ergänzungen 

LEISTUNGS- 
ENTWICKLUNG  
UND BETRIEBS- 
KENNZAHLEN 

Betreuung der SAP-Nutzung 
Im Jahr 2023 wurden 
30.500 SAP-Benutzerinnen 
und -Benutzer (2022: 
29.500) betreut.

20
23

20
22

29
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00

30
.5

00

538 Änderungsanträge  
gab es insgesamt im Jahr 
2023 (2022: 510), davon 118 
im LMR-Personalwesen und 
420 im LMR- Rechnungs
wesen.

118

420

538
gesamt
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sen. Mit diesem System wird sichergestellt, 
dass die Landesverwaltung alle steuerrecht
lichen Pflichten erfüllt und etwaige Fehler oder 
Verstöße nicht eintreten. Zu den obligatori-
schen Leistungen gehören insbesondere:

•  �Erstellung und Abgabe von Jahressteuerer-
klärungen, Gewinnermittlungen, Umsatz-
steuervoranmeldungen sowie zusammenfas-
senden Meldungen

•  �Begleitung von Außenprüfungen
•  �Prüfung von Steuerbescheiden und Beglei-

tung im Rechtsbehelfsverfahren
•  laufende steuerrechtliche Beratung
•  Wissensmanagement und -transfer
•  TCMS-Kontrollen und Risikomanagement
•  steuerrechtliche Vertragsprüfungen.

Alle der mehr als 5.400 Grundsteuererklärungen basie­
rend auf rund 80.000 Flurstücken im Besitz des Landes 
Hessen wurden fristgerecht zum 31.Januar 2023 einge­
reicht. Die Landesinterne Steuerberatung widmete sich 
dieser steuerrechtlich und organisatorisch anspruchs­
vollen Aufgabe und half aktiv mit, sämtliche Daten zu  
den grundsteuerpflichtigen Liegenschaften des Landes 
Hessen zusammenzutragen, steuerlich auszuwerten und 
zu Grundsteuererklärungen zusammenzufassen. Im Nach­
gang wurden die grundsteuerfreien Grundstücke des  
Landes erklärt.

Zentrale Beschaffung

Das HCC vertritt das Land Hessen als zentrale 
Einkaufsorganisation für Lieferleistungen und 
Dienstleistungen und stellt über Rahmenverträ-
ge die wirtschaftliche Bedarfsdeckung für alle 
Dienststellen sicher.

Im Jahr 2023 wurden vom HCC insgesamt 461 
Vergabeverfahren (2022: 399) für die Landes-
dienststellen durchgeführt; davon 219 (2022: 
186) europaweite Vergabeverfahren. Es wur-
den 794 Basisleistungen bestehend aus Bera-
tungen, Preisanfragen, Zustimmungs- und  
Aussonderungsverfahren erbracht. Die Service-
stelle für den elektronischen Einkauf (eProcure-
ment) hat 2.852 Freitextbestellungen mit ins
gesamt 5.044 Bestellpositionen und dem damit 
einhergehenden Beratungsbedarf bearbeitet. 
Der Gesamtwert der vom HCC erbrachten 
Vergabe- und Beschaffungsaktivitäten beläuft 
sich auf rund 382 Mio. Euro ohne Umsatz
steuer.

419.892 (63 %)
elektronische 
Rechnungen  
in 2023, davon 
12.862 im 
engeren Sinne

E-KRW
Verfahren63 %

37 %

12.862

und Löschungen angepasst. Weiterhin wurden 
13.445 (2022: 188) Geschäftspartner-Stamm-
sätze im LRM-Fördermittel verändert. 

Das HCC wickelte den gesamten unbaren Zah-
lungsverkehr der Hessischen Landesverwal-
tung mit einem Zahlungsvolumen von insge-
samt 580 Mrd. € (2022: 490 Mrd. €) ab. Das 
HCC etablierte eine Zentrale Rechnungsein-
gangsstelle, um den Dienststellen der Hessi-
schen Landesverwaltung im Verfahren „Elekt-
ronisch Kreditorischer Rechnungs Workflow“ 
(E-KRW) die eingehenden Lieferantenrechnun-
gen bereits zu Beginn des Buchungsprozesses 
elektronisch zur Verfügung stellen zu können. 
Dort werden die für die Dienststellen in Papier-
form eingehenden Rechnungen gescannt  
und für die Überleitung in das LRM-Rechnungs-
wesen qualitätsgesichert aufbereitet. 2023 wur-
den 250.895 (2022: 267.610) Belege in der zent-
ralen Rechnungseingangsstelle im HCC bear-
beitet. 

Bereits seit April 2020 können die Lieferanten ihre Rech-
nungen auch direkt in elektronischer Form an das HCC 
senden. 2023 beläuft sich die Zahl der eingegangenen 
elektronischen Rechnungen im Verfahren E-KRW auf 
419.892 (2022: 360.239) und beträgt damit rund 63 % 
des Geschäftsvolumens (2022: 59 %). Darunter beläuft 
sich die Gesamtzahl der elektronischen Rechnungen im 
engeren Sinn auf 12.862 (2022: 6.008).

Landesinterne Steuerberatung

Der Fachbereich Landesinterne Steuerbera-
tung ist das zentrale Steuerbüro des Landes 
Hessen. Er wirkt als Dienstleister bei der Erfül-
lung steuerrechtlicher Verpflichtungen der un-
mittelbaren Landesverwaltung mit, stellt eine 
einheitliche Rechtsanwendung sicher und ist 
ein zentraler Bestandteil des Tax Compliance 
Management Systems (TCMS) des Landes Hes-

5.400
Grundsteuererklärungen 
basierend auf rund  

80.000 
Flurstücken im Besitz  
des Landes Hessen  
wurden fristgerecht zum 
31.01.2023 eingereicht.
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Inventur 
der Kunst- und Naturgüter des Historischen 
Erbes des Landes Hessen

Das HCC entwickelte gemeinsam mit Partnern 
für das Historische Erbe des Landes Hessen 
erstmals eine rein cloudbasierte Inventurlö-
sung. Ziel war, bis Ende des Jahres eine den 
handelsrechtlichen Vorgaben entsprechende 
Inventur sämtlicher Kunst- und Sammlungsgü-
ter des Landes zu ermöglichen. Insgesamt be-
sitzt das Land in diesem Bereich rund 190.000 
zu inventarisierende Anlagen. 

Novum des Projekts war die cloudbasierte 
SAP-Anwendung, mit der die IT-gestützte  
Inventur durchgeführt wurde. Statt der einst 
fehleranfälligen, manuellen Erfassung mittels 
Excel-Listen erleichterte die neu konzipierte 
Lösung nicht nur die Erfassung der Anlage
güter, sondern berücksichtigte zugleich auch 
die fachlichen, sammlungsspezifischen und  
organisatorischen Anforderungen unter Be-
rücksichtigung handelsrechtlicher Vorgaben  
einer Inventur. Vom ersten bis zum letzten 
Schritt erfolgt die Inventur rein digital mithilfe 
einer mobilen Inventur-App sowie weiteren 
Web-Anwendungen zur wissenschaftlichen 
und buchhalterischen Nachbearbeitung der  
Inventurergebnisse. Durch die vom HCC imple-
mentierte Schnittstelle zum LRM Rechnungs-
wesen werden die Inventurdaten in Echtzeit 
übertragen und automatisiert in der Anlagen-
buchhaltung verarbeitet. Die Echtzeiterfassung 
und Speicherung ist ein enormer Vorteil für 
den Inventurprozess und für die beteiligten  
Inventurmitarbeitenden. Die in diesem Projekt 
erstmals in der Hessischen Landesverwaltung 
eingesetzte Technologie eröffnet vielfältige 
Möglichkeiten, die in Zukunft weiter ausgebaut 
werden können.

S/4HANA-Umstellung 

Seit vielen Jahren nutzt Hessens Landesverwal-
tung die Landesreferenzmodelle (LRM) auf Ba-
sis der Softwareprodukte der Firma SAP SE für 
ihre Geschäftsprozesse im Rechnungs- und 
Personalwesen. Gegenwärtig vollzieht sich in 
Teilen der Systemlandschaft dieser LRM ein so-
genannter Releasewechsel – die Umstellung 
der bisher im Rechnungswesen und Personal-
wesen eingesetzten SAP-Anwendungssysteme 
auf SAP S/4HANA. Das HCC hat bereits 
2017/2018 einen Zeitplan für den Releasewech-
sel entworfen, der eine sukzessive Umstellung 
bis spätestens 2027 vorsieht.

Geschäftspartner für das  
LRM Rechnungswesen
Der Geschäftspartner ist das übergeordnete 
Stammdaten-Objekt für die unterschiedlichen 
Geschäftsbeziehungen, die ein Unternehmen 
zu einer Person, einer Gruppe oder einer Orga-
nisation besitzt. Der Geschäftspartner ist ein 
Objekt, um Stammdaten für Kunden, Lieferan-
ten und Mitarbeiter zentral zu verwalten. Der 
Geschäftspartner wurde bereits innerhalb des 
LRM Rechnungswesen für den Landesbetrieb 
Bau und Immobilien Hessen im Immobilienma-
nagement sowie beim Landesreferenzmodell 
Fördermittel verwendet. Die erfolgreiche Um-
stellung für die weiteren Dienststellen der Hes-
sischen Landesverwaltung wurde im Juli 2023 
abgeschlossen.

Business Warehouse (BW)
Bei der Anwendung BW/4HANA handelt es 
sich um ein neues Release zum LRM Berichts-
wesen. Zur Implementierung war eine Migra-
tion bestehender Systeme hin zur neuen An-
wendung notwendig. Diese Migration der BW-
Systemlandschaft auf SAP BW/4HANA vollzog 
sich von Dezember 2022 bis Dezember 2023 
und ging wie geplant am 4. Dezember 2023 
produktiv. Die nahezu reibungslose und fehler-
freie Systemumstellung wurde durch umfang-
reiche Tests vorbereitet und begleitet.

INNOVATIONS-
PROJEKTE DES 
HCC  

190.000
zu inventarisierende  
Anlagen besitzt das  
Land Hessen.
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Budgetverwaltungssystem (BCS) im  
Landesreferenzmodell Rechnungswesen
Aufgrund des Releasewechsels der bisher ein-
gesetzten SAP-ECC-Software auf SAP S/4HANA 
waren auch Anpassungen an der bisherigen 
Budgetierungsanwendung im SAP Rechnungs-
wesen (SAP RW) vorzunehmen. Da diese Funk-
tionen von S/4HANA nicht weiter unterstützt 
werden, erfolgte zum Jahreswechsel 2023/2024 
die produktive Umstellung auf die Funktionen 
des Budgetverwaltungssystems (BCS).  

Human Capital Management (HCM)
Das Human Capital Management (HCM) erstell-
te vorrangig Grobkonzepte für funktionale und 
technische Umstellungsvorhaben, welche das 
LRM Personalwesen und E-Recruiting für den 
Releasewechsel auf SAP S/4HANA vorbereiten 
werden. Zusätzlich wurden weitere Analysen 
für größere Verfahren des Hessischen Kultus-
ministeriums vorgenommen, um diese hessen-
spezifischen Prozesse mit SAP S/4HANA abbil-
den zu können.

E-Recruiting

Bereits im Mai 2021 wurde eine hessenweit ein-
heitliche Personalbeschaffungslösung auf Basis 
des SAP E-Recruiting eingeführt. Das HCC un-
terstützte das E-Recruiting-Projekt maßgeblich 
bei der fachlichen und technischen Umsetzung. 
2023 lag der Tätigkeitsschwerpunkt auf der  
Finalisierung der Überarbeitung des Kandida-
ten-Frontends im Hinblick auf Barrierefreiheit 
und erweiterte Funktionalität. Ausstehende 
Verfahren wurden produktiv gesetzt. Zudem 
wurden Fehlermeldungen und Anregungen 
aus dem praktischen Einsatz abgearbeitet. Das 
Projekt endete 2023 und wurde im Regelbe-
trieb weiter durch das HCC gewartet und be-
treut.

eAU
Elektronische Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung

Zur weiteren Digitalisierung wurde vom Gesetz-
geber das Verfahren „elektronische Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung (eAU)“ auf Grundlage 
von § 125 SGB IV entwickelt. Es zielt auf die  
Digitalisierung des Krankmeldeprozesses; um 
die per Brief versandten Arbeitsunfähigkeits-

bescheinigungen an Arbeitgeber und Kranken-
kassen zu ersetzen. Das Verfahren wurde zum 
Jahresbeginn 2023 für Arbeitgeber verbind-
lich. Alle gesetzlich Krankenversicherten neh-
men teil, auch die sogenannten Minijobber und 
die freiwillig gesetzlich versicherten Beamtin-
nen und Beamten.

Die eAU wurde im LRM Personalwesen einge-
führt. Startschuss war der 19. September 2022; 
die Produktivsetzung erfolgte pünktlich zum  
1. Januar 2023. Seitens der SAP SE waren meh-
rere Programmänderungen und Weiterent-
wicklungen erforderlich, weshalb sich das  
ursprünglich geplante Projektende vom  
31. März 2023 hin zum 30. September 2023 ver-
lagerte.

Projekt: BeKA 
Bedarfs-, Kapazitäts- und Arbeitsplanung  
für Studienseminare

Das im Jahr 2019 gestartete Projekt fokussiert 
sich auf die kundeneigene Entwicklung eines 
SAP-integrierten Planungssystems für die  
hessischen Studienseminare, wobei die gesam-
te Prozesskette des Ausbildungsmanagements 
von der Bedarfsplanung über die Kapazitäts-
planung bis hin zur Arbeitsplanung in den Stu-
dienseminaren abdeckt wird.

Seit Februar 2022 werden die Anwendungen 
im Rahmen eines Pilotbetriebs in zunächst vier 
Pilotseminaren erfolgreich produktiv genutzt. 
2023 kamen weitere zwei Pilotseminare hinzu. 
Weitere Pilotuser sind bereits in Planung.

2023 trat bereits die neue UI5-Anwendung  
Prüfungsplanung in die Entwicklungsphase ein. 
Mit der Anwendung sollen verschiedene Prü-
fungsarten geplant werden können, die die 
Lehrkräfte in Vorbereitung (LiV) absolvieren 
müssen. Eine weitere UI5-Applikation Wunsch- 
und Ausschlusstermine richtet sich an die  
Prüfungsbeteiligten, wie Studienseminarleitun-
gen oder Prüferinnen und Prüfer. Die Anwen-
dung erleichtert die Terminplanung für die  
Planungsbeauftragten. Beide Anwendungen 
„Prüfungsplanung“ und „Wunschtermine“ sol-
len über das Service Portal zugänglich sein.

Am  
1. Januar 
fand die Produktivsetzung 
der eAU im LRM Personal­
wesen statt. Am 19. Sep­
tember 2022 war der Start­
schuss.

2022
werden die Anwendun­
gen im Rahmen eines  
Pilotbetriebs zunächst  
in vier Pilotseminaren 
genutzt. 

2023
kamen zwei weitere hin­
zu. Weitere Pilotuser 
sind bereits in Planung.
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Prüfungsmanagement 4 –  
Internationale Lehramtsabschlüsse
Ergebnis eines bereits abgeschlossenen Vor-
projekts bezüglich der Bewertung ausländi-
scher Lehrerbildungsnachweise für Lehramts-
abschlüsse, mündete in der Entscheidung für 
eine SAP-gestützte Abbildung und zugleich, 
das bereits produktive E-Recruiting System zu 
nutzen. Prozesse, die derzeit außerhalb von 
SAP abgebildet werden, sollen so auf Basis von 
SAP HCM-Anwendungen integriert werden. 
Beispielsweise sollen Deutschprüfungen mit ei-
nem neuen Prüfungsplan und einer Prüferda-
tenbank geplant werden können. In dem seit  
1. Mai 2023 laufenden Umsetzungsprojekt Prü-
fungsmanagement 4 wurde die Beantragung 
und Selbstregistrierung für Antragstellende im 
E-Recruiting-System auf dem vorproduktiven 
Serviceportal bereits testweise eingerichtet. 
Das Projekt läuft noch bis zum 31. Dezember 
2024.

Prüfungsmanagement 5 –  
Besondere Staatliche Prüfungen
Bei der Hessischen Lehrkräfteakademie kön-
nen besondere Staatliche Prüfungen abgelegt 
werden – etwa für Übersetzerinnen und Über-
setzer sowie für Dolmetscherinnen und Dol-
metscher. Die Anmeldung zu den Prüfungen 
erfolgt derzeit über ein analoges Meldeformu-
lar, die Überprüfung der Zulassungsvorausset-
zungen sowie die Verwaltung der Antragstel-
lerdaten über Excel-Listen.

Um zeitgemäße und effiziente Prozesse hin-
sichtlich des Onlinezugangsgesetzes (OZG) zu 
gewährleisten, die bisher außerhalb von SAP 
abgebildet werden, ist die Integration in die 
SAP HCM-Anwendungen geplant. Am 1. No-
vember 2023 startete dazu ein Vorprojekt. Dar-
in wird analysiert, wie das vorhandene E-Re-
cruiting-System für die Selbstregistrierung und 
Prüfungsanmeldung genutzt und die gesamte 
Verwaltung der Kandidatinnen und Kandidaten 
in SAP erfasst werden kann. Das Vorprojekt en-
det zum 31. Oktober 2024 und soll in ein Um-
setzungsprojekt führen.

Einführung  
SAP Identity Management

Im Jahr 2023 wurde der Rollout des Verfahrens 
SAP Identity Management (IDM) zur elektroni-
schen und medienbruchfreien Beantragung 
und Genehmigung von Berechtigungsanträgen 
im LRM Personalwesen und LRM Rechnungs
wesen fortgeführt. Mittlerweile nutzen 23 
Buchungskreise mit über 170 Dienststellen SAP 
IDM für die Verwaltung der LRM-Nutzerinnen 
und -Nutzer; mit der aktuellen Rollout-Staffel 5 
werden weitere 16 Buchungskreise mit etwa 80 
Dienststellen und 14.000 Identitäten produktiv 
gehen. Dadurch erhöhte sich die Benutzer-
freundlichkeit für die betreffenden Anwende-
rinnen und Anwender – zugleich wurden An-
tragsprozesse stark vereinfacht.

nLHO
Novellierung der Landeshaushaltsordnung

2023 lag der Schwerpunkt des Projekts auf der 
Konzeption und Implementierung der Haus-
haltsrechnungslegung, der Vorbereitung des 
Nachtragshaushalts 2024 und des Haushalts 

INNOVATIONS-
PROJEKTE DES 
HCC  

startete ein Vorprojekt das analysiert, wie das 
vorhandene E-Recruiting-System für die Selbst­
registrierung und Prüfungsanmeldung der  
Kandidaten genutzt und die gesamte Verwaltung 
der Kandidaten in SAP erfasst werden kann.

Am 1. November
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2025. Die Teilprojekte Controlling (CO) und 
Vollzug wurden erfolgreich und zeitgerecht  
abgeschlossen. Im Teilprojekt CO wurde unter 
anderem die Neustrukturierung der CO-Stamm-
daten und Umlagen in den Buchungskreisen 
eingeführt. Das Teilprojekt Vollzug hatte die 
Haushaltsprodukte erfolgreich in den Buchungs-
kreisen implementiert. Da beide Teilprojekte 
abgeschlossen wurden, erfolgte ein kontinuier-
licher Übergang der Projektergebnisse in den 
Regelbetrieb. Um die fachlichen Betriebsauf-
gaben optimal zu gewährleisten, wurden die 
fachlichen Aufgaben in einem Fachbereich zen-
tralisiert. Dieser Fachbereich ist seit 1. August 
2023 zentraler Ansprechpartner für das Hessi-
sche Ministerium der Finanzen sowie für die 
Buchungskreise und Ressorts für die Haushalts-
planung/Haushaltsdruck, Vollzug, Rechnungs-
legung und Finanzstatistik.

Änderungen 
im Tarif-/Besoldungs- und Versorgungs
bereich 2023

Infolge des sogenannten „Besoldungskorrek-
turgesetzes“, welches am 22. Februar 2023 be-
schlossen wurde, mussten für die Besoldungs-
zahlung des Monats April 2023 zusätzlich zur  
linearen Anpassung i. H. v. 3,0 % zum 1. April 
2023 weitere Anpassungen vorgenommen 
werden. Es vollzog sich der Wegfall der Besol-
dungsgruppe A5 mit entsprechender Überlei-
tung der vorhandenen Beamtinnen und Beam-
ten sowie der Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger in die Besoldungsgruppe A6. 
Zudem fielen die ersten beiden Stufen bei den 
Besoldungsgruppen R1 und R2 weg, so dass 
1.509 Beamtinnen und Beamte in die jeweils 
übernächste Stufe, höchstens jedoch die Stufe 
12, übergeleitet wurden. 

Bezüglich des „Gesetzes zur Anpassung der 
Besoldung der Grundschullehrkräfte“, welches 
am 27. Juni 2023 beschlossen wurde, musste 
für die zwingend vorgegebene Zahlung des 
Monats August 2023 kurzfristig die technische 
Möglichkeit geschaffen werden, den beamte-
ten Lehrkräften die ab dem 1. August 2023  
geltende höhere Besoldung zu gewährleisten. 
Hierzu wurden zwei Lohnarten eingerichtet, die 
zentral mit Batchinputverarbeitung bei den 
rund 13.000 Beamtinnen und Beamten einge-
spielt wurden.

Umsetzungen zum Pflegeunterstützungs- 
und -entlastungsgesetz (PUEG)
Durch den Deutschen Bundestag wurde am  
26. Mai 2023 das PUEG verabschiedet. Das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte fest-
gestellt, dass die bisherige Beitragserhebung 
in der sozialen Pflegeversicherung (PV) mit  
Artikel 3 des Grundgesetzes unvereinbar war. 
Hintergrund war, dass in der PV bisher beitrags-
pflichtige Eltern unabhängig von der Zahl der 
von ihnen betreuten und erzogenen Kinder mit 
gleich hohen Beitragssätzen belastet wurden.

Ab 1. Juli 2023 wurden die Pflegeversiche-
rungsbeiträge per Gesetz angehoben. Daher 
wurde die SAP SE HR-Anwendung schrittweise 
technisch-funktional erweitert und die Neue-
rungen wurden den Kunden des HCC als  
Update zur Verfügung gestellt. Gleichzeitig  
beauftragte die Bezügestelle beim Regierungs-
präsidium Kassel (RPKS-BS) das HCC per  
Änderungsantrag mit der Implementierung 
und Umsetzung dieser rechtlichen Neuerung 
im LRM Personalwesen mit SAP HR (LRM HR). 

Für die Bezügeabrechnung des Monats Juli 
2023 wurde seitens des HCC in enger Abstim-
mung mit dem Auftraggeber RPKS-BS zunächst 
die Beitragsanhebung von 3,05 auf 3,40 % im 
LRM HR realisiert; Kinderlose zahlen nach der 
Vollendung des 23. Lebensjahres einen Bei-
tragssatz in Höhe von 4 %. Der allein zu zahlen-
de Kinderlosenzuschlag beträgt nun 0,60 %. 
Für jüngere Kinderlose gilt der Basisbeitrags-
satz in Höhe von 3,40 %. Für die Bezügeabrech-
nung des Monats Oktober 2023 wurden die so-
genannten Kinderabschläge maschinell im LRM 
HR rückwirkend zum 01.07.2023 umgesetzt. 
Des Weiteren wurde im Bezügenachweis die 
Anzeige des PV-Beitragssatzes sowie der  
Anzahl der Kinder implementiert. 

Die schrittweise und schließlich komplette so-
wie qualitätsgesicherte Umsetzung im LRM HR 
erfolgte dabei stets in enger Abstimmung mit 
dem RPKS-BS. 

Elektronisches Verfahren zur Abfrage der 
Sozialversicherungsnummer
Arbeitgeber sind seit dem 1. Januar 2023 ver-
pflichtet, die Sozialversicherungsnummer (SV-
Nr.) bei der Deutschen Rentenversicherung 
(DRV) elektronisch abzufragen, soweit der  
Arbeitnehmer dazu keine entsprechenden An-

Am 26. Mai
verabschiedete der  
Bundestag das PUEG.  
Das Bundesverfassungs­
gericht (BVerfG) hatte  
festgestellt, dass die bis­
herige Beitragserhebung 
in der sozialen Pflege­
versicherung (PV) mit 
Artikel 3 des Grund­
gesetzes unvereinbar war.
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gaben macht. Das elektronische Verfahren wur-
de vom HCC in enger Abstimmung mit der  
Bezügestelle beim RPKS-BS erfolgreich im LRM 
Personalwesen mit SAP HR (LRM HR) imple-
mentiert und leistete einen weiteren Beitrag 
zur Digitalisierung.

Reorganisationsmaßnahmen

Hochschule für öffentliches Management 
und Sicherheit (HöMS)
Die Fusion der Polizeiakademie Hessen und 
der Hochschule für Polizei und Verwaltung zur 
HöMS wurde wie geplant zum 31. März 2023 
abgeschlossen.

SMART Vier – Phase II
Im Zuge des vierten Maßnahmenpaketes der 
Strukturmaßnahmen der Steuerverwaltung 
startete am 1. März 2023 die Umsetzung der 
Fusion der fünf Frankfurter Finanzämter sowie 
der Finanzämter Offenbach I und II. Das Projekt 
befindet sich in der Konzept- und Vorberei-
tungsphase zur technischen Abbildung der 
neuen Organisationsstruktur im SAP-System 
des Landes Hessen. Die Umstellung wird zum 
31. März 2024 durchgeführt und mit einer vier-
wöchigen Betriebsunterstützung durch das 
HCC bis zum 30. April 2024 abgeschlossen sein.

Hessische Bereitschaftspolizei mit  
Einrichtung des Hessischen  
Polizeipräsidiums Einsatz (HPE)
Das Hessische Bereitschaftspolizeipräsidium 
erhielt mit Wirkung zum 1. November 2023 die 
Bezeichnung Hessisches Polizeipräsidium Ein-
satz. Zusätzlich wechselten die Aufgaben der 
Direktion Spezialeinheiten dorthin. Die Dienst-
stelle wurde bei der SAP-seitigen Umsetzung 
der Reorganisation durch das HCC unterstützt. 

Einrichtung neuer Sondervermögens
buchungskreise  
In diversen Buchungskreisen werden Sonder-
vermögen abgebildet. Das bedeutet, dass im 
doppischen Abschluss das Zahlenwerk des 
Sondervermögens und das der Kernverwal-
tung zusammen ausgewiesen werden. Um 
Kernhaushalte und Sondervermögen getrennt 
darstellen zu können, wurden im HCC folgende 
Sondervermögensbuchungskreise zum  
1. Januar 2023 eingerichtet und bei der Pro-
duktivsetzung unterstützt: 

•  �Buchungskreis 2586 Sondervermögen Hes-
senkasse (vormals Bestandteil des Buchungs-
kreises 2550),

•  �Buchungskreis 2588 Sondervermögen Hessi-
scher Investitionsfonds (vormals Bestandteil 
des Buchungskreises 2595),

•  �Buchungskreis 2587 Sondervermögen Ver-
sorgungsrücklage des Landes Hessen (vor-
mals Bestandteil des Buchungskreises 2525),

•  �Buchungskreis 2685 Sondervermögen 
HMWEVW mit dem Sondervermögen Uni-
versitätsbibliothek Frankfurt am Main (vor-
mals Bestandteil des Buchungskreises 2695) 
sowie mit dem

•  �Sondervermögen Wohnraum- und Wohnum-
feldförderung (vormals Bestandteil des Bu-
chungskreises 2595).

LRM Personalwesen
Löschen von Reisekostenabrechnungen  

Rund 300.000 Reisekostenabrechnungen wer-
den jährlich elektronisch beantragt und abge-
rechnet – vor der Pandemie waren es sogar bis 
zu 475.000. Im Zuge der Einführung des Ver-
fahrens zu deren Löschung wurde geprüft, wel-
chen datenschutzrechtlichen Anforderungen 
die Verarbeitung und die Aufbewahrung von 
personenbezogenen Daten im Umfeld der Rei-
sekostenabrechnungen unterliegen. Dabei 
wurde unter Heranziehung aller relevanten 
Rechtsgrundlagen definiert, wie lange die Da-
ten aufzubewahren und aus dem HR-System zu 
löschen sind. Das Projekt „Löschen von RTU-
Abrechnungen aus dem LRM Personalwesen“ 
nahm im SAP-System die für die Datenlöschung 
erforderlichen Systemeinstellungen vor und 
korrigierte deren Wirkung nach aufwändigen 
Testaktivitäten. Dabei galt es, die Löschung der 
unterschiedlichen Datengruppen, mit teilweise 
abweichenden Aufbewahrungsfristen, in einer 
aufeinander abgestimmten Reihenfolge durch-
zuführen. Es durften keine negativen Seitenef-
fekte auf die Reisekosten-/Entgeltabrechnung 
und das Rechnungswesen entstehen. Der erste 
Löschdurchgang von RTU-Abrechnungen aus 
den Jahren 2012 bis 2013 wurde im Januar 
2024 im Auftrag der Bezügestelle durch das 
HCC erfolgreich durchgeführt.

Am 1.  
November
erhielt das Hessische  
Bereitschaftspolizei- 
präsidium die Bezeich­
nung: Hessisches 
Polizeipräsidium  
Einsatz.

INNOVATIONS-
PROJEKTE DES 
HCC  
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Schulungsangebote

Nachdem im Frühjahr 2023 die letzten Corona-
schutzmaßnahmen wegfielen, führte der Schu-
lungsbereich des HCC das Kursangebot wieder 
ganz überwiegend in Präsenz durch. Die Schu-
lungen fanden in den Schulungsräumen des 
HCC und bei einzelnen Dienststellen statt. Hin-
zu kamen projektspezifische Schulungen im 
Rahmen der Vorprojekte für die Einführung von 
SAP S/4 HANA in Hessen, wie die Umstellun-
gen auf den SAP-Geschäftspartner beziehungs-
weise das Budgetverwaltungssystem PSM-FM-
BCS. 

Aufgrund der steigenden Nachfrage hat der 
Schulungsbereich insbesondere folgende 
Schulungen online angeboten:

SAP HR-Schulungen
•  �SAP HR Einführung Personalwirtschaft
•  �SAP HR Veranstaltungsmanagement
•  �SAP HR Organisationsmanagement
•  �SAP HR Berichtswesen
•  �Identity Management (IDM)
•  �E-Recruiting – Schulung für  

Personalbeschaffende
•  �E-Recruiting – Schulung für  

Administratorinnen und Administratoren

SAP RW-Schulungen
•  �Elektronischer Kreditorischer  

Rechnungsworkflow (E-KRW)
•  �SAP Kreditorenbuchhaltung
•  �Elektronische Beschaffung mit SAP EBP
•  �SAP CRM Grantor

82 
Fortbildungskurse

(2022: 105)

392 
Teilnehmenden

(2022: 377)

1.712 
Teilnehmertagen

(2022: 1.863)

17 
Kurse online

(2022: 12)

davonmit an

121 
Fortbildungskurse

(2022: 192)

716 
Mitarbeitenden  

aus den Dienststellen  
der Hessischen  

Landesverwaltung  
(2022: 936)

2.031 
Teilnehmertagen

(2022: 2.655)

13 
Kurse online

(2022: 52)

davonmit an

Der Schulungsbereich Personalwesen veranstaltete im Jahr 2023 aus dem Kursangebot:

Der Schulungsbereich Rechnungswesen veranstaltete im Jahr 2023 aus dem Kursangebot:

 
2023
fand das Kursangebot 
des Schulungsbereichs 
des HCC wieder über­
wiegend in Präsenz statt.
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DER OBERFINANZ- 
DIREKTION  
FRANKFURT AM MAIN
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Landeszentralabteilung 
sowie Besitz- und Verkehrsteuerabteilung

Im steuerlichen Aufgabenbereich übt die OFD 
Frankfurt die Dienst- und Fachaufsicht über die 
28 hessischen Finanzämter aus und arbeitet 
eng mit dem Studienzentrum der Finanzverwal-
tung und Justiz in Rotenburg a.d. Fulda sowie 
der Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung 
(HZD) in Wiesbaden zusammen.

Als Mittelinstanz koordiniert sie die Aufgaben-
erledigung der örtlichen Finanzämter und stellt 
die praxisgerechte und bürgernahe Umsetzung 
der Steuergesetze sicher. Dabei bietet sie den 
Finanzämtern Unterstützung in der steuerfach-
lichen Arbeit mit ausgeprägter Fachkompetenz 
und sichert den gleichmäßigen Gesetzesvollzug.

Sie unterstützt die Finanzämter im adminis-
trativen Bereich durch Serviceleistungen 
insbesondere in der Personalwirtschaft und 
der Organisation, stellt den Dienststellen die 
erforderlichen Ressourcen zur Verfügung, ist 
verantwortlich für die Schaffung leistungsfähi-
ger Strukturen und sorgt für effiziente Verwal-
tungsabläufe und effektive Automationsunter-
stützung. Als Einstellungsbehörde ist sie darü-
ber hinaus für alle Personalfragen zuständig.

Weitere zentrale Dienstleistungsfunktionen für 
die Landesverwaltung nimmt die OFD Frank-
furt mit der Verwaltung der Fiskalerbschaften 
für das Land Hessen sowie der Abwicklung 
der Selbstversicherung für die landeseigenen 
Kraftfahrzeuge wahr.

 
Bauabteilung

Die Bauabteilung der OFD Frankfurt steuert als 
fachaufsichtsführende Ebene aller Bauangele-
genheiten des Bundes inklusive der militäri-
schen Einrichtungen der Bundeswehr sowie 

der amerikanischen Gaststreitkräfte die Pla-
nungen und Umsetzungen durch den operati-
ven Dienstleister Landesbetrieb Bau und Im-
mobilien Hessen (LBIH).

Hessisches Competence Center

Die Abteilung Landesdienste der OFD Frank-
furt ist mit einer eigenen Haushaltsstruktur aus-
gestattet und als Hessisches Competence  
Center für Neue Verwaltungssteuerung in 
Wiesbaden (HCC) teilverselbstständigt. Das 
HCC fungiert als zentraler Dienstleister für alle 
Ressorts und Dienststellen der Hessischen Lan-
desverwaltung und bietet ein umfassendes 
Leistungsspektrum für Beschaffungen und die 
Finanzbuchhaltung mit dem zentralisierten 
Zahlungsverkehr (früher Staatskasse) bis hin zur 
Erstellung der jährlichen Landesbilanz. Außer-
dem ist das HCC Dienstleistungszentrum für 
die Entwicklung und Wartung der SAP-Systeme 
der Hessischen Landesverwaltung.

Als Mittel
behörde
nimmt die OFD Frankfurt 
eine Koordinierungs­
funktion zwischen Bund, 
Landesministerien und 
den hessischen Finanz­
ämtern ein.
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Organigramm

Landeszentralabteilung

– Lz –

Steuerabteilung

– St –

Bauabteilung

– Ba –

Abteilung Landesdienste (HCC)

– Ld –

Referat Lz 1
Personalsachen OFD, Hausdienste, 

Kfz-Wesen

Referat St 1
Umsatzsteuer und  

Koordinierungsstelle Umsatzsteuer

Referat Ba 1
Controlling, Haushalt und 

Organisation

Bereich Ld 1
Zentrale Beschaffung

Referat Lz 2
Organisation, Ausstattung und 

Unterbringung der FÄ

Referat St 2
Einkommensteuer, Lohnsteuer 

Referat Ba 2
Fachaufsicht Bundesbau Zivil und 

Zuwendungsbau 

Bereich Ld 2
Anwendungssysteme Rechnungs-

wesen und Berichtswesen

Referat Lz 3
SAP HCM, Controlling, Haushalt und 
Finanzbuchhaltung, Selbstversiche-
rung, Unfallschäden, Allgemeines 

Justiziariat, Fiskalerbschaften

Referat St 3
Betriebsprüfung, Finanzplatz Ffm, 
IT-Außendienste, Steufa/ BuStra, 

Betriebsprüfungsstrategie

Referat Ba 3
Fachaufsicht Bundesbau Militär und 

Gaststreitkräfte

Bereich Ld 3
Fachliches HCC

Referat Lz 4
Personalsachen höherer Dienst, 

Personalsachen Steuerverwaltung, 
Demografie, Personaljustiziariat

Referat St 4
Vollstreckung, Kassenwesen und 

Insolvenzrecht

Referat Ba 4
Vergabe- und  

Vertragsangelegenheiten

Bereich Ld 4
Anwendungssysteme Personalwesen  

und Betriebsprozesse

Referat Lz 5
IT-Dienstleistungen

Referat St 5
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, 

KapSt, UmwStG, InvStG, Bilanz-
steuerrecht, Personengesellschaften

Referat Ba 5
Korruptionsschutz / Geschäftsstelle 

Hochschule Bundesbau 

Bereich Ld 5
SAP-Technologie und  
CCOE-Management

Referat Lz 6
Aus- und Fortbildung,  

Gesundheitsmanagement, 
Vereinbarkeitskultur

Referat St 6
Internationale Besteuerung,  

AO, FGO, StBerG, MÜSt,  
Fachautomation GINSTER

Referat Ba 6
Großprojekte / Geschäftsstelle 

Großprojekte und  
Risikomanagement 

Bereich Ld Z
Zentralbereich

Referat St 7
Bewertung, GrundSt, VerkSt,  

ErbSt, Landwirtschaft / Forstwirtschaft 
Sachverständige

Referat St 8
Steuergestaltungsmodelle

Referat St 9
Steuerliche Gestaltungen mit 

strafrechtlichem  
Ermittlungsschwerpunkt

Oberfinanzpräsidentin

Konstanze Bepperling

Persönliche Referentin der  
Oberfinanzpräsidentin, 

Referentin für Öffentlichkeitsarbeit

Gemeinsame Datenschutz
beauftragte für die OFD und die FÄ
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